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Individuelles Wahlrecht 

Nach dem Willen der EVG sollen die Eisenbahner 
wählen können: Mehr Geld, weniger Arbeit oder 
mehr Urlaub. 
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Explosion rechter Gewalt 

ln diesem Jahr zählte die sächsische Linkspartei 
40 Fälle von Anschlägen auf Büros und andere 
Übergriffe.. 

Seite 5 




Thema der Woche 


Kein Zurück zum Krieg 

Die knappe Ablehnung des Friedensabkom¬ 
mens in Kolumbien wird den Prozess des 
Übergangs der FARC in eine unbewaffnete 
politische Kraft nicht aufhalten - 52 Jahre be¬ 
waffneten Kampfes gehen zu Ende. Die ehe¬ 
maligen Kämpferinnen und Kämpfer halten 
an ihrem Ziel einer gerechten Gesellschaft 
fest. Die niedrige Wahlbeteiligung am Refe¬ 
rendum zum Friedensabkommen deutet da¬ 
rauf hin, dass der unbewaffnete Kampf nicht 
einfach wird. 
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USA eskalieren 


Syrien-Gespräche abgebrochen - Sicherheit und Frieden gibt es nur mit Russland 


US-amerikanische Special Forces auf dem Weg zum Einsatz 


D ie USA haben die Gespräche 
mit der russischen Regierung 
zur Schaffung einer Waffenru¬ 
he in Syrien abgebrochen. Das erklär¬ 
te am Montag das US-Außenminis¬ 
terium in Washington. Der Sprecher 
des Außenministeriums, John Kirby, 
gab allein Russland die Schuld an der 
Situation. Er warf Russland und der 
mit ihm verbündeten Regierung des 
syrischen Präsidenten Baschar al-As- 
sad vor, die Angriffe auf zivile Ziele 
in dem Bürgerkriegsland - vor allem 
auf Aleppo - verstärkt zu haben. Für 
die russische Regierung, die das zu¬ 
rückwies, ist der Abbruch der Ge¬ 
spräche auch ein Zeichen dafür, dass 
Washington an einer Friedenslösung 
unter Beteiligung der syrischen Re¬ 
gierung nicht interessiert ist und nach 
wie vor mit aller Macht einen Regi¬ 
mewechsel in Damaskus anstrebt. Da¬ 
für suche man (die USA) sogar einen 
„Pakt mit dem Teufel“mit Dschabhat 
al-Nusra. 

Die Entscheidung der US-Regie- 
rung ist zu einem Teil auch der Wahl¬ 
kampfsituation im eigenen Fand ge¬ 
schuldet. Sie hat vor allem mit der US- 
Globalstrategie sowie den Zielen in 
Syrien und der ganzen Region zu tun 
und mit der Politik der USA und der 
anderen NATO-Staaten - einschließ¬ 
lich Deutschlands - gegenüber Russ¬ 
land. Auch dazu wird aufgerüstet, wer¬ 
den die Atomwaffen modernisiert. 

Im Aufruf zur Friedensdemons¬ 
tration in Berlin am 8. Oktober heißt 
es unter anderem: „Die NATO hat ihr 
altes Feindbild wiederbelebt, schiebt 
ihren politischen Einfluss und ihren 
Militärapparat durch Stationierung 
schneller Eingreiftruppen, Militärma¬ 
növer, dem sogenannten Raketenab¬ 
wehrschirm - begleitet von verbaler 
Aufrüstung - an die Grenzen Russ¬ 
lands vor. (...) Russland antwortet mit 
politischen und militärischen Maßnah¬ 
men. Dieser Teufelskreis muss durch¬ 
brochen werden.“ Kirby bestätigte am 
Montag zudem, dass die USA ihre 
Spezialisten zurückrufen, die sich ge¬ 
meinsam mit Russland mit der Reali¬ 
sierung eines entsprechenden Abkom¬ 
mens zur Waffenruhe befassen sollten. 


Kirby teilte am Montag auch mit, 
dass nach Abbruch der Gespräche 
„nur militärische Kommunikationska¬ 
näle“ aktiv bleiben, „um einen Kon¬ 
flikt zwischen den Fuftstreitkräften 
Russlands und der USA im Fuftraum 
über Syrien zu verhindern“. Wäre da¬ 
mit aber ein zufälliger Konflikt zwi¬ 
schen Flugzeugen beider Fänder aus¬ 
geschlossen? Und was dann? 

Angesichts der Situation in der 
Ukraine und den NATO-Truppen in 
unmittelbarer Nähe der russischen 
Grenze könnte ein solcher Konflikt 
schnell zur Eskalation führen. Sicher¬ 
heit in Europa, Frieden in Syrien gibt 
es nur mit Russland. 

In dieser Situation meldete sich 
der SPD-Vorsitzende und Vize- 
Kanzler Gabriel zu Wort und gab 
der Friedensbewegung Ratschläge. 
Am 23. September rief er auf einer 


SPD-Fraktionssitzung dazu auf, 
vor den Botschaften der USA und 
Russlands zu demonstrieren. Es ist 
sicher, dass wir ihn - mitverantwort¬ 
lich für die Politik der Bundesregie¬ 
rung - am 8. Oktober auf der Frie¬ 
densdemonstration in Berlin nicht 
sehen werden, denn die richtet sich 
auch gegen deutsche Militäreinsät¬ 
ze in aller Welt, gegen die Militär¬ 
basen auf deutschem Boden wie 
Ramstein und Kalkar, mit deren 
Hilfe Kriege in aller Welt geführt 
werden, gegen deutsche Waffenlie¬ 
ferungen und steigende Rüstungs¬ 
ausgaben, gegen eine Militärmacht 
EU-Europa. Am Montag hatten 
bereits mehrere hundert Menschen 
in Kalkar und Essen demonstriert, 
(siehe Seite 8). 

Die DKP stellt zu Gabriels „Rat¬ 
schlag“ in einer Presseerklärung fest: 


„Kurz vor der bundesweiten Frie¬ 
densdemonstration am 8. Oktober 
in Berlin kann dies nur als Manöver 
verstanden werden, die Rolle der 
deutschen Bundesregierung sowie 
ihre Parteinahme für die USA aus 
dem Fokus der Proteste zu nehmen. 
Gemeinsam mit anderen Erstunter¬ 
zeichnern des Demonstrationsauf¬ 
rufs hat auch die DKP erklärt: ,Wir 
akzeptieren nicht, dass Krieg immer 
alltäglicher wird und Deutschland ei¬ 
nen wachsenden Beitrag dazu leistet: 
in Afghanistan, Irak, Fibyen, Syrien, 
Jemen, Mali. Der Krieg in der Uk¬ 
raine ist nicht gestoppt. Immer geht 
es letztlich um Macht, Märkte und 
Rohstoffe. Stets sind die USA, NA- 
TO-Mitgliedstaaten und deren Ver¬ 
bündete beteiligt, fast immer auch 
direkt oder indirekt die Bundesre¬ 
publik.’“ (Siehe Seite 9) Nina Hager 


Nazi-Überfall in Dortmund 



Foto: United States Navy 


DKP ruft dazu auf, den Stadtteil Dorstfeld nicht den rechten Gewalttätern zu überlassen 


Am vergangenen Freitag überfielen 
Dortmunder Neonazis einen Info- 
Stand der DKP Dortmund am Wil¬ 
helmplatz in Dorstfeld. Dabei wurden 
der Vorsitzende der DKP Dortmund, 
Wolfgang Richter, sowie ein weiteres 
DKP-Mitglied durch Reizgas verletzt. 
Bei Wolfgang Richter war die Verlet¬ 
zung so gravierend, dass er sich ambu¬ 
lant im Krankenhaus behandeln las¬ 
sen musste. Der Überfall geschah nur 
einen Tag nach der Ankündigung der 
Polizei, in Dorstfeld noch stärker nach 
dem Rechten - genauer nach dem 
Neonazitrupp, der sich „die Rechten“ 
nennt - zu schauen. 

Zum Tathergang: Mehrere Neona¬ 
zis, darunter auch der stadtbekannte 
Siegfried Borchardt, bekannt auch als 
„SS-Sigi“ tauchten trotz eines in un¬ 
mittelbarer Nähe stationierten Poli¬ 


zeipostens direkt an dem angemelde¬ 
ten Informationsstand der DKP auf, 
um zu stören, die Aktivist/innen der 
DKP zu provozieren und sie unter 
anderem durch Fotografieren einzu¬ 
schüchtern. Mehrfach machten die 
Faschisten auch denVersuch, auf dem 
Tisch ausliegende Fisten mit Unter¬ 
schriften zur Unterstützung der For¬ 
derung nach dem Verbot der Partei 
„Die Rechte“ zu stehlen beziehungs¬ 
weise ebenfalls zu fotografieren. Als 
sie auf das Geschehen aufmerksam 
gemacht worden war, schritt etwas 
später die Polizei ein und untersagte 
die Umtriebe in der Nähe des Info¬ 
standes. Erst danach kam es zur At¬ 
tacke mit dem Reizgas. Ein junger 
Mann, der zuvor nicht in Erscheinung 
getreten war, täuschte Interesse an 
den Publikationen auf dem Infotisch 


vor, zog dann plötzlich eine Sprühdo¬ 
se aus der Tasche, sprühte den Genos¬ 
sen Reizgas ins Gesicht und flüchte¬ 
te anschließend in die nahegelegene 
Parkanlage. 

Der Überfall der Neonazis soll 
ihrer Vorstellung nach offensichtlich 
beweisen, dass sie trotz aller Ansagen 
der Polizei den Stadtteil Dorstfeld als 
„ihr Revier“ beanspruchen und da¬ 
mit eine so genannte „No-go-Area“ 
für Fremde, Demokrat/innen und 
Antifaschist/innen schaffen können. 
Und einmal mehr sollte mit brutaler 
Gewalt Eindruck bei den Überfalle¬ 
nen gemacht werden. Das darf und 
wird nicht gelingen. Es bleibt bei der 
inzwischen von vielen Menschen Un¬ 
terzeichneten und in Dorstfeld noch 
einmal begründeten Forderung: Die 
Partei „die Rechte“ verbieten! Die 


DKP Dortmund wird weiterhin aktiv 
sein - kein Dortmunder Stadtteil darf 
den alten und neuen Nazis überlassen 
werden! 

Als sinnvolle und solidarische Ant¬ 
wort in Dorstfeld könnten und sollten 
demokratische und antifaschistische 
Gruppen den Wilhelmplatz nun noch 
regelmäßiger für politische Infostän¬ 
de oder -Veranstaltungen benutzen. 
Die Kampagne „Es reicht - gemein¬ 
sam gegen rechte Gewalt“ hat am 
24. September viele Organisationen, 
unter ihnen auch die DKP, vereinigt 
und politisch überzeugend gewirkt - 
sie sind auch vor Ort gefordert. An die 
Beispiele erfolgreicher Gegenwehr in 
anderen Stadtteilen sei erinnert. Fasst 
uns daran anknüpfen und aktiv sein 
gegen Neonazismus! 

DKP Dortmund 


Die 

Waffen 

nieder! 

Bundesweite 
Friedensdemonstration 
am 8. Oktober 



Mit Entsetzen und Abscheu verfolgt 
die Friedensbewegung seit fünf Jahren 
den Krieg in und gegen Syrien. Hun- 
dertausende Tote und Millionen auf 
der Flucht sind das Ergebnis der krie¬ 
gerischen Auseinandersetzung, in der 
sich innere Gewaltkonflikte, äußere 
Einflüsse, Interventionen, religiöser Fa¬ 
natismus, Terrorismus und eine Politik 
des Regime-Change zu einem verhee¬ 
renden Mix verbinden. Nicht zuletzt 
trägt das verbale Aufrüsten aller Sei¬ 
ten zu einer scheinbar unlösbaren Ge¬ 
waltspirale bei. Es ist gerade diese sich 
aufschaukelnde Stellvertreter-Dimen¬ 
sion des Krieges, die in eine weit über 
Syrien oder die Region hinausführende 
Kriegsbedrohung eskalieren kann. (...) 

Selektive medial hochgepeitschte 
„Empörung“ sind Teil der Feindbild- 
Konstruktionen und der herrschenden 
Doppelmoral. Wir sind prinzipiell gegen 
die „Logik des Krieges“ und des Milita¬ 
rismus und engagieren uns für die „Lo¬ 
gik des Friedens“ überall: in Syrien, im 
Jemen, in Libyen, in Afghanistan, in So¬ 
malia, im Irak. Wir appellieren beson¬ 
ders an die USA und Russland: verhan¬ 
delt wieder. (...) 

Einseitige Schuldvorwürfe helfen 
nichts. Jeder der Beteiligten kann mit 
einem Finger auf den oder die ande¬ 
ren zeigen, drei Finger zeigen auf ihn 
selbst. Eigene geostrategische Inter¬ 
essen von Pipelines bis Militärstütz¬ 
punkten sind nicht friedensfördernd. 
Besonders an die USA und NATO ge¬ 
richtet gilt: Wer im Glashaus des ver¬ 
lorenen „Krieges gegen den Terror“ 
sitzt, der so viel Chaos, Elend und Zer¬ 
störung gerade über die Region des 
Nahen und Mittleren Ostens gebracht 
hat, soll nicht mit den Steinen einer 
moralischen Empörung werfen. (...) 

Verantwortung für die Kriege in 
der Region trägt auch die Bundesre¬ 
gierung: Es sind auch deutsche Waffen 
mit denen der Krieg geführt, die isla¬ 
mitischen Terroristen ausgestattet und 
finanziert werden. Deutsche Waffen 
morden wieder mit - auf beiden Sei¬ 
ten. Ein Ende jeglichen Waffenexports 
in alle Krisengebiete ist eine unabding¬ 
bare Notwendigkeit ziviler Konfliktlö¬ 
sungsstrategien. 

Ohne Druck der Friedensbewe¬ 
gungen wird es keinen Friedenspro¬ 
zess geben! 

Deswegen rufen der Bundesaus¬ 
schuss Friedensratschlag, die Ko¬ 
operation für den Frieden und die 
Berliner Friedenskoordination zur 
Teilnahme an der bundesweiten Frie¬ 
densdemonstration am 8. Oktober in 
Berlin auf: „Die Waffen nieder!“ 

Aus der Erklärung des Vorbereitungskreises 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Herbert Schedlbauer zur „Flexirente“ der SPD 


Nahles macht's billig 


Andrea Nahles will dazu gehören. 
Zur Sozialabbau-Partei-Deutsch- 
lands. Die einst dunkelorange And¬ 
rea, in einer gar nicht roten Partei, 
tritt in die Fußstapfen der Münte¬ 
ferings, Steinbrücks und Gabriels. 
Als Befürworterin einer „Flexiren- 
te“ befindet sie sich in trauter Ein- 
vernehmlichkeit mit diesen Sozi¬ 
alkillern. Die Drahtzieher der gro¬ 
ßen Koalition im Hintergrund, die 
Bundes Vereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände (BDA) hal¬ 
ten sich zwar noch bedeckt. Doch 
Nahles geht auf Tuchfühlung mit 
der BDA und den Gewerkschaften. 
Erste Gespräche sind bereits gelau¬ 
fen. Sie will mit BDA und DGB an 
einen Tisch. Früher nannte man das 
Konzertierte Aktion. 

In der vergangenen Woche behan¬ 
delte der Bundestag dann auch schon 
mal den Gesetzesentwurf. Statt bis 
siebzig zu arbeiten, soll jeder so lan¬ 
ge malochen, wie er will oder kann. 
Die „Freiheit“ besteht darin, wer es 
nicht schafft bis zur Regelaltersrente, 
bekommt nach wie vor die Rentenab¬ 
zugsklatsche zu spüren. Schon heute 
sind 40 Prozent der 55- bis 65-Jährigen 
erwerbslos. Die Zahl der Langzeit¬ 


kranken steigt in diesem Lebensab¬ 
schnitt ebenfalls überdurchschnittlich. 

Die meisten finden im Alter nur 
noch Minijobs oder andere prekäre 
Beschäftigungen. Da ist die „Flexi- 
rente“ für die Unternehmer eine fei¬ 
ne Sache. Die SPD, der verlängerte 
Arm für billige Arbeitskräfte mit 
Teilrente und Billigjobs, steht bei Fuß. 
Statt Aufstocker mit Job, jetzt Neu: 
Rentenaufstocker. Mit dieser zusätz¬ 
lichen Art von Ausbeutung, offiziell 
im Rentenentwurf zu finden, geht die 
SPD hausieren und erhofft sich Wahl¬ 
kampfhilfe von den Gewerkschaften. 

Dieses SPD-Renten-Konzept 
wird keinesfalls das Rentenniveau 
anheben, wird die Armutsfalle im 
Alter nicht beseitigen. Nahles ist die 
Verfechterin und eiserne Lady für ei¬ 
nen flexiblen Übergang in die Rente. 
Sie will diese, weil andere Vorschläge, 
zum Beispiel die der Gewerkschaf¬ 
ten, 18 Milliarden Euro jährlich von 
oben nach unten brauchen. Das weiß 
man in der SPD-Baracke in Berlin. 
Als Arzt am Krankenbett des Kapi¬ 
talismus wird die SPD diese Umver¬ 
teilung verhindern. Selbst auf die Ge¬ 
fahr des eigenen Untergangs und der 
Abstrafung durch den Wähler. 


Streikwaffe schärfen 

Konferenz der RLS berät über Arbeitskämpfe 


„Es gibt keine demokratische Gesell¬ 
schaft ohne Streikrecht.“ Diese einfache 
Feststellung traf Wolfgang Däubler, Ar¬ 
beitsrechtler an der Universität Bremen, 
zum Schluss seines Vortrages. Er sprach 
vor etwa 600 Hörern, die am vergange¬ 
nen Wochenende zur dritten Streikkon¬ 
ferenz „Gemeinsam gewinnen! - Er¬ 
neuerung durch Streik“ nach Frankfurt 
gekommen waren. Veranstalter war die 
Rosa-Luxemburg-Stiftung, die in diesem 
Jahr acht Geschäftsstellen der IG Metall 
und weitere Gliederungen von ver.di als 
Mitveranstalter gewinnen konnte. 

Unverändert gegenüber den frühe¬ 
ren Tagungen (in Stuttgart und Hanno¬ 
ver) richtete sich die Konferenz an Ge¬ 
werkschafter und Praktiker im gewöhn¬ 
lichen Klassen- und Arbeitskampf. Es 
geht um Erfahrungsaustausch, um den 
fortwährenden Versuch, Lehren aus den 
täglichen Kämpfen, den wenigen Siegen 
und vielen Niederlagen zu ziehen. Das 
Konzept der Tagung sah dementspre¬ 
chend wenig Plenarvorträge und sehr 
viele Arbeitsgruppen vor - mit vielen 
und vielfältigen Themen. Hier einige da¬ 
von: Kampf um den Flächentarifvertrag, 
Internationale Gewerkschaftsarbeit, Be¬ 
triebliche Ausbildung und Praktika, Ge¬ 
werkschaftsarbeit in Pflege und sozialen 
Diensten, Angriffe auf das Streikrecht 
und Union Busting, Kampf gegen Werk¬ 
verträge und Leiharbeit, Mobilisierungs¬ 
konzepte vor dem Streik, Demokratische 
Strukturen im Streik, Einsatz von Warn¬ 
streiks. Es geht darum, wie ein Teilneh¬ 
mer formulierte, die Waffe des Streiks zu 
schärfen und sie den Umständen und den 
Taktiken des Klassengegners anzupassen. 

In seinem Vortrag zu den Versuchen, 
das Grundrecht auf Streik einzuschrän¬ 
ken, vertrat Däubler die These, dass die 
im Vergleich zu anderen Ländern in 
Deutschland niedrige Zahl an Streiks 
weniger mit der angeblichen Unterta¬ 
nenmentalität der Deutschen zu tun 
habe, sondern mit dem im Vergleich sehr 
viel restriktiveren Streikrecht. Er zeigte 
sich zuversichtlich, dass das seit Juli 2015 
gültige „Tarifeinheitsgesetz“ vom Bun¬ 
desverfassungsgericht kassiert werde, 
weil es selbst vom Standpunkt des Kapi¬ 
tals aus wenig praktikabel sei. 

In ihrer Übersicht über die Arbeits¬ 
kämpfe des vergangenen Jahres hob In¬ 
grid Artus (Universität Erlangen) zwei 
lange und erbittert geführte Streiks her¬ 
vor: den Streik der Erzieher und Erzie¬ 
herinnen für höhere Entlohnung und 
den Streik für die Tarifeinheit bei der 
Post. Ersterer sei ein lange vorbereite¬ 
ter und ein „offensiver“ Streik gewesen. 
Es sei den in den Kitas Beschäftigten um 
höheren Lohn, vor allem aber auch um 


die Anerkennung ihrer Arbeit gegangen. 
Beides sei nur begrenzt erreicht worden. 
Es sei den Streikenden und ver.di nicht 
gelungen, mit dem Streik die Arbeitge¬ 
ber ökonomisch zu treffen. Beim Be¬ 
schluss über das Streikende habe sich 
der demokratische Prozess als „holprig“ 
erwiesen, sagte Artus. 

Eindeutig defensiv war dagegen nach 
ihrer Meinung der Streik bei der Post. 
Die Gewerkschaft und die Beschäftig¬ 
ten seien von der Offensive des Manage¬ 
ment überrascht gewesen, die durch die 
Gründung lokaler Auslieferungsgesell¬ 
schaften den bestehenden Tarifvertrag 
zerschlagen wollte. Das Ziel des Streiks, 
genau das zu verhindern, sei nicht er¬ 
reicht worden, obwohl es gelungen sei, 
die Beschäftigten der Post für die Streik¬ 
ziele zu motivieren und zu mobilisieren. 
Die Post habe Leiharbeiter als Streikbre¬ 
cher eingesetzt und die Beschäftigten mit 
einer Vielzahl von Mitteln unter Druck 
gesetzt. In einer der Diskussionsgrup¬ 
pen, die sich mit dem Poststreik befasste, 
wurde ebenfalls kritisch angemerkt, dass 
sich die Gewerkschaft von der brutalen 
Strategie des Managements habe über¬ 
raschen lassen. Das sei erstaunlich, wenn 
man berücksichtige, wie lange das Ma¬ 
nagement des Konzerns schon so agiere, 
dass es dazu vom Hauptaktionär Bund 
schon seit langem ermuntert worden und 
dass im Aufsichtsrat des Unternehmens 
auch ver.di vertreten sei. 

Artus zitierte in ihrem Vortrag Fanny 
Zeise, die zusammen mit Florian Wilde 
die Konferenz organisiert hatte, mit deren 
Bemerkung, es komme darauf an, „in die 
Offensive zu kommen.“ Das sei höchstens 
in Teilbereichen gelungen. Der Erfolg bei 
der Berliner Charite könne als Ansatz da¬ 
für gewertet werden, weil es gelungen sei, 
Forderungen nach Personalplanung und 
Arbeitszeit durchzusetzen. Dennoch sei 
die Haupttendenz immer noch die De¬ 
fensive, befand Artus. Ein Grund dafür 
sei, dass der Staat sich immer eindeuti¬ 
ger auf die Kapitalseite geschlagen habe. 
Die viel zitierte „Tarifautonomie“ gebe es 
kaum noch. Im Arbeitskampf hätten sich 
mittlerweile drei Sphären herausgebildet: 
Es gebe die „Erste Welt“ - vor allem in 
der Metall- und Elektroindustrie, wo es 
noch weithin gültige Tarifverträge gebe, 
um die zu kämpfen es lohne. Als „2. Welt“ 
bezeichnete Artus den „zerklüfteten öf¬ 
fentlichen Dienst“ und Bereiche wie den 
Einzelhandel, wo die Offensive von Ka¬ 
pital und Staat anhält, wo aber auch Ab¬ 
wehrkämpfe zuweilen zu Erfolgen führ¬ 
ten. Die „Dritte Welt“ sei von Leiharbeit, 
prekärer Beschäftigung, Tagelöhnerei 
und Minijobs gekennzeichnet. 

Lucas Zeise 


DGB für höhere Renten 


„Riester“ ist selbst für Befürworter gescheitert 



DGB-Vorsitzender Hoffmann und Arbeitgeberpräsident Kramer gemeinsam unter einem Regenschirm am i. Mai 


„Rente muss reichen“, heißt es aktuell 
beim DGB. Er will vor der Bundestags¬ 
wahl Druck aufbauen: Stoppt die Sen¬ 
kung des Rentenniveaus und hebt es 
wieder an! Seit nicht mehr das Brutto 
weiterhin Bemessungsgrundlage der 
Beiträge, sondern der Nettolohn zur Be¬ 
rechnungsgröße der Renten wurde, sank 
deren Niveau weit unter die früheren 60 
Prozent. Mit der Riester-“Reform“, der 
Teilprivatisierung der Rente, sank es 
auf aktuell rund 48 Prozent. Die durch¬ 
schnittliche Rentenhöhe lag 2014 bei 
den männlichen Rentenzugängen im 
Westen bei 980 Euro (Frauen 562) und 
bei denen im Osten bei 952 Euro (Frau¬ 
en 814). Wo der Durchschnitt schon ma¬ 
ger ist, langt es im unteren Drittel nicht 
mal für die Existenzsicherung, wenn die 
gesetzliche Rente das einzige nennens¬ 
werte Einkommen ist. Wie Frau Nah¬ 
les laut der Mainzer Allgemeinen vom 
29. September auf aktuell 2 543 Euro 
verfügbares Einkommen bei heutigen 
Rentnerhaushalten, 1 614 bei alleinste¬ 
henden Rentnern bzw. 1 420 bei Rent- 
nerinnen kommt, ist nicht nachvollzieh¬ 
bar. Ein Dementi wurde nicht bekannt. 
Sollten da auch jene dabei sein, die nicht 
von Rente, sondern von Rendite leben? 

Insgesamt beziehen 20,8 Mio. Men¬ 
schen Rente, 53,3 Mio. sind versichert. 
17,7 Mio. haben eine betriebliche Al¬ 
tersversorgung, 16,5 Mio. Riesterverträ- 
ge. Wenn man jetzt im Arbeitsministeri¬ 
um feststellt, dass bis 2045 das Renten¬ 
niveau auf 41,6 Prozent sinken werde, 
überrascht das nicht. Die Agendapolitik 
schuf einen Niedriglohnsektor, Beschäf¬ 
tigungsverhältnisse ohne Rentenversi¬ 
cherungspflicht, Scheinselbstständige 
wie Ich-AG usw. und erhöhte damit den 
Druck auf alle Löhne, deren Anteil am 
Bruttoinlandsprodukt auf historische 
Tiefststände sank. 2015 betrug er wieder 
68 Prozent, 1974 knapp 75 Prozent. Hier 
wird deutlich, dass alles, was die Kampf¬ 
kraft der Gewerkschaften schwächt, sich 
rentensenkend auswirkt. Von Kohls „Re¬ 
form“ des damaligen § 116 AFG über 


Schröders Tariföffnungsklauseln (wenn 
das die Tarifvertragsparteien nicht selbst 
regeln, machen wir das per Gesetz) bis 
hin zu Nahles 4 Tarifeinheitsgesetz. Wer 
in den Medien anlässlich gewerkschaft¬ 
licher Kämpfe für mehr Lohn Zeter und 
Mordio schreit, trägt auch zur Renten¬ 
misere bei; denn die Höhe der Löhne 
über die Jahre entscheidet, von was es 
z.B. 48 oder 41,6 Prozent gibt.Nicht je¬ 
der, der klagt, hat progressive Lösungen 
im Sinn. Die Finanzwirtschaft und deren 
Sachwalter in Politik und Medien drän¬ 
gen auf mehr „private Vorsorge“ und 
eine kapitalgedeckte Altersvorsorge. 
Sie fabulieren von der „überlebten“ ge¬ 
setzlichen Rentenversicherung, aus der 
die heute jungen Beitragszahler nichts 
mehr bekämen. Zugleich sollen die Al¬ 
ten auf Kosten der Jungen leben. Dabei 
ist die gesetzliche Rentenversicherung 
seit über 130 Jahren grundsätzlich sta¬ 
bil, während u.a. „Riester“ selbst für 
Befürworter gescheitert ist. Es geht den 
Banken und Versicherungen um jene 
270 Mrd. Einnahmen (2015) der gesetz¬ 
lichen Rentenversicherung, die privater 
Profitmacherei entzogen sind. Auch des¬ 
halb sollten sich die Gewerkschaften auf 
keine „Lösungen“ einlassen, die nicht 
vorrangig die gesetzliche Rentenversi¬ 
cherung stärken. Wer jetzt über Förde¬ 
rung von Betriebsrenten oder „privater 
Vorsorge“ nachdenkt, muss mal darle¬ 
gen, weshalb da Beitrags- und staatliche 
Gelder besser als bei der Gesetzlichen 
aufgehoben wären. 

Ziel der Rentenpolitik seit Jahr¬ 
zehnten war es, die Beiträge, vor allem 
den Arbeitgeberanteil, stabil zu halten 
oder zu senken. Da der in den Bilan¬ 
zen unter Lohnkosten zu finden ist, wird 
klar, dass es im Kern um einen partiel¬ 
len Lohnstopp bzw. um eine Lohnsen¬ 
kung ging. Dem dient auch die Erhö¬ 
hung des Renteneintrittsalters auf 67 
Jahre. Die Bundesbank fordert schon 69 
und die Junge Union im Einklang mit 
Frau Petry von der AfD gar 70 Jahre. 
Kaum ein Dachdecker oder eine Kran¬ 


kenschwester werden das durchhal¬ 
ten. Sie werden früher in Rente gehen 
müssen, mit erheblichen Abschlägen. 
Für ein höheres Rentenniveau will der 
DGB u.a. allmählich steigende Beiträge 
bis 2030 von 18,7 auf bis zu 22 Prozent 
akzeptieren. Für einen Durchschnitts¬ 
versicherten mit 2 400 Euro Lohn wä¬ 
ren das maximal 40 Euro mehr. Das 
Geld wäre so besser angelegt als in 
Riesterbeiträgen etc., zumal noch 40 
Euro indirekter Lohn (Arbeitgeberbei¬ 
trag) hinzukämen. Eine aktivere Tarif¬ 
politik könnte das ausgleichen. Die ist 
aber nicht allein vom Wollen der Ge¬ 
werkschaften abhängig, siehe 2. Absatz 
oben. Weitere konkrete Vorschläge des 
DGB aus Platzgründen nicht hier, son¬ 
dern unter www.rente-muss-reichen.de 
Die von der Großen Koalition beabsich¬ 
tigte „solidarische Lebensleistungsren¬ 
te“, ein Zuschussrentenmodell, brächte 
z.B. nach Angaben von Frank Bsirske 
derzeit gerade mal 66 000 Versicherten 
etwas, ab 2023 noch 40 000. Ein Wahl¬ 
kampfmanöver, mehr nicht. 
Rentenfragen sind Klassen- und Macht¬ 
fragen. Das beginnt im Kampf um die 
Löhne, gegen die alltägliche Enteignung 
der Arbeitenden durch das Kapital. Das 
geht weiter im Kampf um die Steuerpo¬ 
litik, da ca. 70 Mrd. Steuergelder in die 
Rentenkasse fließen, und darum, wer 
politisch gewollte versicherungsfremde 
Leistungen bezahlt, die Beitragszahler 
oder die Reichen via Millionärssteuer. 
Die Lohnbezogenheit der Renten darf 
nicht aufgegeben werden, sie schafft 
eine Interessengleichheit zwischen Ar¬ 
beitenden und Rentnern. Wo die Rente 
aus individuellen Gründen nicht reicht, 
kann keine Mindestrente die Lösung 
sein, sondern ein System, das alle mit zu 
geringem Einkommen repressionsfrei 
und ausreichend versorgt. Per Stimm¬ 
zettel alleine wird es von all dem nichts 
geben, deshalb ist die Beteiligung an den 
gewerkschaftlichen Aktionen unerläss¬ 
lich. 

Volker Metzroth 


Mit Bettenstreiks gegen Fallpauschalen 

Bericht über den Kampf der Berliner Charite in Stuttgart 


Die entfesselte Profitwirtschaft im Ge¬ 
sundheitswesen erzieht zum Konkur¬ 
renzkampf, privatisiert das Pflegewesen, 
führt zu Monopolisierung von zu diesem 
Zweck zusammengefassten Kranken¬ 
hauskomplexen, wodurch viele kleinere 
wichtige Krankenhäuser schließen müs¬ 
sen. Das Personal wird reduziert, so dass 
immer weniger Pflegekräfte immer mehr 
Überstunden ansammeln, was zu einer 
Zunahme der Überforderung führt. Eine 
einzige Nachtschwester pro Station wird 
zur Regel, die Dringlichkeit der Krank¬ 
heitsfälle wird über die Rentabilität ihrer 
Behandlung bestimmt. 

So skizzierte Karin Mack aus Berlin die 
aktuelle Lage im neoliberal umorgani¬ 
sierten Gesundheitswesen. Sie sprach 
auf einer Veranstaltung der Stuttgarter 
DKP im „Bürgerhaus West“ und berich¬ 
tete vor allem vom erfolgreichen Kampf 


und Streik der Beschäftigten im Berliner 
Krankenhaus Charite. 

Der Streik in der Charite hatte die neue 
Qualität, dass das Ziel nicht Lohnerhö¬ 
hung war, sondern eine Aufstockung des 
Personals, was durch Bettenstreiks (nicht 
betreute Betten, die damit nicht belegt 
und abgerechnet werden können) und der 
Schließung ganzer Stationen erkämpft 
wurde. Versuche des Arbeitgebers, die 
Forderungen mit dem Argument zu kri¬ 
minalisieren, es handle sich um einen 
Eingriff in die Unternehmerfreiheit, lie¬ 
fen ins Leere. Zudem taten die zusätzlich 
stattfindenden Bildungen sozialer Netz¬ 
werke, Straßentheater zur Thematik und 
ein erstaunliches Echo auch in den bür¬ 
gerlichen Medien ihr übriges. Der Druck 
ermöglichte den geforderten Tarifvertrag. 
Das Beispiel der Berliner Charite 
zeigt, dass der Klassenkampf in den 


Krankenhäusern keine Privatsache 
von Werktätigen im Gesundheitswe¬ 
sen ist, denn Krankheiten sind klas¬ 
senlos und die Gewährleistung ihrer 
Behandlung betrifft uns alle. Das Ge¬ 
sundheitswesen ist ein großer Arbeit¬ 
geber. Entsprechend breit angelegt ist 
der Schaden, den die Umfunktionie¬ 
rung der Krankenhäuser zu marktwirt¬ 
schaftlichen Einrichtungen anrichtet. 
Mit Hilfe der „Fallpauschalen“ wird 
so getan, als sei die medizinische Be¬ 
handlung eine Ware. Die Behandlung 
wird in Einzelteile zerlegt, die jeweils 
einen Preis erhalten. Aus den Preisen 
ergibt sich dann die Wahl der Behand¬ 
lungsmethode. Dies führt zu vorzeiti¬ 
gen Entlassungen und lukrativen Ope¬ 
rationen bei leichten Fällen, z.B. einem 
sprunghaften Anstieg unnötiger Kai¬ 
serschnitte. ag 
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Sieben Prozent mit Wahlrechten 

Eisenbahnergewerkschaft stellt unkonventionelle Tarifforderung auf 



Demonstration der EVG am Bundesverkehrsministerium gegen bahnfeindliche Politikjuli 2016. 


E ine ungewöhnliche Schlussfol¬ 
gerung zog die Tarifkommissi¬ 
on der Eisenbahnergewerkschaft 
(EVG) aus der Mitgliederbefragung 
der Kolleginnen und Kollegen im Ta¬ 
rifbereich der Deutschen Bahn AG für 
die Tarifforderung in der Entgeltrun¬ 
de 2016/2017: Sieben Prozent im Ge¬ 
samtvolumen mit individueller Ausge¬ 
staltung eines Teils der Forderung. Die 
Wahlmöglichkeiten beziehen sich auf 
die Gestaltung der Arbeitszeit. 

Sowohl in den bundesweit verteil¬ 
ten Auftaktveranstaltungen, als auch 
in der Mitgliederbefragung mit über 
15 000 Teilnehmern bot sich der Ta¬ 
rifkommission in der Frage nach der 
Arbeitszeitverkürzung ein sehr ge¬ 
teiltes Bild: Ein Teil der EVG - Mit¬ 
glieder wünscht mehr Geld, ein wei¬ 
terer mehr Urlaub und ein letzter 
weniger Wochenarbeitszeit. Warum 
also soll man es nicht so machen? In 
diesem Sinne äußerte sich auch die 
EVG Verhandlungsführerin, Regina 
Rusch-Ziemba, auf einer Veranstal¬ 
tung der EVG. Künftig sollen die Be¬ 
schäftigten nach dem Willen der EVG 
selbst wählen können, ob sie diesen 
Teil des Tarifvertrages in Form einer 
Verkürzung der Wochenarbeitszeit 
auf 38 Stunden oder sechs Tage mehr 
Urlaub oder 2,5 Prozent mehr Lohn 
umsetzen wollen. Sollte sich dieses 
durchsetzen, wird die EVG ein klei¬ 
nes Stück Tarifgeschichte schreiben. 
Schon in der letzten Verhandlungs¬ 
runde hatte die EVG jährlich verän¬ 
derbare Wahlmöglichkeiten hinsicht¬ 
lich der Auszahlung von Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld in den Tarifvertrag 
eingebaut und eine sehr positive 
Resonanz erhalten. Einen weiteren 
Schwerpunkt in den Forderungen 
wird den weiteren Ausbau der tarifli¬ 
chen Altersvorsorge beinhalten. 

Diesmal: Gemeinsam mehr! 

Aus Fehlern wird gelernt. Nach dem 
letzten Tarifabschluss kritisierten viele 
Bereiche der EVG die Häufigkeit und 
Dauer der Verhandlungen. Nach gut 
einem Dutzend Verhandlungstagen 
waren es die Mitglieder leid ständig 


vor die Verhandlungslokale zu ziehen. 
Hintergrund war, dass die EVG sich 
mit der unterschiedlichen Laufzeit der 
Tarifverträge in der vorletzten Runde 
selbst ein Bein gestellt hatte und so die 
Dauer der Verhandlungen in die Län¬ 
ge ziehen musste. Die EVG hat diesen 
Fehler korrigiert und nun verhandeln 
fast alle Bereiche der DB AG wieder 
gemeinsam und mit einer einheitli¬ 
chen Forderung. Nicht das Gemeinsa¬ 
me ruft daher diesmal Kritik hervor, 
sondern die einheitliche Forderung 
für alle. So arbeiten die Beschäftigten 
der DB Sicherheit derzeitig mit einer 
41 Stundenwoche. Sie fordern ein¬ 
heitliche Regelungen für alle im DB 
Konzern. Das spiegelte sich auch in 
den Dialog-Veranstaltungen wieder. 
Dennoch wird die gemeinsame Lauf¬ 
zeit nach Meinung der EVG zu einer 
höheren Schlagkraft führen. 


DB AG beklagt Situation 

Eine höhere Schlagkraft der Ge¬ 
werkschaft tut not, denn schon im 
Vorwege der Tarifverhandlungen 
betonte der DB-Vorstand erhebli¬ 
che Markanteilseinbußen im Güter¬ 
verkehr, die Ausschreibungsverluste 
im Regionalverkehr und eine beson¬ 
dere Situation im Wettbewerb des 
Fernverkehrs. DB -Personalvorstand 
Weber, sieht die Deutsche Bahn 
in einem tiefgreifenden Umbruch, 
weshalb auch deutlich mehr inves¬ 
tiert werden solle - auch in Personal. 
Natürlich wird an die Verantwor¬ 
tung der „Sozialpartner“ appelliert. 
„Die sollen mal nicht so jammern“ 
so ein Beschäftigter auf einer Veran¬ 
staltung, „viele Probleme sind haus¬ 
gemacht und wer sich hinstellt und 
uns seit Jahren erzählt, dass er 2020 
einer der TOP Arbeitgeber werden 


will, muss uns was von seinen Gewin¬ 
nen abgeben!“ 

Aktionen geplant! 

Bundesweit werden derzeitig die EVG 
Mitglieder auf die Tarifverhandlungen 
vorbereitet. Aktionen, detaillierte Ab¬ 
laufpläne zur Information und Transpa¬ 
renz sollen nach den Berichten genau 
abgestimmt werden. Auch Warnstreiks 
werden nicht ausgeschlossen. Die Auf¬ 
taktrunde zu den Tarifverhandlungen 
mit der DB AG wird am 17. Oktober die¬ 
ses Jahres in Frankfurt stattfinden. „Un¬ 
sere Ziele haben wir klar definiert. Für 
unsere Mitglieder wollen wir schnell ein 
gutes Ergebnis erzielen“, stellte Regina 
Rusch-Ziemba klar. Ob das Unterneh¬ 
men dies auch wolle, werde bereits in 
den ersten Verhandlungsrunden deut¬ 
lich. „Wir sind zu allem entschlossen“, 
so Rusch-Ziemba. Rainer Perschewski 


„Einfach anders 

Telekom im Umorganisationstaumel - mal wieder 



Kollegen der Telekom beim Breitband-Ausbau 


Tarifflucht hat verschiedene Gesich¬ 
ter. Die Abspaltung von Kantinen, 
Hausmeistertätigkeiten oder Reini¬ 
gungskräften in eigenständige Ge¬ 
sellschaften, deren Löhne anschlie¬ 
ßend unterhalb der Tariflöhne des 
Ursprungsunternehmens liegen. Die 
Verlagerung eines Großteils der Kern¬ 
belegschaften in Unternehmenstöchter, 
die in einen abgesenkten Tarifvertrag 
gepresst werden (Delivery der Deut¬ 
schen Post AG im letzten Jahr). Oder 
aber, der pfiffige Kapitalist hat bereits - 
wie bei der Telekom - unterschiedlich 
tarifierte Gesellschaften unter einem 
Dach und verschiebt, je nach Bedarf, 
die Beschäftigten von einer GmbH in 
die andere. Und senkt „nebenbei“ das 
Lohnniveau. Das schafft Spielräume 
für die Dividendenausschüttung, hat 
aber einen gewissen Mehraufwand bei 
der Organisation zur Folge. 

Wenn die Telekom nicht gerade Per¬ 
sonal abbaut - wie in den letzten Jah¬ 
ren bei den zentralen Querschnittsfunk¬ 
tionen (Personalabteilungen, Finanzen 
und Controlling oder in den letzten zwei 
Jahren beim internen IT-Dienstleister 
TSystems), dann organisiert sie um. 
Und auch dabei werden Arbeitsplät¬ 
ze vernichtet. Bei TSystems über 5 000 
Arbeitsplätze in den letzten Jahren. Bei 
den inländischen Betrieben und Unter¬ 
nehmen zwischen 18 000 und 30 000 Ar¬ 
beitsplätze in den nächsten Jahren. 

§6i3a verhindert 
Arbeitskämpfe 

Aktuell ist wieder Umorganisation an¬ 
gesagt. Das betrifft im Wesentlichen 
die sogenannten Servicegesellschaf¬ 


ten „Deutsche Telekom Technik“ (DT 
Technik), „Deutsche Telekom Techni¬ 
scher Service“ (DT TS) und „Deutsche 
Telekom Kundenservice“ (DT TS), die 
sich um den Ausbau des Netzes, die 
Kundenanschlüsse und die Kundenan¬ 
fragen kümmern. Außerdem sind die 
Telekom-Shops (TSG) und die Tele¬ 
kom Deutschland GmbH (TDG) von 
der Umorganisation betroffen. Insge¬ 
samt werden etwa 15 000 Beschäftigte 
zwischen den Gesellschaften „verscho¬ 
ben“. Rechtliche Basis ist der §613a 
BGB, der Betriebsübergänge regelt. 
Der § 613a BGB regelt allerdings nicht 
nur Betriebsübergänge, er verhindert in 
der Regel auch Arbeitskämpfe im Zu¬ 
sammenhang mit Betriebsübergängen. 
Das musste ein Großteil der auch jetzt 
wieder betroffenen Kolleginnen und 
Kollegen bereit 2007 erfahren. Damals 
hatte es der Konzern geschafft, die Ar¬ 
beitszeit in den Service-Gesellschaften 
anzuheben und das Lohnniveau gleich¬ 
zeitig abzusenken. Mehr als zehn Wo¬ 
chen Arbeitskampf konnten dies nicht 
verhindern. Am Ende siegte das Orga¬ 
nisationsrecht der Eigentümer und ih¬ 
rer hoch bezahlten Büttel im Manage¬ 
ment über die Interessen der Kollegin¬ 
nen und Kollegen. 

Auch bei der aktuellen Umorgani¬ 
sation liegt das Tarifniveau in den meis¬ 
ten Zielbetrieben wieder deutlich unter 
dem der Herkunftsbetriebe. In den von 
der zuständigen Gewerkschaft ver.di 
ausgehandelten Regelungen zum Be¬ 
triebsübergang gibt es zwar einen Be¬ 
standsschutz für die betroffenen Kol¬ 
leginnen und Kollegen, bei künftigen 
Einstellungen aber kommt das nied¬ 


rigere Niveau zur Anwendung. Damit 
hat das Management eine dauerhafte 
Absenkung erreicht. 

Kleiner Lichtblick 

Einer der wenigen Lichtblicke in dem 
Regelwerk stellt die Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit mit 50 Prozent 
Lohnausgleich dar. Von der Wochenar¬ 
beitszeitverkürzung von 38 auf 36 Stun¬ 
den werden rund 40 000 Kolleginnen 
und Kollegen betroffen sein. Das ent¬ 
spricht etwa 2 200 Arbeitsplätzen. 

Daneben haben sowohl ver.di, als 
auch die Telekom noch einmal das Ziel 
formuliert, die Entgelt-Tarifverträge 
im Konzern zu harmonisieren. Dies 
würde dem Unternehmen wenigstens 
die Möglichkeit der Tarifflucht durch 
das Verschieben der Beschäftigten 


zwischen den einzelnen Gesellschaf¬ 
ten der Telekom nehmen. 

Wie das harmonisierte Tarifniveau 
am Ende allerdings aussieht, ob die 
Produktivitätssteigerung in Folge der 
Digitalisierung durch Arbeitszeitver¬ 
kürzung mit Lohnausgleich kompen¬ 
siert wird und damit auch den Kolle¬ 
ginnen und Kollegen zu Gute kommt 
und ob die künftigen Versuche des Ma¬ 
nagements zur Tarifflucht verhindert 
werden können, das wird mit Sicher¬ 
heit nicht vom ver.di-Verhandlungsge¬ 
schick abhängen. Dazu bedarf es einer 
starken und kämpferischen Gewerk¬ 
schaft. Und es wäre gut, wenn ver.di 
sich und die Kolleginnen und Kollegen 
auf die anstehenden Angriffe der Ka¬ 
pitalseite vorbereiten würde. 

Bernd Blümmel 


Renminbi im IWF- 
Währungskorb 

Das chinesische „Volksgeld“ (Renmin¬ 
bi) ist seit Monatsbeginn zusammen mit 
dem Euro, dem US-Dollar, dem Japani¬ 
schen Yen und dem Britischen Pfund Teil 
des Währungskorbes des Internationa¬ 
len Währungsfonds (IWF). Die Entschei¬ 
dung zur Aufnahme der chinesischen 
Währung war bereits im Februar gefal¬ 
len. Der Renminbi macht 10,9 Prozent 
im Währungskorb des IWF aus. Dafür 
verringert sich der Anteil des Euro und 
der anderen Währungen (Dollar, Pfund 
und Yen). Die Aufnahme des Renmin¬ 
bi bedeutet die erste Ausweitung des 
Währungskorbes seit 1969 und die erste 
Neuaufnahme seitdem der Euro die D- 
Mark und den Französischen Franc ab¬ 
gelöst hatte. 

Großbank ING streicht 
7 000 Arbeitsplätze 

Die niederländische Großbank ING will 
in den kommenden fünf Jahren 7.000 Ar¬ 
beitsplätze streichen. Vor allem die Nie¬ 
derlande und Belgien seien von der Um¬ 
strukturierung betroffen, kündigte die 
Bank am Montag in Amsterdam an. Die 
ING hat derzeit gut 52 000 Mitarbeiter 
weltweit, davon rund 14 800 in den Nie¬ 
derlanden und mehr als 8 000 in Belgien. 

Schweiz will Großbanken 
entlasten 

Die Schweizer Regierung will den 
Großbanken bei der Steuerbelastung 
entgegenkommen. Im Rahmen der 
neuen Vorschriften zur Stärkung der 
Bilanzen seien UBS und Credit Suisse 
verpflichtet, besondere Anleihen zur 
Kapitalbeschaffung auszugeben. Die 
aktuelle Gesetzgebung könne dazu 
führen, dass die Institute eine zusätzli¬ 
che Gewinnsteuerbelastung von mehre¬ 
ren hundert Millionen Franken jährlich 
schultern müßten. 

TTIP geht in die 
nächste Runde 

Die Unterhändler der USA und der EU 
haben am Montag in New York ihre Ver¬ 
handlungen über das Handelsabkommen 
TTIP wieder aufgenommen. Bei der 15. 
Verhandlungsrunde, die bis Freitag dau¬ 
ern soll, wollen beide Seiten versuchen, 
nicht umstrittene Passagen des Vertrags 
auszuarbeiten. 

Arbeitslosenquote im 
Euroraum unverändert 

Die Arbeitslosigkeit in der Eurozone hat 
sich im August bei 10,1 Prozent gehal¬ 
ten und ist damit seit April unverändert. 
Damit waren in den 19 Euro-Ländern 
16,3 Millionen Menschen ohne Beschäf¬ 
tigung. Im August des vergangenen Jah¬ 
res lag die Quote noch 0,6 Prozentpunkte 
höher. Die niedrigsten Arbeitslosenquo¬ 
ten verzeichneten Tschechien (3,9 Pro¬ 
zent) und Deutschland (4,2 Prozent). Mit 
Abstand am höchsten lagen die Quo¬ 
ten in Griechenland (23,4 Prozent nach 
jüngsten Zahlen vom Juni) und Spani¬ 
en (19,5 Prozent), gefolgt von Kroatien 
(12,9 Prozent). 

Deutschbanker sieht 
Spekulanten am Werk 

Deutsche-Bank-Chef John Cryan 
macht Spekulanten für den Absturz 
der Aktie der bislang noch größten 
Bank der BRD verantwortlich. Am Fi¬ 
nanzmarkt seien gerade einige Kräf¬ 
te unterwegs, die das Vertrauen in 
das Kreditinstitut schwächen wollten, 
schrieb Cryan (vermutlich zutreffend) 
in einem Brief an die Mitarbeiter. Zu¬ 
gleich warnte er vor einer Überbe¬ 
wertung der Meldungen, dass mehre¬ 
re Hedgefonds der Bank den Rücken 
gekehrt hätten. 

Italien begibt 
50-jährige Anleihe 

Angesichts der aktuell sehr niedrigen 
Zinsen will Italien eine fünf Jahrzehn¬ 
te laufende Anleihe begeben. Geplant 
ist ein Rückzahlungstermin im März 
2067. Belgien, Spanien und Frankreich 
haben in diesem Jahr bereits Staatsan¬ 
leihen mit 50 Jahren Laufzeit begeben. 
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Integrationsfeindlich 

„Die neuen Wohnsitzauflagen treffen ge¬ 
rade jene Flüchtlinge hart, die im Ver¬ 
trauen auf die alte Rechtslage bereits 
eine Wohnung bezogen haben, die nun 
außerhalb des ihnen zugewiesenen Bun¬ 
deslandes liegt. Diese Menschen haben 
sich in ihrem neuen Zuhause eingelebt, 
vielleicht ihre Kinder zur Schule ge¬ 
schickt und sich dort etwas aufgebaut - 
nun sollen sie von heute auf morgen al¬ 
les aufgeben, weil ihnen sonst sämtliche 
Leistungen gestrichen werden. Das wi¬ 
derspricht jedem Integrationsgedanken 
und ist obendrein rechtsstaatswidrig“, 
kommentiert Ulla Jelpke, innenpoliti¬ 
sche Sprecherin der Fraktion „Die Lin¬ 
ke“, die Antwort der Bundesregierung 
auf ihre Frage nach der Handhabung 
der Wohnsitzauflagen und ihrer Rück¬ 
wirkung. Jelpke weiter: 

„Zwar hat die Bundesregierung auf 
meine Anfrage hin bestätigt, dass von ei¬ 
ner Wohnsitzauflage abgesehen werden 
,kann‘, wenn Flüchtlinge vor Inkraft¬ 
treten des Integrationsgesetzes bereits 
rechtmäßig in ein anderes Bundesland 
umgezogen sind. Aber das genügt nicht: 
Bund und Länder müssen sich schnell 
darauf einigen, in solchen Fällen grund¬ 
sätzlich von einer rückwirkenden An¬ 
wendung des Gesetzes abzusehen. In je¬ 
dem Fall muss die weitere Gewährung 
sozialer Leistungen am gegenwärtigen 
Wohnort sichergestellt werden.“ 

Ehrung 

Die Stiftung Auschwitz-Komitee ver¬ 
gibt den diesjährigen Hans-Frankenthal- 
Preis neben einer Hamburger Initiative 
auch an die Initiative für die Aufklä¬ 
rung des Mordes an Burak Bektas für 
den aktuell geplanten Gedenkort für 
Bektas. Bektas, der zum Tatzeitpunkt 
erst 22 Jahre alt war, war in der Nacht 
vom 4. auf den 5. April 2012 in der Nähe 
des Krankenhauses Neukölln auf offe¬ 
ner Straße und ohne Anlass von einem 
Unbekannten erschossen worden. Zwei 
seiner Freunde wurden bei dem Mord¬ 
anschlag vom gleichen Täter niederge¬ 
schossen, überlebten den Angriff jedoch 
(UZ berichtete). Der Preis würdigt die 
Initiative für ihr Engagement, sich in 
Zusammenarbeit mit den Angehörigen 
von Burak Bektas seit fünf Jahren für die 
Aufklärung des Mordes und ein leben¬ 
diges Erinnern in Berlin-Neukölln ein¬ 
zusetzen. Die mit insgesamt 3 000 Euro 
dotierte Auszeichnung wird am Don¬ 
nerstag, 13.10., um 19 Uhr im Lichthof 
der Staats-und Universitätsbibliothek 
Hamburg „Carl von Ossietzky“ verlie¬ 
hen. Zum 5. Todestag von Burak Bektas 
im April 2017 ist die Grundsteinlegung 
für die zentrale Skulptur des Gedenkor¬ 
tes geplant. Das Museum Neukölln berät 
seitdem die Initiative bei der Realisie¬ 
rung des Gedenkortes. 

Repression 

Am 12. Oktober (8 Uhr) findet vor 
dem Freiburger Amtsgericht ein Ge¬ 
richtsverfahren gegen einen Freibur¬ 
ger Antifaschisten statt. Dessen Be¬ 
teiligung an Sitzblockaden gegen den 
alljährlichen „Marsch für das Leben“ 
der Pius-Bruderschaft ist für die Frei¬ 
burger Staatsanwaltschaft eine Straftat. 
„Dieses Verfahren stellt dabei nicht nur 
einen neuerlichen Höhepunkt der Kri¬ 
minalisierungsversuche der Proteste 
gegen die Pius-Brüder dar, sondern ist 
auch als Angriff auf die Aktionsform 
der Sitzblockade als solches zu verste¬ 
hen“, kritisieren antifaschistische Orga¬ 
nisationen in einer Stellungnahme. Zur 
Erinnerung: Am 10. April 2015 hatten 
die Piusbrüder versucht, durch die Frei¬ 
burger Innenstadt zu marschieren und 
ihre reaktionäre Hetze auf die Straße zu 
tragen. Bei ihrem sogenannten „Marsch 
für das Leben“ sprechen sie Frauen das 
Recht auf Selbstbestimmung ab, for¬ 
dern ein Abtreibungsverbot und stel¬ 
len ihr homophobes Weltbild zur Schau. 
Der Marsch konnte dabei durch Gegen¬ 
proteste von Antifaschisten erheblich 
gestört und zeitlich verzögert werden. 
Nur ein überzogenes und brutal auftre¬ 
tendes Polizeiaufgebot ermöglichte der 
erzreaktionären Piusbruderschaft ihren 
Aufzug. Mehr als 200 Pius-Gegnerin¬ 
nen hatten gegen den Aufzug protes¬ 
tiert. Die Polizei bahnte den Piusbrü¬ 
dern jedoch unter brutaler Anwendung 
von Gewalt einen Weg durch die Blo¬ 
ckade. 


Gastkolumne von Falk Mikosch 


Jetzt gemeinsam handeln 
und nicht getrennt abwarten! 


„Aus unserer Sicht stehen wir zwar vor 
der Gefahr eines Rechtsschwenks der 
Republik, aber unterhalb der Qualität 
einer faschistischen Entwicklung. Wäre 
dies anders, müssten wir auch bei den 
Wahlen alles dem Ziel des Stopps un¬ 
terordnen.“ (Patrik Köbele, laut UZ 
vom 23. September 2016). 

Ja, es geht hier und heute um den 
Stopp der Rechtsentwicklung. Die 
Rechten dürfen nicht durchkommen! 

Die VVN-BdA setzt daher ihre 
Unterstützung der Kampagne „Auf¬ 
stehen gegen den Rassismus“ als brei¬ 
te Bewegung zum Stopp der Rechts¬ 
entwicklung fort. Das hat sie auf ihrer 
Bundesausschusstagung am 25. Sep¬ 
tember in Magdeburg beschlossen. Es 
geht um den Weg zur Beseitigung der 
Demokratie und zur globalen Kriegs¬ 
führung oder um den Stopp dieser Ent¬ 
wicklung. In dieser entscheidenden 
Frage sollten alle Antifaschisten ge¬ 
meinsam handeln. Wie bei Beginn des 
Aufstehens gegen den Rassismus (in 
Gestalt der AfD) stellen sich manche 
Linke gegen das Zusammengehen mit 
Sozialdemokraten und Grünen und 
behalten sich dies für „gefährlichere 
Zeiten“ vor. 

Das ist der Zustand, den ich bedaure. 
Dazu gehört auch, dass sich auch Linke 
nun massiv gegen Angela Merkel per¬ 
sönlich positionieren - das macht z.B. 
die SPD-Führung auch. Hat bei den 
Wahlen aber nicht geholfen. Unzähli¬ 
ge Menschen, die sich von Merkel zur 


Willkommenskultur ermuntert fühlten 
und noch fühlen, können da nur ver¬ 
wirrt sein. 

Wo stehen wir? 

Derzeit liegen die Nazis und die 
Rechtsextremen (NPD plus AfD) bei 
ca. 14 Prozent bundesweit. Die Will¬ 
kommenskultur ist nach wie vor stark, 
liegt bei 40 Prozent. Erstmals aber 
werden die rund 20 Prozent der Be¬ 
völkerung, denen seit langem ein fes¬ 
tes rechtsextremes Weltbild in Umfra¬ 
gen nachgewiesen wurde, nunmehr bei 
Wahlen in Wahlergebnissen sichtbar, - 
zum Teil sogar in Manifestationen auf 
der Straße. Und schließlich auch in stei¬ 
genden Zahlen rechter Gewalt. 

Wie war das mit der „Qualität einer 
faschistischen Entwicklung“? 

Im Mai 1928 lagen die Nazis und 
die rechtsextremen Konservativen 
(DNVP plus weiterer rechter Anhang) 
bei 16,90 Prozent reichsweit. 

Im September 1930 lagen die Nazis 
(18,3) und die rechten Konservativen 
(u.a. DNVP) bei 25,3 Prozent reichs¬ 
weit. 

Im Juli 1932 lagen die Nazis (37,3) 
und die rechten Konservativen (u.a. 
DNVP) bei 43,2 Prozent reichsweit. 

Im November 1932 lagen die Na¬ 
zis (33,1) und die rechten Konservati¬ 
ven bei 41,6 Prozent -, und mit diesem 
Wahlergebnis wurde dann am 30. Janu¬ 
ar 1933 eine Reichsregierung aus drei 
Nazis und sieben rechtsextremen Kon¬ 
servativen gebildet. 


Wir haben also heute eine einiger¬ 
maßen vergleichbare Situation wie 
1928 (unvergleichbar die Situation bei 
den Linken, die Lage der Kommunis¬ 
ten ist bekanntlich so wie sie ist und 
nicht so wie sie war). Einen Riesen¬ 
sprung machten die Nazis 1930. Nicht 
mehr zu schlagen waren die Rechten 
nach den Wahlen und dem „Preußen¬ 
schlag“ im Juli 1932. 

1930 schied die SPD für immer aus 
der Reichsregierung aus. Von da an 
wurde per Notverordnungen regiert; 
das heißt: Es gab eine Präsidialdiktatur. 

Im Juli 1932 fing die KPD an, eine 
ernsthafte Aktionseinheitspolitik zu 
betreiben, und zwar, als die SPD auch 
aus der Preußischen Landesregierung 
rausgeputscht wurde. Vorher hatte die 
KPD sich darauf beschränkt, die Akti¬ 
onseinheit zu fordern und zwar in Ge¬ 
stalt der Einordnung der sozialdemo¬ 
kratischen Massen bei der KPD (sie 
sollten sich von ihrer SPD-Führung di¬ 
stanzieren). 

Wann war der Zeitpunkt, an dem 
noch eine wirkliche Chance bestand, 
den Weg in den Faschismus zu verhin¬ 
dern? Heute wissen wir: Das war in den 
Monaten bis September 1930 möglich, 
wenn die Politik der Linken (KPD und 
linke Sozialisten) so wie ab Juli 1932 
gewesen wäre. 

Übertragen auf heute (und einge¬ 
denk der Unterschiede) möchte ich sa¬ 
gen: Der Zeitpunkt ist da, den Rechten 
den Weg zu versperren. Wenn sie wei¬ 


ter wachsen, werden sie zu Partnern der 
rechten Union und damit sehr schwer 
aufzuhalten. 

Liebe Freundinnen und Freunde, 
bitte überprüft noch einmal diese obi¬ 
ge doch sehr sorglose Formulierung. Es 
geht mir nicht um eine Einmischung 
in der Beantwortung der parteiinter¬ 
nen Frage „Kandidatur oder nicht“. Es 
geht mir um die Bestimmung unseres 
gemeinsamen Platzes in der künfti¬ 
gen Entwicklung, dies vor dem Hinter¬ 
grund der Geschichte. Und es geht um 
den Appell, dass viele Hundert der ak¬ 
tivsten Mitstreiter sich in den entschei¬ 
denden Monaten nicht verzetteln und 
sich aus der antifaschistischen und frie¬ 
denspolitischen APO ganz oder teil¬ 
weise zurückziehen. 

Zum Schluss möchte ich daher Pe¬ 
ter Gingold zitieren, der in seinen Re¬ 
den und Erinnerungen immer wieder 
sagte: „1933 wäre verhindert worden, 
wenn alle Hitlergegner die Einheits¬ 
front geschaffen hätten. Dass sie nicht 
zustande kam, dafür gab es nur eine 
einzige Entschuldigung: Sie hatten kei¬ 
ne Erfahrung, was Faschismus bedeu¬ 
tet, wenn er einmal an der Macht ist. 
Aber heute haben wir alle diese Erfah¬ 
rung. Heute muss jeder wissen, was Fa¬ 
schismus bedeutet. Für alle zukünftigen 
Generationen gibt es keine Entschul¬ 
digung mehr, wenn sie den Faschismus 
nicht verhindern.“ 

Unser Autor ist Landessprecher der 
VVN-BdA in NRW 


Bundespräsident/in gesucht 


Noch keine Einigung über die Nachfolge Gaucks 



Wer wird die Nachfolgerin bzw. der Nachfolger des Pfarrers im Amt, der jeden 
politischen Auftrag so gut erfüllte? (Hier auf der Sicherheitskonferenz in 
München im Jahr 2014) 


V ier Monate vor der Bundes¬ 
präsidentenwahl wird immer 
noch über mögliche Kandi¬ 
datinnen und Kandidaten diskutiert. 
Spekuliert wurde und wird u. a. über 
Schäuble, Steinmeier, Kretschmann, 
von der Leyen, Voßkuhle, Allmendin¬ 
ger, Huber und Ex-Kanzler Schröder. 
Voßkühle steht nicht zur Verfügung. 
Er will Vorsitzender des Bundesver¬ 
fassungsgerichtes bleiben. 

So hat sich bislang keine Partei 
festgelegt. Außer der AfD. Die schickt 
den 74-jährigen Alfred Glaser, früher 
Mitglied der CDU, ins Rennen. 

Heribert Prantl nannte das Ver¬ 
halten der anderen Parteien Mitte 


August in der „Süddeutschen Zei¬ 
tung“ ein „Mikadospiel“ (SZ vom 
74.&): Wer sich zuerst bewegt, verliert. 
Die Große Koalition ist seit Mona¬ 
ten zerstritten. Der Bundestagswahl¬ 
kampf steht bevor. Prantl meinte, dass 
deshalb weder Union noch SPD ein 
großkoalitionäres Signal wollen; also 
würde es keinen gemeinsamen Kan¬ 
didaten geben. 

Gibt es statt dessen am 12. Febru¬ 
ar 2017, dem Tag der Wahl, eine Situ¬ 
ation wie am Ende der Großen Ko¬ 
alition 1969, als alle Parteien eigene 
Kandidaten vorschlugen und letztlich 
Gustav Heinemann (SPD) mit den 
Stimmen der FDP gewählt wurde? 


Oder suchen die Parteien der Gro¬ 
ßen Koalition nun doch nach einem 
gemeinsamen Vorschlag? Vor knapp 
zwei Wochen berichtete der „Spie¬ 
gel“, Bundeskanzlerin Angela Mer¬ 
kel (CDU), SPD-Vorsitzender Sigmar 
Gabriel und CSU-Chef Horst Seeho¬ 
fer hätten sich bei einem Treffen da¬ 
rauf geeinigt. Damit solle verhindert 
werden, dass es einen Kandidaten ei¬ 
nes Bündnisses aus SPD, Linken und 
Grünen oder einen schwarz-grünen 
Bewerber geben wird. Der Vorsitzen¬ 
de der Partei „Die Linke“, Bernd Rie- 
xinger, wies dagegen gegenüber dem 
„Handelsblatt“ Berichte als falsch zu¬ 
rück, denen zufolge die Bemühungen 
des „linken Lagers“ gescheitert seien, 
sich auf einen gemeinsamen Kandida¬ 
ten zu einigen: „Die Landtagswahlen 
sind vorbei, gerade jetzt müsste wie¬ 
der Bewegung in die Sache kommen.“ 
Riexinger plädierte für eine Nachfol¬ 
gerin oder einen Nachfolger Gaucks, 
die oder der für soziale Gerechtig¬ 
keit, Demokratie und Frieden stehe. 
„Ob mit oder ohne Parteibuch, das ist 
zweitrangig“. 

Vor einigen Tagen schlug nun 
SPD-Generalsekretärin Katarina 
Barley Außenminister Frank-Wal¬ 
ter Steinmeier vor. Der „Neuen Os- 
nabrücker Zeitung“ erklärte sie: 
„Steinmeier wäre ein hervorragen¬ 
des Staatsoberhaupt.“ Er sei momen¬ 
tan der populärste Politiker Deutsch¬ 
lands. Der Sozialdemokrat liegt in 
Umfragen knapp vor Baden-Würt¬ 
tembergs grünem Ministerpräsiden¬ 
ten Winfried Kretschmann. 

Für die Union ist er aber wohl 
nicht wählbar - für die Linkspartei 
andererseits nicht vermittelbar. Und 
selbst in der SPD ist man sich nicht ei¬ 
nig. Dort werden zudem Stimmen ge¬ 
gen Absprachen mit der Union laut. 
Das sei „überhaupt noch nicht ausge¬ 
macht“, sagte Axel Schäfer, stellver¬ 
tretender Vorsitzender der Bundes¬ 
tagsfraktion, der „Bild am Sonntag“. 

Die SPD hat „keinen Mumm“, 
meinte Gregor Gysi am 25. Septem¬ 
ber im „Bericht aus Berlin“. Wohl 
auch mit Blick auf mögliche Abspra¬ 


chen in der Großen Koalition. Man 
müsse einen Kandidaten aufstellen, 
„wo die Grünen nicht nein sagen kön¬ 
nen, wo wir nicht nein sagen können 
und die SPD“, erklärte er und hofft 
wohl noch immer auf eine Einigung. 
Denn noch im Sommer hieß es in der 
SPD, man wolle mit der Linkspartei 
und den Grünen nach einem gemein¬ 
samen Kandidaten bzw. einer Kandi¬ 
datin suchen. 

Auch im Hinblick auf ein Bünd¬ 
nis der SPD und der Grünen mit 
der Linkspartei zur Bundestagswahl 
im nächsten Jahr macht sich Gregor 
Gysi nach wie vor Hoffnung. Die Uni¬ 
on müsse in die Opposition geschickt 
werden, um den „konservativen Teil 
der AfD-Wähler zu integrieren“. Aber 
auch die Linkspartei sei gefragt: „Die 
SPD muss so unter Druck gesetzt 
werden von links, dass sie wenigstens 
wieder sozialdemokratisch wird.“ 

Doch selbst wenn man sich doch 
noch auf eine gemeinsame Kandi¬ 
datin bzw. einen Kandidaten einigen 
würde, bräuchte man in der Bundes¬ 
versammlung, in der am 12. Februar 
der neue Bundespräsident oder die 
Bundespräsidentin gewählt werden 
soll, Unterstützung von Wahlmän¬ 
nern bzw. -frauen anderer Parteien. 
Denn ein Bewerber bzw. eine Bewer¬ 
berin von CDU, CSU und SPD könn¬ 
te - wie 2012 bei der Wahl Gaucks 
geschehen - auf eine breite Mehr¬ 
heit hoffen. Die Union stellt 542 bis 
543 Mitglieder der Bundesversamm¬ 
lung, die SPD 386 bis 388. Die abso¬ 
lute Mehrheit liegt bei 631 Stimmen. 

SPD, Linkspartei und Grüne kä¬ 
men zusammen auf 625 Stimmen und 
würden die absolute Mehrheit um 
sechs Stimmen verfehlen. Doch die 
Piraten (12 Wahlfrauen bzw. -män- 
ner) haben bereits mögliche Unter¬ 
stützung angekündigt. 

Aber Gregor Gysi wird wohl ver¬ 
geblich darauf warten, dass die SPD 
ihren „Mumm“ wiederfindet. Und 
auch eine gemeinsame Regierungs- 
koaliton nach den Bundestagswahlen 
2017 mit SPD und Grünen ist eher un¬ 
wahrscheinlich. nh 
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Neofaschistische Gewaltexplosion 

Konservative liefern ideologische Grundlage für zunehmende rechte Gewalt in Sachsen 
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Vielen Dank für Ihr 


Nach den Anschlägen in der vergangenen Woche kam es zu massiven Sicherheitsmaßnahmen der Polizei in der Dresdener 
Innernstadt. Nicht nur das Anschließen von Fahrrädern wurde untersagt... 


R und um die von der etablierten 
Politik ausgerufenen diesjähri¬ 
gen Feierlichkeiten anlässlich 
des sogenannten „Tages der deutschen 
Einheit“ ist es in Dresden zu einer 
Reihe verschiedener Anschläge und 
Aktionen von Neonazis und anderen 
rechten Gruppierungen gekommen. 
So kam es Ende der letzten Woche in 
Dresden zu Sprengstoffanschlägen auf 
eine Moschee und auf das internatio¬ 
nale Kongresszentrum. Dabei nahmen 
der oder die Täter bewusst oder billi¬ 
gend in Kauf, dass Menschen getötet 
oder verletzt werden können, da sich 
der erste Anschlag direkt an der Ein¬ 
gangstür zur Moschee der türkisch-is¬ 
lamischen Gemeinde in Dresden und 
der Wohnung des Imams und seiner 
Familie ereignete. Auch die sächsische 
Linkspartei war erneut von Angriffen 


betroffen. In der Nacht zum Sonntag 
warfen Unbekannte etwa die Schau¬ 
fensterscheiben des Abgeordnetenbü¬ 
ros von Luise Neuhaus-Wartenberg in 
Delitzsch mit faustgroßen Pflasterstei¬ 
nen ein. In der Nacht zum Montag at¬ 
tackierten Unbekannte das Leipziger 
„linXXnet 4 . 4 In dem besagten offenen 
Abgeordneten- und Projektbüro wur¬ 
de eine großformatige Schaufenster¬ 
scheibe mit einem unbekannten Ge¬ 
genstand eingeschlagen. 

In beiden Fällen wurde Anzeige 
erstattet. Der Staatsschutz hat die Er¬ 
mittlungen übernommen. 

Erst kurz zuvor war das Büro der 
Landtagsabgeordneten Susanne Scha- 
per erneut angegriffen worden, wor¬ 
aufhin der Vermieter der Linkspartei¬ 
politikerin die Räumlichkeiten kün¬ 
digte. Insgesamt zählte die sächsische 


Linkspartei seit Beginn dieses Jahres 
40 gemeldete Ereignisse wie Anschläge 
auf Büros, Übergriffe auf Wohnungen 
oder Infostände und Bedrohung von 
Mitgliedern. Darunter fanden sich al¬ 
lein 35 Sachbeschädigungen, 31 davon 
an Abgeordnetenbüros. Schwerpunkt 
der Taten bildete bisher der Landkreis 
Sächsische Schweiz/Osterzgebirge mit 
12 gemeldeten Vorfällen, jeweils sechs 
in Freital und Dippoldiswalde. 

Am am „Tag der deutschen Ein¬ 
heit“ selbst kam es zu aggressiven 
Protesten von Neonazis und extremen 
Rechten aus dem „Pegida“-Spektrum. 
Insgesamt mehrere Hundert Menschen 
nutzten die umstrittenen „Einheitsfei¬ 
erlichkeiten“, um die anwesende Polit- 
prominenz mit Parolen wie „Volksver¬ 
räter“ und antisemitischen und rassisti¬ 
schen Wörtern niederzuschreien. 
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Ein leitender Polizeibeamter wünschte Pegida-Demonstranten am Montag 
vor deren Aufmarsch „viel Glück“. Die Linken, die gegen „Einheitsfeier“, den 
Nationalismus und gegen Rechts demonstrierten, waren weniger gelitten. 


Kritik an den Feierlichkeiten kam 
von der Linkspartei: „Es sei die Fra¬ 
ge erlaubt: Was gibt es für wen zu 
feiern?“. „Bei aller Selbstbeweihräu¬ 
cherung darf nicht der Blick auf Men¬ 
schen vernebelt werden, für die der 
Umbruch gebrochene Biographien 
bedeutet. Abwertung, ideell und fi¬ 
nanziell, übrigens unabhängig davon, 
wie sie vorher zum System gestan¬ 
den haben. Hinzu kommt Frustrati¬ 
on über Lohnungleichheit und nied¬ 
rigere Ostrenten. Auch Menschen, 
die für Veränderung gekämpft ha¬ 
ben, sind bitter enttäuscht“, monier¬ 
te Sarah Buddeberg, stellvertreten¬ 
de Vorsitzende der Linksfraktion im 
sächsischen Landtag. Dem pflichtete 
auch der sächsische Linksparteichef 
Rico Gebhardt bei. „Viele Menschen 
haben das Gefühl, dass etwas ganz 
grundsätzlich nicht mehr stimmt. Dass 
wir darüber nachdenken müssen, ob 
die derzeitige Gesellschaftsordnung 
noch in der Lage ist, die Probleme 
zu meistern. Leben wir tatsächlich in 
einer Demokratie? Oder zeigen sich 
nicht vielmehr feudale Züge in unse¬ 
rer sozialen Verfasstheit?“ erklärte 
er. Derlei Fragestellungen berühren 
jedoch weder die sächsische CDU 
noch die CDU/CSU auf Bundesebe¬ 


ne. Am Freitag der vergangenen Wo¬ 
che verkündete Johannes Singham¬ 
mer (CSU), dass Deutschland „auf 
der Sonnenseite angekommen“ sei. 
Gemeinsam mit der sächsischen CDU 
hatte der bayerische Politiker in Ber¬ 
lin einen „Aufruf zu einer Leit- und 
Rahmenkultur“ vorgestellt. 

Darin finden sich die üblichen 
nationalistischen Floskeln von ei¬ 
nem „abendländischen Wertefun¬ 
dament“, den angeblichen „Kraft¬ 
quellen“ „Heimat und Patriotismus“ 
sowie deutscher „Leitkultur“. Der 
Linksparteipolitiker Jan Körte atta¬ 
ckierte die Konservativen hingegen 
harsch. „Die sächsische CDU regiert 
ein Land, in dem sich ,gelebter Patri¬ 
otismus 4 tagtäglich in Übergriffen auf 
Flüchtlinge äußert, und die CSU kon¬ 
kurriert in Bayern mit der AfD um 
die menschenverachtendsten Paro¬ 
len“, erklärte er. Dass ausgerechnet 
die Sachsen-CDU und die CSU sich 
zusammentun, um über eine deut¬ 
sche Leitkultur 4 zu debattieren, sei 
„schlicht grotesk 44 . „Wer in der aktu¬ 
ellen gesellschaftlichen Situation ein 
,wir gegen die 4 konstruiert, der legt 
Feuer an die Demokratie und spaltet 
die Bevölkerung“, so der Bundestags¬ 
abgeordnete weiter. Markus Bernhardt 


Eine außerparlamentarische Bewegung von Rechts 

Interview mit Kerstin Heimann, Sprecherin des „Duisburger Netzwerks gegen Rechts“ (http://netzwerk-gegen-rechts.org) 


UZ: Am vergangenen Montag feierte 
das offizielle Deutschland zum 26. Mal 
den sogenannten „ Tag der deutschen 
Einheit“ Wie fällt diesbezüglich Ihre 
Bilanz aus? 

Kerstin Heimann: Äußerst düster. 
Überall in der Republik kam es in den 
letzten Wochen und Monaten zu ras¬ 
sistischen Aufmärschen und Anschlä¬ 
gen. In manchen Regionen sind selbst 
Kommunalpolitiker vor den Angrif¬ 
fen der Rechten nicht mehr sicher. 
Das betrifft keineswegs nur den Os¬ 
ten Deutschlands, wenn ich zum Bei¬ 
spiel auf die westdeutsche Nazihoch¬ 
burg Dortmund hinweisen darf. Dort 
kam es ja erst in der letzten Woche 
zu einem Angriff von Nazis auf einen 
DKP-Infostand. 

Ungeachtet der Übergriffe der 
Nazis, die mittlerweile immer offen¬ 
siver von einem Mob unterstützt wer¬ 
den, der der sogenannten politischen 
Mitte entspringt, erleben wir eine 
nationalistische Offensive, die von 
Teilen der CDU/CSU und natürlich 
der AfD befördert wird. Derlei Stim¬ 
mungsmache bleibt nicht ohne Erfolg, 
sondern vergiftet das gesellschaftliche 
Klima zunehmend. Es scheint auch 
keinerlei Tabus mehr zu geben. So 
machte sich kürzlich die sächsische 
CDU-Bundestagsabgeordnete Betti¬ 


na Kudla den faschistischen Begriff 
der Umvolkung zu eigen. 

UZ: Mit derlei Begrifflichkeiten macht 
auf Seiten der politischen rechten vor 
allem die sogenannte „Identitäre Be¬ 
wegung“ von sich reden. Mit Erfolg? 

Kerstin Heimann: Ja, durchaus. Den 
sogenannten „Identitären“ ist es ge¬ 
lungen, eine extrem rechte Bewegung 
zu schaffen, die vor allem auf junge 
Männer anziehend wirkt. Die Iden¬ 
titären haben es geschafft, sich als 
moderne Jugendbewegung zu insze¬ 
nieren, die sich angeblich dem Wohl 
Deutschlands verpflichtet fühlt. In der 
Realität haben wir es jedoch mit den 
altbekannten Phrasen und Parolen 
der extremen Rechten zu tun. Ras¬ 
sismus und Hetze sind Kernelemente 
der Ideologie der „Identitären“. Die 
Grenzen zwischen Konservativen und 
extremen Rechten schwinden zuneh¬ 
mend. Das birgt große Gefahren für 
Flüchtlinge, aber auch für die politi¬ 
sche Linke. 

UZ: Inwiefern? 

Kerstin Heimann: Wir sind politisch 
in einer Defensive. Da gibt es nichts 
zu beschönigen. Aktuell erleben wir 
eine außerparlamentarische Bewe¬ 


gung von Rechts, die sich aus Pegida, 
AfD, Neonazis und Teilen des natio¬ 
nal-konservativen Spekrums speist. 
Nazigegner sind hingegen uneinig 
und stehen diesem Phänomen wei¬ 
testgehend hilflos gegenüber. 

UZ: Wie soll die politische Linke dieses 
Problems Herr werden? 

Kerstin Heimann: Das ist so einfach 
nicht. Viele Antifaschistinnen und 
Antifaschisten weisen ja völlig zu 
Recht darauf hin, dass wir eine sozi¬ 
ale Offensive für alle hier lebenden 
Menschen benötigen, um den Rech¬ 
ten die Basis zu entziehen. Das ist 
aber sicherlich nicht alles. Es sind ja 
nicht durchgängig diejenigen, die sich 
„abgehängt“ fühlen. Vielmehr ist es ja 
die Mittelschicht, die aktuell am Lau¬ 
testen hetzt. 

Ich würde übrigens gerne einmal 
von denjenigen, die gegen die Hilfe 
für Flüchtlinge agitieren, wissen, wie 
sie eigentlich darauf kommen, dass 
sich ihre Lebenssituation verbessert 
hätte, wenn kein einziger Flüchtling 
nach Deutschland gekommen wäre. 
Glaubt irgendjemand allen Ernstes, 
dass es mehr bezahlbaren Wohnraum, 
höhere Löhne, oder bessere Gesund¬ 
heitsversorgung gegeben hätte, wenn 
kein Flüchtling aufgenommen wor¬ 


den wäre? Wohl kaum! Die Bundes¬ 
regierung ist ja schließlich nicht als 
Wohltäterin für sozial Deklassierte 
oder die Mittelschicht angetreten. 

Ich will aber noch einmal zu¬ 
rück zu den Protesten der Rechten 
am Montag in Dresden zurückkom¬ 
men. Mich irritiert mittlerweile zu¬ 
nehmend, dass bisher keiner der so¬ 
genannten „Bürgerrechtler“, die da¬ 
mals gegen die DDR agitiert haben, 
wahrnehmbar kritisiert hat, dass Pegi¬ 
da und selbst Neofaschisten die Paro¬ 
le „Wir sind das Volk“ übernommen 
haben. Vielleicht sagt das mehr über 
diese vermeintlichen Bürgerrechtler 
aus, als es ihnen selbst lieb sein dürfte. 

Dass wir es nicht mit einer „Ein¬ 
heit“, sondern mit einer Annexion zu 
tun hatten, liegt außerdem auf der 
Hand. Es spricht doch schon für sich, 
dass die etablierte Politik bei diesen 
fragwürdigen Feierlichkeiten unter 
sich blieb und sich von fast 3 000 Po¬ 
lizisten abschirmen lassen musste. 

UZ: Aber nochmal zurück. Wie wol¬ 
len Sie den zunehmenden gesellschaft¬ 
lichen Rechtsruck stoppen? 

Kerstin Heimann: Die politische Lin¬ 
ke darf nicht als Teil der etablierten 
Politik wahrgenommen werden. So ist 
es etwa der sächsischen Linkspartei 


ergangen, deren Ansehen in der Be¬ 
völkerung im Sinkflug ist. Wir dürfen 
die Proteste und das Stellen der Sys¬ 
temfrage nicht den Rechten überlas¬ 
sen, sondern müssen eine antikapita¬ 
listische Politik vertreten. 

UZ: Womit man schnell wieder bei 
der Diskussion um mögliche Bünd¬ 
nispartner landet... 

Kerstin Heimann: Ich empfinde diese 
Debatte nicht als Problem. Es ist doch 
relativ naheliegend, wie man diesbe¬ 
züglich agieren sollte. Man geht doch 
in Bündnisse nur, wenn man selbst 
eine klare Position vertritt. 

Bündnispolitik ist weder ein Selbst¬ 
zweck, noch darf sie in Anbiederei und 
Gleichmacherei enden. Eben das war 
aber in der Vergangenheit teilweise das 
Problem. 

Ich glaube jedoch, dass wir als An¬ 
tikapitalisten und Antifaschisten über 
gute Positionen verfügen, die wir aber 
auch offensiv vertreten sollten. Nicht 
selten stehen uns manche Durch¬ 
schnittsbürgerinnen und -bürger deut¬ 
lich näher als wir selbst denken und 
auch näher als manches studentisch 
geprägte Hipster-Milieu. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 
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Moreno soll Präsident 
Ecuadors werden 

Die Bürgerbewegung Alianza Pafs von 
Präsident Rafael Correa hat Lenin Mo¬ 
reno zu ihrem Kandidaten für die Wah¬ 
len im Februar 2017 berufen. Der wegen 
der Folgen eines Raubüberfalls Schwer¬ 
behinderte Lenin Moreno, der in den 
ersten Amtszeiten von Correa bereits 
Vizepräsident war, ist derzeit Sonderge¬ 
sandter der Vereinten Nationen für die 
Überwindung von Benachteiligungen. 
Rafael Correa darf laut Verfassung nicht 
wieder antreten. 

Niederlage für PT 

Bei Regionalwahlen in Brasilien hat 
die Arbeiterpartei (PT) fast 60 Prozent 
der Rathäuser, in denen sie bisher re¬ 
gierte, verloren. Sie führt nun nur noch 
256 Städte und Gemeinden. Auch in der 
größten Stadt Säo Paulo wurde der PT- 
Bürgermeister abgewählt, die PMDB 
von Präsident Temer verlor das Bürger¬ 
meisteramt in Rio de Janeiro. 

Proteste vor Amazon- 
Zentrale in Luxemburg 

Eine internationale Delegation von 50 
Gewerkschaftern protestierte letzte Wo¬ 
che Freitag vor der Amazon-Zentrale in 
Luxemburg für die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen. Am Protest betei¬ 
ligten sich Vertreterinnen und Vertreter 
von Gewerkschaften aus der Tschechi¬ 
schen Republik (OSPO), Polen (Solidar- 
nosc), der Slowakei (FES), Frankreich 
(CGT), Spanien (FSC-CCOO), Luxem¬ 
burg (OGBL) und Deutschland (ver.di). 


Bücken und weitermachen? 

Griechenland setzt EU-Vorgaben um - Hilfe bekommt das Land nicht 



Demonstration für den Erhalt des Streikrechts und gegen neue Steuern sowie Lohn- und Rentenkürzungen der Gewerkschaftsfront PAME am 9. September in Athen. 


Flüchtlingslager in 
Ägäis überfüllt 

Auf den griechischen Inseln der östli¬ 
chen Ägäis leben mittlerweile mehr als 
14 000 Flüchtlinge und Migranten. Wie 
der zuständige griechische Stab in Athen 
mitteilte, seien von Mittwoch auf Don¬ 
nerstag abermals 151 Flüchtlinge von der 
Türkei aus übergesetzt. Zur Unterbrin¬ 
gung von Schutzsuchenden stehen dort 
lediglich 7 450 Plätze zur Verfügung. 

Jemen: Huthis 
ernennen Premier 

Die Ansarollah (Huthis) im Jemen ha¬ 
ben einen eigenen Premier ernannt. Der 
Regierungsrat der Rebellen ernannte 
den früheren Gouverneur des südlichen 
Aden, Abdelasis Saleh Habtur, zu ihrem 
Regierungschef. 


E s war kurz vor der Sommerpause, 
als Jean-Claude Juncker in Athen 
noch einmal nach dem Rechten zu 
sehen, und seinem angeblichen Duz¬ 
freund Ministerpräsident Alexis Tsi- 
pras. Er lobte ihn für den eingeschla¬ 
genen Reformkurs, aber auch für die 
Aufnahme Zehntausender Flüchtlinge 
aus Syrien. 

Juncker meinte, Griechenland habe 
nun eine „kritische Hürde“ genommen 
und sei auf einem guten Weg. Das mit 
dem guten Weg lässt sich aus der Be¬ 
völkerung nicht nachweisen, aber Grie¬ 
chenland bekam eine Zahlung des eu¬ 


ropäischen Rettungsfonds ESM, um 
damit weiter Schuldendienst leisten zu 
können. Dabei handelt es sich um Geld 
aus dem im Sommer 2015 ausgehandel¬ 
ten dritten Hilfspaket: 7,5 Milliarden 
Euro. Dafür wollen die EU-Finanzmi- 
nister, allen voran Schäuble, weitere Ta¬ 
ten sehen. Taten, die Opfer verlangen, 
aber kein Geld bringen. Weitere Kredi¬ 
te werden benötigt, um weiter Schulden 
umschichten zu können. 

Finanzminister Euklid Tsakalotos 
muss am 10. Oktober, beim nächsten 
Eurogruppen-Treffen etwas auf den 
Tisch legen, was das von Seiten der EU 


in ihn gesetzte Vertrauen rechtfertigt. 
Und Vertrauen bedeutet hier: Trotz Un¬ 
zufriedenheit in der Bevölkerung und 
trotz Verringerung der Staatseinnah¬ 
men durch Kürzungen und Privatisie¬ 
rungen weitermachen. Nur dann näm¬ 
lich gibt es den zweiten Teil der im Juni 
genehmigten „Hilfszahlungen“ in Höhe 
von 2,8 Milliarden Euro. 

Das griechische Parlament jeden¬ 
falls hat weiteren „Reformen“ zuge¬ 
stimmt: Verkauf griechischen Staatsei¬ 
gentums wie der Wasser- und Gaswer¬ 
ke des Landes, Flughäfen, Autobahnen 
und Häfen. 152 der 153 Parlamentarier 


der Regierungskoalition, die aus Syriza 
und der nationalistischen Partei Anei 
besteht, stimmten dafür. 

Außerdem gibt es einen Führungs¬ 
wechsel bei der Privatisierungsbehör¬ 
de. Die fünfköpfige Leitung besteht 
zukünftig aus drei griechischen Regie¬ 
rungsvertretern und zwei Vertretern 
der Gläubiger. Sie organisieren den 
Verkauf griechischen Staatseigentums. 

Mehr als 300 Milliarden Euro Schul¬ 
den hat Griechenland. Vor einem Jahr 
hat die Europäische Union beschlossen, 
86 Milliarden Euro bis 2018 draufzupa¬ 
cken. Lars Mörking 


Die nationale Schande 

Teil II: Südamerika unter US-Hegemonie 



Der ehemalige Präsident Lula während der Kommunalwahlen am 2. Oktober 


Taliban im Zentrum 
von Kundus 

In Afghanistan haben die aufständischen 
Taliban am Montag die Hauptstadt der 
Provinz Kundus angegriffen und liefer¬ 
ten sich Gefechte mit der Armee. Dar¬ 
über hinaus sind bei einer Explosion ei¬ 
ner an einem Motorrad befestigten Bom¬ 
be in der Provinz Dschausdschan sechs 
Menschen getötet und mehr als 30 ver¬ 
letzt worden. 

Israel zahlt Entschädigung 

Israel hat der Türkei umgerechnet rund 
18 Millionen Euro Kompensation für die 
Tötung von zehn Friedensaktivisten ge¬ 
zahlt, die 2010 bei der Erstürmung des 
unter türkischer Flagge fahrenden Schif¬ 
fes „Mavi Marmara“ durch ein Sonder¬ 
kommando der israelischen Armee ge¬ 
tötet wurden. Mit dem Solidaritätsschiff 
sollten Hilfsgüter über das Mittelmeer in 
den von Israel abgeriegelten palästinen¬ 
sischen Gazastreifen gebracht werden. 
Das nun gezahlte Geld sei für die Fami¬ 
lien der zehn Getöteten gedacht, melde¬ 
te der Nachrichtensender „CNN Türk“. 

Proteste in Belgien 

In Brüssel haben letzte Woche 70 000 
Belgier gegen die Kürzungspolitik der 
belgischen Regierung demonstriert. Die 
Mitte-rechts-Regierung von Charles Mi¬ 
chel war im Oktober 2014 ins Amt ge¬ 
wählt worden. Rudy De Leeuw, Vorsit¬ 
zender der linken Gewerkschaft ABVV, 
schloss einen Generalstreik nicht aus, 
sollte die Regierung ihren Kurs nicht 
ändern: „Wir haben die Idee eines lan¬ 
desweiten Streiks noch nicht begraben!“ 


In Brasilien, im fünftgrößten Land und 
in der neuntgrößten Volkswirtschaft 
der Welt, leben 206 Millionen Men¬ 
schen, die Hälfte aller Südamerikaner. 
Rousseffs ungerechtfertigte Ausschal¬ 
tung - und damit werden wir nun je¬ 
den Morgen wach - bedeutet endgül¬ 
tige Neokolonialisierung und strategi¬ 
schen Missbrauch ganz Lateinamerikas. 
Sie ist im Zusammenhang zu sehen mit 
der fragwürdigen Wahl des US-hörigen 
Mauricio Macri in Argentinien (2015, 
er hat umgehend zwei US-Militärba- 
sen zugesagt), mit dem CIA-Monsan- 
to-Putsch gegen Präsident Fernando 
Lugo in Paraguay (2012, eine Basis für 
die US-Airforce), mit dem anhalten¬ 
den Wirtschaftsterror gegen Venezue¬ 
la, mit der Wahl des US-Bürgers Pedro 
Pablo Kuczynski in Peru (drei existie¬ 
rende US-Basen und mehrere Radar¬ 
stützpunkte), mit den abstrusen Akti¬ 
onen bolivianischer Bergleute, die sich 
auf einmal gegen Gewerkschaften und 
für Privatisierung stark machen, mit 
den unsäglichen Gräueln in Honduras 
und Mexiko und leider auch mit dem 
rätselhaften Weg, den Kuba eingeschla¬ 
gen hat. 

Lula da Silva hatte während seiner 
Amtszeit der US-Regierung einen Ma¬ 
rinestandort in Rio und die Nutzung ei¬ 
ner Raumfahrtbasis in Alcäntara (MA) 
verweigert - letztere flog daraufhin in 
die Luft. Temers Außenminister Jose 
Serra hat entsprechende Verhandlun¬ 
gen bereits wieder aufgenommen. Ser¬ 
ra, selbst der Korruption verdächtigt, 
gilt als „der Mann Amerikas in der Re¬ 
gierung“ (Brasileiros, 3.6.16), der in Zu¬ 
kunft gegen Brasiliens BRICS-Zugehö- 
rigkeit eingesetzt wird. Bezeichnend für 
das Niveau der neuen US-Handlanger: 


Serra war auf Befragen der Journalis¬ 
ten nicht in der Lage, die einzelnen Mit¬ 
glieder der BRICS-Staaten fehlerfrei zu 
benennen. 

Der US-gesteuerten Regierung Te¬ 
mer gelang es, sämtliche Wirtschaftsin¬ 
dikatoren rapid zu verschlechtern. Die 
Inflation stieg auf 9 Prozent, das unter 
Rousseff kontrollierte Haushaltsdefi¬ 
zit von 70 Mrd. Real (20 Mrd. Euro) in 
drei Monaten auf 170 Mrd. Real (48,5 
Mrd. Euro), u.a. wegen so schamloser 
wie schlauer Gehaltsaufstockungen im 


oberen juristischen und administrativen 
Bereich. Dagegen haben 1,5 Millionen 
Brasilianer seit Temers Amtsantritt ihre 
Stellung verloren. 

Die Automobilproduktion, wich¬ 
tigster Industriewert, fiel allein im Au¬ 
gust um 18,4 Prozent. Die Privatisie¬ 
rung der Bundesuniversitäten ist an¬ 
gepeilt, die Ausgaben im Schulbereich 
sollen um ein Drittel verringert werden, 
„Schule ohne Staat“ ist die ausgegebe¬ 
ne Losung. Im öffentlichen Gesund¬ 
heitswesen wird eine grundsätzlich pri¬ 


vate Gesundheitsversicherung für alle 
angepeilt. 

Argentiniens Präsident Mauricio 
Macri hat am 19. September sein Land 
wieder der Verschuldungsagentur IWF 
(Internationaler Währungsfond) geöff¬ 
net, Brasilien wird folgen. „Brazil open 
for business“ konstatierte das Wall 
Street Journal am 15.9.16. 

Wolf Gauer 

Teil I, „Brasilien, der ungeliebte Präsi¬ 
dent und die Olympischen Spiele“, er¬ 
schien in UZ Nr. 39. 
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Wider das Erinnern 

Israels Präsident in der Ukraine - Rada-Abgeordnete wollen nichts von OUN-Beteiligung 
am Holocaust wissen 


D er Ukraine-Besuch des israeli¬ 
schen Präsidenten Reuven Riv- 
lin, der im Zusammenhang mit 
dem 75. Jahrestag der Ermordung 
von 34 000 jüdischen Menschen in der 
Schlucht von Babi Jar durch SS und 
deutsche Wehrmacht sowie ukraini¬ 
sche Nazi-Kollaborateure stattfand, ist 
mit einem diplomatischen Skandal zu 
Ende gegangen. 

Das Anliegen, das die Kiewer 
Machthaber mit den Gedenkveran¬ 
staltungen zu diesem Jahrestag - ein¬ 
schließlich einer Rede des israelischen 
Staatsoberhaupts vor dem ukrainischen 
Parlament (Rada) - verbanden, bestand 
offensichtlich darin, die Beteiligung uk¬ 
rainischer Nationalisten an dem Ver¬ 
brechen zu überdecken und die Ukrai¬ 
ne als ein zivilisiertes Land darzustellen, 
in dem Rassismus und Antisemitismus 
keinen Platz haben. Dieses Vorhaben 
ist durch den Auftritt des israelischen 
Präsidenten in der Obersten Rada und 
den darauf folgenden Reaktionen uk¬ 
rainischer Politiker zunichte gemacht 
worden. 

Präsident Rivlin wurde zunächst 
mit stehenden Ovationen empfangen. 
Die Begeisterung der Abgeordneten 
verstummte allerdings sehr schnell. 
Rivlin beschuldigte die „Organisation 


Die Beziehungen zwischen den USA 
und Russland haben in der Amtszeit 
von US-Präsident Barack Obama ne¬ 
ben Phasen der Annäherung auch zahl¬ 
reiche Krisen erlebt. Jetzt, da dessen 
Amtszeit zu Ende geht, steht die Frage 
im Raum, wie sich die Beziehungen ent¬ 
wickeln. Und diese Frage ist nicht un¬ 
wichtig, hängt doch der Frieden in Eu¬ 
ropa stark vom Verhältnis der beiden 
Großmächte ab. Die Stiftung „Wissen¬ 
schaft und Politik“ (SWP) hat im Sep¬ 
tember die Analyse „Amerikanische 
Russland-Politik und europäische Si¬ 
cherheitsordnung“ veröffentlicht, die 
sich diesem Thema widmet. 

„Die amerikanisch-russischen Be¬ 
ziehungen haben nie vermocht, sich 
vom Schatten der jahrzehntelangen 
Konfrontation zwischen USA und So¬ 
wjetunion zu lösen“, heißt es dort, was 
vor allem für das erste Strukturmerkmal 
gelte: die wechselseitige Vernichtungsfä¬ 
higkeit, deren Folge eine bleibende nu¬ 
kleare Gegnerschaft sei. Dies zeige sich 
vor allem in der ständigen Gefechts¬ 
bereitschaft, die beide Seiten für ihre 
Atomwaffenarsenale aufrechterhalten. 

Gesellschaftliche und wirtschaft¬ 
liche Interessen an einer stabilen Zu¬ 
sammenarbeit beider Länder hätten 
sich nicht herausbilden können. Vor al¬ 
lem die Republikaner sehen Russland 
weiterhin als Bedrohung an. Und mitt¬ 
lerweile gelte ein wieder erstarkendes 
Russland als potentieller Gegner, der - 
wie China auch - durch die „Fähigkeit 
zur Konfliktdominanz“ abgeschreckt 
werden muss, was letztendlich nichts 
anderes bedeutet als Aufrüstung. 

Vor diesem Hintergrund scheint es 
merkwürdig, dass der russische Präsi¬ 
dent Wladimir Putin und der US-Präsi- 
dentschaftskandidat Donald Trump ge¬ 
wisse Sympathien für einander hegen. 
Immerhin hatte Putin im Dezember 
2015 den konservativen Trump als „sehr 
talentierten und markanten Menschen“ 
bezeichnet und ihn als „absoluten Fa¬ 
voriten im Präsidenten-Wahlrennen“ 
bezeichnet. 

Laut SWP-Studie ist das nicht ver¬ 
wunderlich, geht es doch um die stra¬ 
tegische Ausrichtung der US-Außen- 
politik, bei der Trump und seine „de¬ 
mokratische“ Rivalin Hillary Clinton 
unterschiedliche Ansätze vertreten. In 
der Untersuchung wird zwischen dreien 
unterschieden. 

Die erste Schule setze sich aus Ver¬ 
tretern eines konfrontativen „Neo- 


Ukrainischer Nationalisten“ (OUN) 
der Komplizenschaft beim Holocaust 
und der direkten Teilnahme an der Er¬ 
mordung von Juden: „Viele Unterstüt¬ 
zer des Verbrechens waren Ukrainer. 
Unter ihnen haben sich besonders die 
Kämpfer der OUN hervorgetan, die Ju¬ 
den verhöhnten, sich an ihnen vergin¬ 
gen, sie umbrachten und in vielen Fällen 
den Deutschen auslieferten“. 

Ukrainische Politiker reagierten 
empört auf die Rede. Zu den ersten, 
die sich äußerten, gehörten Vertreter 
der OUN. Sie existiert nach wie vor in 
der Ukraine. Mehr als das. Dieser Orga¬ 
nisation, an der das Blut tausender er¬ 
mordeter Juden, Sinti und Roma, Polen 
und Russen klebt, hat der ukrainische 
Präsident Poroschenko im vergangenen 
Jahr noch den Status „Kämpfer für die 
Unabhängigkeit“ verliehen. Öffentliche 
Kritik an der OUN steht in der Ukraine 
unter Strafe. 

Einer dieser Mordgesellen oder ih¬ 
rer Nacheiferer ist der heutige Chef der 
OUN, Bogdan Tscherwak. Er erklärte 
nach der Rede Präsident Rivlins: „Das, 
was der Präsident des Staates Israel im 
ukrainischen Parlament gemacht hat, 
kann man nur eindeutig als ein in die 
Seele der Ukrainer Spucken bezeich¬ 
nen. Die OUN des Holocausts zu be- 


Containment“ zusammen. Ihr zufolge 
sei der expansive Kurs Moskaus ledig¬ 
lich die Kehrseite der autoritären Ent¬ 
wicklung des Landes, auf tatsächliche 
oder vermeintliche Sicherheitsinteres¬ 
sen wolle sie keine Rücksicht nehmen. 
Ihrer Meinung nach soll „der Außen¬ 
druck erhöht und Russland in eine Rüs¬ 
tungskonkurrenz gezwungen werden“. 

Vertreter der zweiten Richtung ver¬ 
treten demnach die Auffassung, dass 
Russland nichts anderes betreibe als 
klassische Großmachtpolitik, wenn es 
eine Einflusssphäre an seinen Grenzen 
für sich beanspruche. Diese Einflusszo¬ 
ne sollte, so der Appell, im Interesse ei¬ 
ner geregelten Machtkonkurrenz aner¬ 
kannt, gleichzeitig aber klar signalisiert 
werden, dass jede Aggression gegen ein 
Nato-Mitglied militärisch beantwortet 
werden müsse. 

Die dritte Richtung fußt der Stu¬ 
die zufolge auf einem „interaktionisti- 
schen“ Verständnis russischer Außen¬ 
politik. Dabei stellen die Vertreter die¬ 
ser Richtung durchaus selbstkritisch 
fest, „dass auch die USA einen Anteil 
am Verfall der bilateralen Beziehun¬ 
gen haben, vor allem durch die Nato- 
Erweiterung in einer Phase russischer 
Schwäche und durch das Vorantreiben 
der Raketenverteidigung“. 

Den Unterschied zwischen Clin¬ 
ton und Trump sieht Studienautor Pe¬ 
ter Rudolf darin, dass die frühere Au- 


zichtigen, und dies noch dazu während 
einer Parlamentssitzung aus Anlass des 
75. Jahrestages der Tragödie von Babi 
Jar - das bedeutet die ukrainische Nati¬ 
on zu erniedrigen.“ Der Führer der „Ra¬ 
dikalen Partei“, Oleg Ljaschko, forder¬ 
te den israelischen Präsidenten auf, sich 
vor dem ukrainischen Staat und Volk zu 
entschuldigen und anzuerkennen, dass 
der „Holodomor“ ein Genozid am uk¬ 
rainischen Volk sei wie der Holocaust. 
Mit „Holodomor“ bezeichnen die ukra¬ 
inischen Nationalisten die große Hun¬ 
gersnot als Folge von Missernten und 
Fehlern im Zuge der Kollektivierung 
der Landwirtschaft. Ihr sind in den Jah¬ 
ren 1932 und 1933 in der Ukraine und 
anderen Teilen der Sowjetunion Mil¬ 
lionen Menschen zum Opfer gefallen. 
Heute wird der „Holodomor“ von den 
ukrainischen Nationalisten für Hetze 
gegen Russland missbraucht. 

Der Chef des Instituts für das nati¬ 
onale Gedächtnis der Ukraine in Kiew, 
Wladimir Wj atro witsch, erklärte: „Lei¬ 
der wiederholte der Präsident Israels 
den sowjetischen Mythos der Beteili¬ 
gung der OUN am Holocaust.“ Und der 
Mitarbeiter dieses Instituts, Pawel Po- 
dobit, schlug vor, Präsident Poroschen¬ 
ko solle Israel dadurch „eine würdige 
Antwort“ geben, dass er während eines 


ßenministerin zum ersten Teil des US- 
amerikanischen Establishments gehört, 
der die USA als einzige Großmacht 
betrachtet und glaubt, jedem Land der 
Welt die Bedingungen diktieren zu 
können. Trump hat sich zumindest im 
Wahlkampf anders positioniert. Er will 
Rücksicht auf die russischen Sicher¬ 
heitsinteressen nehmen und dem Land 
seine Einflusszone zugestehen. 

Je nach Ausgang der Wahlen in den 
USA wird sich die Politik - auch des 
Nato-Kriegsbündnisses - gegenüber 
Russland gestalten. Die Länder Euro¬ 
pas werden sämtlich in diese Pläne ein¬ 
gebunden sein. 

Clinton würde eher dazu neigen, ei¬ 
nen aggressiven Kurs zu fahren. Denn 
die Vertreter ihrer Denkrichtung sehen 
das Problem darin, dass „Moskaus in¬ 
nenpolitische Tendenz zur autoritären 
Regierungsform mit einer expansiven 
Außenpolitik“ einhergeht. Sie werden 
bestrebt sein, „die Kosten für Russland“ 
zu erhöhen, „auch indem Moskau fak¬ 
tisch in eine Rüstungskonkurrenz ge¬ 
zwungen wird“. Geschehen könne dies 
„durch den Aufbau eines umfassenden, 
gegen Russland gerichteten Raketen¬ 
abwehrsystems, durch eine Absage an 
‘strategische Stabilität’ als Grundlage 
der amerikanisch-russischen Beziehun¬ 
gen und durch Schaffung einer dauer¬ 
haften Militärpräsenz in den östlichen 
Nato-Staaten“. Denkbar sei, dass zu 


Besuchs in diesem Land die Juden der 
Teilnahme und Organisation des „Ho¬ 
lodomor“ beschuldigt. 

Präsident Rivlin hat seinen Uk¬ 
raine-Besuch, der eigentlich bis zum 
30. September dauern sollte, vorzeitig 
am 28. September beendet. Grund da¬ 
für waren allerdings nicht die provoka¬ 
torischen Aussagen ukrainischer Poli¬ 
tiker, sondern das Ableben des israeli¬ 
schen Ex-Präsidenten Schimon Peres. 

Bezeichnenderweise haben die 
meisten deutschen Medien - vor allem 
Rundfunk und Fernsehen - nichts oder 
kaum über die Ausführungen des isra¬ 
elischen Präsidenten vor dem ukraini¬ 
schen Parlament und erst recht nicht 
über die Reaktionen ukrainischer Poli¬ 
tiker berichtet. Auch deutsche Politiker 
äußerten sich kaum. 

Der Grund dafür dürfte darin lie¬ 
gen, dass sie seit dem Staatsstreich in 
der Ukraine bemüht waren und sind, 
das daraus hervorgegangene Regime 
in Kiew und dessen braune Flecken 
schön zu reden und zu schreiben. In 
dieses Bild passen die Aussagen Prä¬ 
sident Rivins über die Rolle der OUN 
beim Holocaust ebenso wenig wie die 
der heutigen ukrainischen Verteidiger 
dieser Mörderbande. 

Willi Gerns 


diesem Zweck die militä¬ 
rische Unterstützung der 
Ukraine intensiviert wird 
genauso wie die Bezie¬ 
hungen zu Georgien ver¬ 
tieft werden könnten - 
mit der Perspektive eines 
künftigen Nato-Beitritts. 

Vertreter der zweiten 
Denkschule, die davon 
ausgehen, dass Russland 
eine klassische Groß¬ 
machtpolitik betreibt, 
strebten dagegen danach, 
sich mit Moskau zu arran¬ 
gieren. In ihren Augen sei¬ 
en Einflusssphären „ein 
bewährtes Mittel, um die 
Rivalität zwischen Groß¬ 
mächten zu regulieren“. 
In dieser Wahrnehmung 
gelte es, „geopolitisch de¬ 
finierte Sicherheitsinte¬ 
ressen Russlands zu ak¬ 
zeptieren und das Poten¬ 
zial dafür zu reduzieren, 
dass Fehlkalkulationen auftreten, falls 
es zur Krise über ein strittiges Territori¬ 
um kommt“. Der bisherigen Linie, nach 
der die Nato prinzipiell offen sei für eine 
Mitgliedschaft der Ukraine und Georgi¬ 
ens, sei eine Absage zu erteilen. 

Bisher lasse sich aber noch nicht 
klar erkennen, welchen Weg die USA 
und mit ihr die Nato nach dem Wechsel 
im Weißen Haus einschlage. Wie eine 
„neue“ Sicherheitsordnung aussehen 
könnte, werde erst ansatzweise disku¬ 
tiert, aber die ersten Umrisse lassen sich 
demnach schon erkennen: „Die territo¬ 
riale Integrität der Ukraine müsste ga¬ 
rantiert, ihre Mitgliedschaft in der Nato 
ausgeschlossen sein; die Annäherung 
des Landes an die EU - über das inzwi¬ 
schen Unterzeichnete Assoziierungsab¬ 
kommen - wäre so zu gestalten, dass sie 
kompatibel ist mit dem Freihandel zwi¬ 
schen Ukraine und Russland; die OSZE 
müsste aufgewertet werden“. 

Sollte sich aber ein neuer Präsident 
daran machen, eine solche Ordnung 
umzusetzen, dann wäre das der Studie 
zufolge ein Balanceakt. „Im Kongress 
gäbe es vermutlich einen Aufschrei, 
sollte einer weiteren Ausdehnung der 
Nato eine Absage erteilt werden oder, 
wie gelegentlich vorgeschlagen, über 
den neutralen Status eines Pufferstaats 
Ukraine oder ein Finnland ähnliches 
Arrangement diskutiert werden“. 

Bernd Müller 


Spaniens Sozialisten- 
Chef zurückgetreten 

Sozialisten-Chef Pedro Sänchez, der 
bisher eine neue Amtszeit des kon¬ 
servativen Ministerpräsidenten Ma¬ 
riano Rajoy blockiert hatte, ist Ende 
letzter Woche zurückgetreten. Wegen 
seiner Position war er von mehreren 
führenden Parteikollegen zuletzt im¬ 
mer heftiger kritisiert worden. Ob sein 
Rücktritt zu einem Ende der Blockade 
einer Regierungsbildung durch Rajoy 
unter Beteiligung der PSOE führen 
kann, blieb unklar. 

Aus Protest gegen die Haltung 
von Sänchez hatten letzte Woche be¬ 
reits 17 der 38 Vorstandsmitglieder 
der PSOE ihre Ämter niedergelegt. 
Zu den schärfsten Kritikern gehörte 
Ex-Ministerpräsident Felipe Gonza¬ 
lez, der sagte, er fühle sich von Sän¬ 
chez „betrogen“. Die Tatsache, dass 
die PSOE zuletzt bei verschiedenen 
Wahlen die schlechtesten Ergebnisse 
der Geschichte erzielt hatte, schwäch¬ 
te Sänchez zusätzlich. 

Bei der Neuwahl am 26. Juni hat¬ 
te sich Rajoys Volkspartei (PP) zwar 
als stärkste Kraft behauptet, die im 
Dezember 2015 verlorene absolute 
Mehrheit allerdings erneut deutlich 
verpasst. Wenn sich die Parteien bis 
zum 31. Oktober nicht auf die Wahl 
eines Regierungschefs einigen, muss 
der König für den ersten Weihnachts¬ 
tag erneut Neuwahlen ansetzen. 

Mit Tränengas gegen 
protestierende Rentner 

Bei einer Demonstration griechischer 
Rentner in Athen haben Bereitschafts¬ 
polizisten am Montagmittag Tränen¬ 
gas eingesetzt. Medien und Premier 
Alexis Tsipras zeigten sich entrüstet, 
so der TV-Sender „Skai“. 

Rund 600 Rentner aus der Region 
Athen waren am Vormittag im Protest 
gegen neuerliche Rentenkürzungen 
und Steuererhöhungen friedlich durch 
die Stadt marschiert. Als der Demons¬ 
trationszug zu Tsipras 4 Regierungssitz 
im Zentrum Athens ziehen wollte, ver¬ 
sperrten Bereitschaftspolizisten ihnen 
den Weg und setzten Tränengas gegen 
sie ein. „Schande, Schande!“,skandier¬ 
ten die Rentner, bevor sie die Flucht 
vor den Gaswolken ergriffen. 

Das Ministerium für Bürgerschutz 
übernahm umgehend die Verantwor¬ 
tung für die Polizeigewalt und erklär¬ 
te, der Gebrauch von Tränengas bei 
Demonstrationen von Arbeitern und 
Rentnern sei bis auf weiteres verbo¬ 
ten. 

Tschechien macht 
Grenze vorerst dicht 

Tschechien wird bis Jahresende keine 
weiteren Flüchtlinge aufnehmen, die 
derzeit in Italien oder Griechenland 
untergebracht sind. „Wir erlauben nie¬ 
mandem den Zutritt zum Staatsgebiet 
der Tschechischen Republik, der hier 
nicht sein möchte oder die Sicher¬ 
heitsüberprüfung nicht besteht“, sag¬ 
te Innenminister Milan Chovanec der 
Tageszeitung „Pravo“. Deutschland 
müsse dafür Verständnis haben. Nach 
dem vor einem Jahr von der EU be¬ 
schlossenen Verteilerschlüssel entfal¬ 
len 2978 Schutzsuchende auf Tsche¬ 
chien. Angekommen sind davon bisher 
aber nur zwölf Personen. 

Estland: Präsidentin 
gewählt 

Im sechsten Anlauf ist in Estland ein 
neues Staatsoberhaupt gewählt wor¬ 
den. Bei der Abstimmung am Mon¬ 
tag erhielt Kersti Kaljulaid 81 von 
98 Stimmen. Die 46-Jährige über¬ 
nimmt damit als erste Frau das höchs¬ 
te Staatsamt des baltischen EU- und 
NATO-Landes. 

Türkei bleibt im 
Ausnahmezustand 

Der nach dem Putschversuch in der 
Türkei verhängte Ausnahmezustand 
wird um 90 Tage verlängert. Der Ka¬ 
binettsbeschluss erfolgte unter Vorsitz 
von Präsident Erdogan am Montag in 
Ankara, wie Vizepremier Numan Kur- 
tulmus mitteilte. 


Neue, alte Feinde 

Putin-Freund Trump? SWP betrachtet Russlandpolitik der USA 



Schaulaufen der NATO am Militärstützpunkt in Vaziani, Georgien 
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Hände weg 

vom Bomben-Buzzer 


Rund 400 Teilnehmer - nach Veranstalter-Angabe - setzten 
mit einem bunten Fahnenmeer und zahlreichen Transparen¬ 
ten in Kalkar am Niederrhein erneut ein deutliches Zeichen 
gegen die NATO-Kommandozentrale in der Seydlitz-Kaser- 
ne. Dort wird auf den Buzzer gedrückt, um völkerrechtswidrig 
zum „richtigen“ Zeitpunkt wo auch immer in der Welt einen 
Bombenhagel auf Soldaten und Zivilisten regnen zu lassen. 

Bei dieser Playstation muss allerdings mit friendly fire, 
„Interventionen“ bei Hochzeitsfeiern und Beerdigungen 
oder Bombardements wie in Kundus gerechnet werden. Fe¬ 
lix Oekentorp, Landessprecher der DFG-VK in NRW, erin¬ 
nerte an Oberst Georg Klein, der am 4. September 2009 auf 
Zivilisten schießen ließ - und später zum Brigadegeneral 
befördert wurde. Nicht alle Soldaten sterben durch Gegner 
oder durch die eigene Truppe. Oekentorp erinnerte an die 
22 Bundeswehrsoldaten, die sich dem Gemetzel durch Sui¬ 
zid entzogen haben. Für alle Opfer dieses sinnlosen Sterbens 
wurde ein Kranz vor der Kaserne abgelegt. 

Andreas Zumach, Journalist und Buchautor, zeigte auf, 
dass aktuelle Kriege und Konflikte noch nicht das Ende von 
Strategie und Taktik, von Waffenentwicklung und Massen¬ 
vernichtung, von asymmetrischer Kriegführung und Droh¬ 


neneinsatz bedeuten. Formen eines „moderneren Krieges“ 
ertüftelt das Joint Air Power Competence Centre (JAPCC) - 
ebenfalls in Kalkar. 

Werner Steinecke (69), 1. Vorsitzender des Kunstvereins 
Emmerich, warnte vor einer weiteren militärischen und po¬ 
litischen Eskalation, die häufig durch Desinformation vorbe¬ 
reitet werde. Die Bundeswehr verfüge über eine lange Erfah¬ 
rung, denn schon im Kalten Krieg versuchte sie, die Soldaten 
der NVA in der DDR mit Flugblättern zu „berieseln“. Der 
vorherrschende Westwind diente als Helfer. 

Passend dazu die Musik, vorgetragen von der Band 
„Fresh Game“ aus Duisburg, die die Aktionen in Kalkar seit 
Anbeginn begleitet. Mit im Repertoire: Hannes Waders „Ja, 
auch dich haben sie schon genauso belogen, so wie sie es mit 
uns heute immer noch tun.“ 

Eine Gegenforderung der Friedensbewegung gegen 
JAPCC und militärische Verblödung: Umwandlung der Ka¬ 
serne in ein Friedenszentrum. 

300 Friedensfreunde trafen sich im Anschluss auf dem 
Willi-Brandt-Platz in Essen. Dort traten unter anderem Eu¬ 
gen Drewermann und Sevim Dagdelen als Rednerin auf. 

Uwe Koopmann 
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Schulen und Ausbildungsplätze statt für Aufrüstung und Knegseinsätze 
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USA, NATO, EU, BRD: Eure 
Waffen nieder in Syrien! 

Erklärung der DKP zur Eskalation in Syrien 


Große Hoffnungen waren in die zwi¬ 
schen den USA und Russland ausgehan¬ 
delte Waffenruhe gesetzt worden. Doch 
schon nach kurzer Zeit erwies sie sich als 
brüchig. Die USA bombardierten „verse¬ 
hentlich“ Stellungen der syrischen Armee 
und töteten 80 Soldaten, womit sie der is¬ 
lamitischen Fateh-al-Sham Gebiete frei¬ 
schossen. Heftige Kämpfe zwischen der 
syrischen Armee und den größtenteils 
islamistischen Milizen werden infolge¬ 
dessen gemeldet. Die syrische Luftwaffe 
bombardiert Ziele in Aleppo. Die Lage 
für die Zivilbevölkerung in den Kampf¬ 
gebieten verschlechtert sich drastisch. 

Für die deutsche Bundesregierung 
und die Mainstreammedien sind die 
Schuldigen schnell ausgemacht: Das „bar¬ 
barische Vorgehen“ der syrischen Regie¬ 
rung stelle eine eklatante Verletzung des 
Völkerrechts dar, so Regierungssprecher 
Seibert. Damit liegt die Bundesregierung 
verbal und inhaltlich ganz auf der Linie 
der US-Regierung, die zuvor in Person ih¬ 
rer UN-Botschafterin Samantha Powers 
bereits von „barbarischen Handlungen 
Russlands“ gesprochen hatte. Gemein¬ 
sam hatten die Außenminister Frank¬ 
reichs, Italiens, Deutschlands, Großbri¬ 
tanniens, der USA und Vertreter der EU 
am 25. September zudem Russland des 
Bruchs der Waffenruhe, der Bombardie¬ 
rung eines Hilfskonvois und der Belage¬ 
rung Ost-Aleppos bezichtigt. Das russi¬ 
sche Außenministerium hat diese Vor¬ 
würfe zurückgewiesen und zudem den 
USA vorgeworfen, die stärkste islamis- 
tische Kraft neben dem IS, die Fateh-al- 
Scham-Front (ehemals Al-Nusra-Front), 
bei den eigenen militärischen Angriffen 
zu verschonen. 


Während die deutsche Bundesregie¬ 
rung sich im Konflikt deutlich an der Sei¬ 
te der USA positioniert hat, macht sich 
Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel die 
gegenseitige Schuldzuweisungen zwi¬ 
schen den USA und Russland und die 
komplizierte Nachrichtenlage zu Nutze, 
um Verwirrung über die tatsächlichen 
Kriegsursachen zu stiften. So rief er dazu 
auf, Friedensdemos gegen die USA und 
Russland zu organisieren, um den Krieg 
in Syrien zu beenden. 

Kurz vor der bundesweiten Friedens¬ 
demonstration am 8. Oktober in Berlin 
kann dies nur als Manöver verstanden 
werden, die Rolle der deutschen Bun¬ 
desregierung sowie ihre Parteinahme für 
die USA aus dem Fokus der Proteste zu 
nehmen. Gemeinsam mit anderen Erst¬ 
unterzeichnern des Demonstrationsauf¬ 
rufes hat auch die DKP erklärt: 

„Wir akzeptieren nicht, dass Krieg 
alltäglich wird und Deutschland einen 
wachsenden Beitrag dazu leistet: in 
Afghanistan, Irak, Libyen, Syrien, Je¬ 
men, Mali. Der Krieg in der Ukraine ist 
nicht gestoppt. Immer geht es letztlich 
um Macht, Märkte und Rohstoffe. Stets 
sind die USA, NATO-Mitgliedstaaten 
und deren Verbündete beteiligt, fast im¬ 
mer auch direkt oder indirekt die Bun¬ 
desrepublik.“ 

Das Scheitern der Waffenruhe darf 
nicht über die tatsächlichen Ursachen 
des Krieges in Syrien hinwegtäuschen. 
Die DKP betont: 

• Seit Beginn des Krieges 2012 verfolgen 
die westlichen Staaten, allen voran die 
USA, sowie ihre Verbündeten in der Re¬ 
gion wie die Türkei und einige Golfstaa¬ 
ten das Ziel eines Sturzes der syrischen 


Regierung unter Präsident Assad und 
eine Zerschlagung des syrischen Staates. 

• Zu diesem Zwecke wurden und werden 
bewaffnete Milizen und Terrororganisati¬ 
onen direkt und indirekt unterstützt. Mit 
Waffenlieferungen (USA), der Formie¬ 
rung einer politischen Opposition gegen 
Assad (BRD), mit Bombardierungen 
von Stellungen der syrischen Armee wie 
in Deir al-Sor Mitte September, in des¬ 
sen Folge der IS Gebiete zurückerobern 
konnte. 

• Der Krieg der US-geführten Koalition, 
an der sich auch Deutschland beteiligt, 
findet völkerrechtswidrig ohne Zustim¬ 
mung Syriens auf syrischem Territorium 
statt. Im Gegensatz dazu steht die von 
Syrien gewünschte Unterstützung Russ¬ 
lands in Übereinstimmung mit dem Völ¬ 
kerrecht. 

• Entgegen des Eindrucks eines Aufein¬ 
andertreffens zweier angeblich konkur¬ 
rierender Großmächte (USA/Russland) 
handelt es sich stattdessen um die Um¬ 
setzung des vor Jahrzehnten verkünde¬ 
ten Plans zur Neuordnung des Nahen 
und Mittleren Ostens durch die USA und 
ihre Verbündeten, vor allem die NATO- 
Staaten, die EU sowie Israel. Seit Beginn 
des Krieges in Afghanistan 2001 säen die 
westlichen Imperialisten Tod und Zerstö¬ 
rung: Im Irak, im Jemen, in Libyen, in den 
Palästinensergebieten. 

Die DKP ruft dazu auf, am kommenden 
Samstag in Berlin für den sofortigen Frie¬ 
den in Syrien zu demonstrieren. Unser 
Protest richtet sich gegen die deutsche 
Bundesregierung, die USA, die EU und 
die NATO. 

Erklärung des Sekretariats des DKP-Parteivorstands, 
3. Oktober 2016 


Der deutsche Militarismus greift um sich 

Kontrolle des Mittelmeeres und darüber hinaus • Von Nora Kranzier 


Seit dem Anschluss der DDR an die 
BRD wird eine schrittweise Militarisie¬ 
rung der deutschen Außenpolitik gegen 
die mehrheitliche Kriegsunwilligkeit der 
deutschen Bevölkerung vorangetrieben. 
Die Bundeswehr ist seitdem sukzessive 
in eine flexible Armee im Einsatz umge¬ 
baut worden. In den vergangenen Mona¬ 
ten ist der deutsche Militarismus deut¬ 
lich vorangeprescht. Kriegsministerin 
Ursula von der Leyen, hat eine „Trend¬ 
wende“ für die Bundeswehr ausgerufen, 
die auf Vergrößerung, militärische Au¬ 
ßenausrichtung und Aufrüstung abzielt. 
Für 2017 plant sie die Erhöhung des 
Wehretats um 2,3 Milliarden auf 36,61 
Milliarden Euro und bis 2020 um insge¬ 
samt mehr als 10 Milliarden. Trotz stei¬ 
gender Krisen wird humanitäre Hilfe ab¬ 
gebaut. Zivile Entwicklungspolitik wird 
zunehmend mit militärischer Außenpo¬ 
litik verbunden, etwa beim Aufbau von 
Polizeikräften innerhalb entwicklungs¬ 
politischer Initiativen. Diese Militari¬ 
sierung zeigt die steigende Aggressivi¬ 
tät der deutschen Außenpolitik an und 
ist ein Schritt hin zum Aufstieg in die 
Reihen der militärischen Großmächte. 

„Sea Guardian“ 

Die derzeit längste Mission der Bundes¬ 
wehr ist die seit 1999 laufende KFOR, 
die seit Beendigung des NATO-unter- 
stützten Kosovo-Krieges geführt wird, 
offiziell zur Schaffung eines sicheren 
Umfeldes für die Rückkehr von Flücht¬ 
lingen. Wie aus allen von der NATO mit 
militärischer Gewalt überzogenen Län¬ 
dern fliehen aus dem Kosovo täglich 
Menschen aufgrund der restlosen Zer¬ 
störung ihrer Lebensbedingungen. Die 
deutsche Beteiligung am Kosovo-Krieg 
(1999) zur Aufteilung Jugoslawiens wur¬ 
de mit Lügen und Kriegspropaganda von 
der damaligen rot-grünen Bundesregie¬ 
rung vor der deutschen Öffentlichkeit 
durchgesetzt. Erstmals seit dem Zweiten 
Weltkrieg zog deutsches Militär in einen 
direkten Krieg. 


Am 29. September hat der Deutsche 
Bundestag einem Antrag der Bundes¬ 
regierung zur Teilnahme von bis zu 650 
Soldaten der Bundeswehr an der neu 
geschaffenen NATO-Operation „Sea 
Guardian“ im Mittelmeer zugestimmt. 
Diese löst die nach dem 11. September 
2001 zur vermeintlichen Terrorabwehr 
eingerichtete Mission „Active Endea¬ 
vour“ nach 15 Jahren ab, die noch den 
damals ausgerufenen NATO-Bündnis- 
fall zur Grundlage hatte. Offiziell dient 
der neue Einsatz der Bekämpfung des 
Terrorismus und der Kontrolle des Waf¬ 
fenembargos gegen Libyen. Dabei be¬ 
ruft sich die NATO auf eine im Juli 2016 
verabschiedete Resolution (2292) des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
(VN) zur Durchsetzung des Waffenem¬ 
bargos gegen den libyschen Staat. Ein¬ 
satzgebiet ist nicht nur wie vorgesehen 
das Gewässer vor der libyschen Küste, 
sondern das gesamte Mittelmeer, ein¬ 
schließlich der Straße von Gibraltar 
und ihrer Zugänge sowie der darüber 
liegende Luftraum, der durch AWACS- 
Flugzeuge überwacht wird. 

„Sea Guardian“ bildet einen Bei¬ 
trag zur geostrategischen Kontrolle des 
Mittelmeerraumes. Neben der Siche¬ 
rung der Transportwege und der Kon¬ 
trolle des zivilen Seeverkehrs dient die 
Operation der Fluchtabwehr durch die 
Sperrung von Fluchtrouten. Sie kom¬ 
plettiert die im Herbst 2015 eingerich¬ 
tete EU-Militärmission EUNAVFOR 
MED (Sophia), die zwischen italieni¬ 
scher und libyscher Küste aktiv ist. Ein 
weiterer Einsatz mit deutscher Betei¬ 
ligung ist die bewaffnete VN-Mission 
UNIFIL vor der libanesischen Küste, 
die - offiziell zur Unterbindung von 
Schmuggel, tatsächlich zur Kontrolle 
des Südlibanon - nach dem Krieg zwi¬ 
schen Israel und Libanon im Jahr 2006 
installiert worden ist. Hinzu kommt die 
Beteiligung der Bundeswehr an der 
NATO-Unterstützung in der Ägäis, wo 
sie in den Hoheitsgewässern zwischen 


türkischem Festland und den griechi¬ 
schen Inseln Lesbos und Chios wiede¬ 
rum Seeraumüberwachungsaufgaben 
ausführt. Die transatlantische Allianz 
kontrolliert das „mare nostrum“ im Sin¬ 
ne der Durchsetzung und Aufrechter¬ 
haltung ihrer neoliberalen Wirtschafts¬ 
ordnung, auf Kosten der ökonomisch 
unterentwickelten Welt. 

Nach Asien und Afrika 

Über das Mittelmeer hinaus ist die Bun¬ 
deswehr im Sinne der deutschen Export¬ 
wirtschaft an der Absicherung weiterer 
geostrategischer Punkte beteiligt. So 
seit 2008 in Somalia an der EU-Missi- 
on „ Atalanta“ am Horn von Afrika, der 
Nahtstelle zwischen Mittelmeer, Rotem 
Meer und indischem Ozean. Bedeutsam 
ist ferner die Kontrolle über Zentralasi¬ 
en mit Afghanistan, wo Deutschland seit 
2001 Krieg führt und das afghanische 
Militär der westlich installierten Regie¬ 
rung gegen „opponierende militärische 
Kräfte“ ausbildet. Ebenso wirkt die Bun¬ 
deswehr im Irak, wo sie indirekt mit lo- 
gistischer Unterstützung am Irakkrieg 
von 2003 beteiligt war, an einer Ausbil¬ 
dungsmission für irakische Streitkräfte 
und kurdische Peschmerga mit. Schließ¬ 
lich ist die Bundeswehr seit Dezember 
2015 am derzeit gravierendsten Kriegs¬ 
einsatz in Syrien beteiligt, der als Anti- 
IS-Unterstützung dargestellt wird. Ohne 
völkerrechtliche Mandatierung und so¬ 
mit unter Missachtung der staatlichen 
Souveränität Syriens betreibt die Bun¬ 
deswehr militärische Lageaufklärung 
zu Luft (Tornados, Tankflugzeug Airbus 
A310) und zu See (Fregatte Augsburg). 
Dabei verweigert sie vehement die Zu¬ 
sammenarbeit mit den gegen den IS vor¬ 
gehenden Kräfte, der russischen und sy¬ 
rischen Regierung. Politisch unterstützt 
sie islamistische Rebellengruppen und 
beteiligt sich an einem Wirtschaftsem¬ 
bargo gegen den syrischen Staat, dessen 
Bevölkerung kriegsbedingt eine schwere 
humanitäre Krise erleidet. 


Patrik Köbele zur Friedensdemonstration am 8. Oktober 


Ein dringender Schritt 
vorwärts 


Noch wissen wir nicht, wie viele 
in Berlin demonstrieren werden. 
Die Anzahl der Kriege und Krisen 
wächst. Tausende sterben. Millionen 
sind auf der Flucht. Die Kriege ha¬ 
ben Ursachen und Verursacher, allen 
voran das Kriegsbündnis NATO un¬ 
ter Führung des US-Imperialismus. 
Regelmäßig dabei und nicht weniger 
kriegstreibend, die EU, Deutschland, 
Frankreich, Großbritannien. 

Sie sind die Verursacher der Ka¬ 
tastrophen in Syrien und Libyen, sie 
zündeln in der Ukraine. Noch wer¬ 
den die Aktionen der Friedensbewe¬ 
gung in Deutschland nicht die Kraft 
haben, dem deutschen Imperialis¬ 
mus in den Arm zu fallen. Noch wird 
die Größe unserer Demonstration 
nicht adäquat zu den weltweiten 
Kriegen, den Brandherden, der re¬ 
alen Gefahr einer unkalkulierbaren 
Eskalation sein. Trotzdem bin ich 
mir sicher, dass der 8. Oktober ein 
Meilenstein des notwendigen Auf¬ 
schwungs der Friedensbewegung 
sein wird. Warum? Weil alle Teile 
der Friedensbewegung sich der Ver¬ 
antwortung bewusst geworden sind, 
dass wir gemeinsam und schnell um 
eine Friedensbewegung kämpfen 
müssen, die in diesem Land wieder 
Hunderttausende mobilisiert. Wir 
brauchen eine Friedensbewegung, 
die verwurzelt ist in den Betrieben, 
Schulen, Universitäten und Stadt¬ 
teilen. Wir brauchen die Zusam¬ 
menführung von Friedens- und Ar¬ 
beiterbewegung, wir brauchen die 
Gewerkschaften im Friedenskampf. 

Wir brauchen die wachsende 
Erkenntnis, dass der Kampf gegen 
TTIP und CETA, die nichts anderes 
als ökonomische Kriegserklärungen 
sind und zu Recht als „Wirtschafts- 
NATO“ charakterisiert werden und 
der Kampf gegen NATO, Auslands¬ 



einsätze der Bundeswehr und Rüs¬ 
tungsexporte zusammengehören. 

Kriege haben Ursachen, Verursa¬ 
cher und Profiteure. In unserem Land 
sind das Rüstungskonzerne, der mili¬ 
tärisch-industrielle Komplex und ihre 
Bundesregierung. Es sind die Partei¬ 
en, die Auslandseinsätzen der Bundes¬ 
wehr zustimmen. Zehntausend Tote, 
millionenfache Vertreibung nehmen 
sie in Kauf, die Flüchtenden missbrau¬ 
chen sie, um die Konkurrenz um Ar¬ 
beit, Wohnung zu erhöhen. Rassismus 
ist ihnen willkommen, er spaltet den 
Widerstand. Kriegstreiberei und Spal¬ 
tung, das ist die Rolle der AfD. 

Die DKP setzt dem den Kampf um 
eine starke Friedensbewegung entge¬ 
gen. Stark heißt einerseits mobilisie¬ 
rungsfähig, dazu leisten wir nach Kräf¬ 
ten unseren Beitrag. Stark heißt auch 
Klarheit über den Gegner. Wir sagen: 
Gegen die Kriegstreiber in NATO, 
EU, US- und Bundesregierung, stoppt 
die NATO-Osterweiterung, stoppt die 
militärische Umzingelung Russlands, 
für Frieden mit Russland. 

Patrik Köbele ist Vorsitzender der DKP 


Georg Fülberth zum Zuwachs der „Linken“ in Berlin 


Hin und Her 


In Baden-Württemberg, Mecklen¬ 
burg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz 
und Sachsen-Anhalt hat „Die Linke“ 
2016 stark verloren, in Berlin am 18. 
September aber deutlich hinzuge¬ 
wonnen. Bei Landtagswahlen ist die¬ 
se Partei in der Fläche meist schwach. 
Im Osten baut sie inzwischen ab, 
weil die traditionellen SED/PDS- 
Wähler(innen) ihr dort wegsterben 
oder nicht wenige von ihnen zur AfD 
übergehen. 



In Berlin hat die Linkspar¬ 
tei schon 2011 Federn gelassen. 
Ihre gemeinsame Regierungszeit 
mit der SPD seit 2001 war so ent¬ 
täuschend, dass sowohl überzeug¬ 
te Linke als auch diffus Unzufrie¬ 
dene ihr den Rücken kehrten und 
Nichtwähler(innen) wurden. Hier 
hatte „Die Linke“ 2016 also nicht 
mehr viel zu verlieren. Jetzt aber 
machten zahlreiche Protest-Nicht¬ 
wählerinnen wieder ihr Kreuz: die 
einen bei der AfD, die anderen bei 
der Linkspartei. Soweit Erstere vor¬ 
her „Die Linke“ gewählt hatten, gin¬ 
gen sie also nicht unmittelbar zu den 
Rechten über, sondern auf dem Um¬ 


weg über das Nichtwähler-Reservoir. 
Die früheren Unterstützer(innen) 
der Linkspartei, die jetzt zurück¬ 
kehrten, taten dies wohl nicht des¬ 
halb, weil sie deren Bereitschaft zum 
Mitregieren gut fanden, sondern 
weil sie ein Zeichen gegen die AfD 
setzen wollten. Sie waren Symbol- 
Wählerinnen), die ein Gegenge¬ 
wicht am entgegengesetzten Ende 
des Spektrums schaffen möchten. 
Dies war wohl auch ein Motiv von 
jungen Erstwähler(inne)n. So ist in¬ 
direkt die AfD sogar zur Wahlhelfe¬ 
rin der Linkspartei geworden. Auf¬ 
fällig oft hörte man das Argument, 
jetzt dürfe man seine Stimme nicht 
verschenken. (Die DKP sollte sich al¬ 
lerdings ihr schwaches Ergebnis von 
0,2 Prozent nicht damit erklären. In 
Mecklenburg-Vorpommern, wo „Die 
Linke“ für Viele sogar abstoßend ist, 
bekam die Deutsche Kommunisti¬ 
sche Partei auch nicht mehr.) 

In einem Interview mit der „jun¬ 
gen Welt“ sagte die Bundestagsab¬ 
geordnete Gesine Lötzsch, ihre Par¬ 
tei habe aus den Fehlern von 2001 
bis 2011 gelernt. Gemeint ist wahr¬ 
scheinlich der Verkauf von öffentli¬ 
chem Wohnungseigentum. Der Ber¬ 
liner Landesvorsitzende Klaus Le¬ 
derer allerdings ist der Ansicht, man 
habe damals nicht anders gekonnt, 
die Stadt sei pleite gewesen. So sieht 
es auch der Regierende Bürgermeis¬ 
ter Michael Müller (SPD): Nur weil 
man damals privatisiert und stramm 
gespart habe, könne man jetzt wie¬ 
der investieren, zum Beispiel im 
Wohnungsbau. Offen bleibt, ob die 
Einschnitte von einst dadurch tat¬ 
sächlich wieder wettgemacht wer¬ 
den können. 
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Lern- und Gedenkstätte in Mörfelden-Walldorf 

Ein langer Weg von der Entdeckung bis heute • Von Rudi Hechler 


2. März 1973. Drei junge Mitglieder der 
DKP aus Mörfelden-Walldorf: Gerd 
Schulmeyer, Herbert J. Oswald und 
Alfred J. Arndt, besuchen mit einer 
Delegation die Nationale Mahn- und 
Gedenkstätte Buchenwald bei Wei¬ 
mar, DDR. In ihrem Bericht hieß es 
damals: „Fassungslos und erschüttert 
gehen die Mitglieder unserer Grup¬ 
pe durch die Räume der Gedenkstät¬ 
te, wo in Schaukästen und Vitrinen 
tausende Dokumente des Grauens 
ausgestellt sind. In einem der Räume 
hängt eine große Übersichtskarte, auf 
der alle Konzentrationslager und Au¬ 
ßenlager des 3. Reiches eingezeichnet 
sind. Die Karte ist übersät mit Punkten, 
Kreisen und Dreiecken. Wir lesen vie¬ 
le bekannte Namen: Dachau, Flossen- 
bürg, Theresienstadt und - Walldorf. Ja, 
ganz deutlich ist da der Name Walldorf 
eingetragen, und daneben ist ein Drei¬ 
eck - ein Außenlager. Wir blicken uns 
gegenseitig an: Ja, wenn bei uns ein KZ 
war, das müsste man doch wissen? Ge¬ 
naues Kartenstudium - kein Zweifel: 
es ist unser Walldorf, Walldorf in Hes¬ 
sen, und hier muss ein Lager gewesen 
sein. Nachdenklich verlassen wir die 
Gedenkstätte. Wenn wir nach Hause 
kommen, werden wir das nachprüfen. 
Wir werden die Ortschronik lesen und 
ältere Bürger fragen. Irgendwo wird es 
ja noch Unterlagen geben, irgendje¬ 
mand wird sich erinnern. Ein KZ, von 
dem keiner was weiß - das gibt’s doch 
nicht.“ So dachten wir damals. Aber es 
sollte noch 6 Jahre dauern, bis die gan¬ 
ze Wahrheit über das KZ-Außenlager 
Walldorf ans Licht kam. 

Heute wissen wir: Vom 22. August 
bis zum 24. November 1944 wurden 1 
700 ungarische Jüdinnen im Alter zwi¬ 
schen 14 und 46 Jahren als Zwangsar¬ 
beiterinnen beim Ausbau des Frankfur¬ 
ter Flughafens eingesetzt. Wegen des 
angeblich kriegsentscheidenden Bau¬ 
projekts, der Rollbahn für ein neu ent¬ 
wickeltes Flugzeug, wurden die Mäd¬ 
chen und Frauen zur Zwangsarbeit 
geholt. Am 22. August 1944 kamen sie 
hier in Walldorf an. Im Frühsommer 


1944 waren sie aus ungarischen Inter¬ 
nierungslagern nach Auschwitz depor¬ 
tiert und dort für den Arbeitseinsatz 
selektiert worden. 

„Die Selektion entschied über Le¬ 
ben und Tod. Kam man bei der Selek¬ 
tion auf die andere Seite, so bedeutete 
das: Gaskammer. Aber auch wenn man 
zur Arbeit ausgemustert wurde, war es 
damit noch keineswegs gewiss, dass 
man gerettet war. Es hing viel davon 
ab, in welches Lager man kam.“ ( Quel¬ 
le: Miriam H., zitiert in: „ Das Geheim¬ 
nis der Erlösung heißt Erinnerung ....“) 

Von Auschwitz wurden die Frauen 
in das hessische KZ-Außenlager des 
KZ Natzweiler in Walldorf verbracht. 

„Wir waren in Güterwaggons ein¬ 
gesperrt und dort, an einem Seitenplatz 
(Nebengleis) hat man uns ausgeladen. 
Auf der Rampe war groß aufgeschrie¬ 
ben Frankfurt am Main. Von dort sind 
wir weit, weit gegangen, wie weit ge¬ 
nau weiß ich nicht mehr, nur, dass es 
sehr schwer zu gehen war. Wir waren so 
schwach nach drei Tagen ohne Wasser, 
ohne Essen, ohne alles.“ (Quelle: Aus 
einem Interview, das Herbert J. Oswald 
1978 mit Helena Halperin führte.) 


Die Firma Züblin zahlte 
4 Reichsmark pro Tag an die SS 

Die Frauen wurden zum Arbeitsein¬ 
satz am Flughafen Frankfurt ein¬ 
geteilt. Sie arbeiteten für die Firma 
Züblin & Cie A. G,. die einen Betrag 
von 4RM, pro Tag und Person, an 
das WVHA (SS-Wirtschafts-Verwal- 
tungshauptamt) entrichtete und da¬ 
mit Profite erzielte. 


Züblin kümmerte sich aber nicht 
um eine Mindestversorgung. Die Som¬ 
merkleider, mit denen die Frauen in 
Frankfurt ankamen, wurden während 
der gesamten Zeit nicht durch ange¬ 
messene Bekleidung ersetzt. Die Frau¬ 


en versuchten sich mit Zementsäcken 
zu wärmen. 

„Vom Flughafen haben wir leere 
Zementsäcke mitgenommen.“ ( Quelle: 
Helene B., zitiert in: Das Geheimnis der 
Erlösung heißt Erinnerung.) 

und Goethes Wald echote 
vom Klang der Internationale“ 

Über die Arbeit und das Verhalten 
von Aufsehern im Lager Walldorf be¬ 
richteten Überlebende 1978 in Inter¬ 
views und Briefen: „An einem kalten 
Novembertag mussten wir im Wald 
sinnlos Baumäste von einer Stelle an 
die andere bringen. Der mit Schnee 
gemischte Regen fror an unseren Kör¬ 
pern. Viele weinten, heulten und um¬ 
armten einander, um sich ein bisschen 
aufzuwärmen... Da begannen einige 
von uns, die internationale 4 zu sin¬ 
gen und setzten im langsamen Tempo 
die sinnlose Arbeit fort. Immer mehr 
schlossen sich an, und Goethes Wald 
echote vom Klang der internationale 4 . 
Die Wachen versuchten mit Entsetzen 
die Leute zum Schweigen zu bringen. 
Doch wir lachten ihnen ins Gesicht 
und sagten: ,Bringt uns doch ins KZ, 


wenn es Euch nicht gefällt. 4 So ist es 
gelungen, der Gruppe neue seelische 
Kraft einzuflößen.“ 

(Nachsatz: Ich wurde bei Führun¬ 
gen oft gefragt: „Warum Goethes 
Wald? Offenbar dachten viele an den 
Wald bei Frankfurt, seiner Geburts¬ 
stadt, aber auch an „Über allen Gip¬ 
feln ist Ruh, in allen Wipfeln spürest 
du kaum einen Hauch. Es schweigen 


die Vöglein im Walde; warte nur, balde 
ruhest du auch.“ J.W.v. Goethe schrieb 
es am 7. September 1783 auf dem Berg 
Kickeihahn bei Ilmenau.) (R. H./Quel¬ 
le: Zsuzsana Farkas in einem Brief von 
1978 an die DKP Mörfelden) 

„Wir haben im Wald gearbeitet, es 
war Winter und eine Menge Schnee. 
Ich hatte keine guten Schuhe. Niemand 
von uns hatte welche. Wir gingen zurück 
zum Lager. Ich hatte Holzschuhe an, der 
Schnee blieb daran hängen, so dass es 
für mich schwer war zu gehen ... Meine 
Füße begannen zu bluten und entzün¬ 
deten sich. Es war Routine, dass wir uns 
bei unserer Rückkehr im Lager stets als 
erstes aufstellen mussten, um gezählt 
zu werden. Die Deutschen erwarteten, 
dass wir aufrecht stehen. Mit den Ent¬ 
zündungen an meinen Füßen aber war 
es schwer überhaupt zu stehen. Die Wa¬ 
chen zogen mich aus der Reihe heraus 
und warfen mich zu Boden. Sie schlu¬ 
gen mich und gaben mir Fußtritte. Ich 
war dadurch schwer verletzt, - physisch 
und psychisch. Ich hoffte, dass ich ster¬ 
be würde. Das ist nur eine Episode aus 
dem Leben im Lager Walldorf nahe 
Frankfurt am Main.“ (Quelle: Hanna S.: 
Zitiert in:„Das Geheimnis der Erlösung 
heißt Erinnerung...“.) 

Der ehemalige Luftwaffenhelfer 
Karl W. (geb. 1928) erinnert sich: „Die 
Frauen hatten in der unfreundlichen 
Jahreszeit dünne Sommerkleider an, die 
Haare ganz kurz, Zementsäcke umge¬ 
hängt und die Beine mit Wellpappe um¬ 
wickelt, mit einer Kordel festgezogen - 
ein Bild des Elends. Ich habe gesehen, 
dass sie Erdarbeiten an der Rollbahn 
verrichtet haben. Ich war entsetzt“ 
(Quelle: Karl W., zitiert in: Das Geheim¬ 
nis der Erlösung heißt Erinnerung) 

Die meisten erlebten 
das Kriegsende nicht 

Die unmenschliche Behandlung, die 
körperliche Schwerarbeit, die die 
Frauen bei völlig unzureichender Er¬ 
nährung ca. drei Monate lang leisten 
mussten, führten dazu, dass im Novem¬ 
ber die meisten von ihnen nicht mehr 
arbeitsfähig waren. Am 24. November 
1944 wurde das Lager in Walldorf auf¬ 
gelöst und die überlebenden Frauen - 
ca. 1 650 - ins KZ Ravensbrück über¬ 


stellt. Die meisten von ihnen erlebten 
das Kriegsende nicht mehr; sie wurden 
ermordet, starben infolge der Zustän¬ 
de in Ravensbrück oder auf Todesmär¬ 
schen. 

Die Entdeckung und 
die Jahre danach 

In den Jahren nach der „Entdeckung“ 
wurde in Mörfelden-Walldorf vor allem 


durch die Leiterin des Heimatmuseums 
Cornelia Rühlig viel zur Aufarbeitung 
geleistet. 

Es gibt einen Gedenkpfad, einen 
Spielfilm in mehreren Sprachen und 
viele neue Broschüren. Schülerinnen 
und Schüler der Bertha-von-Suttner- 
Schule arbeiteten am Thema. Sie de¬ 
monstrierten bei der Firma Züblin, 
setzten sich für eine Entschädigungs¬ 
zahlung ein. Am 15. Oktober 2000 wur¬ 
de der „Historische Lehrpfad“, im Bei¬ 
sein von überlebenden Frauen aus dem 
ehemaligen Lager eröffnet. Es gibt die 
Margit-Horväth-Stiftung. Ein „Inter¬ 
national work and study camp“ macht 
Ausgrabungen, lernt und trägt die Er¬ 
innerungen weiter. Darüber freuen wir 
uns. Wir haben allerdings auch nicht 
vergessen, wie alles anfing. Wie wir als 
„Nestbeschmutzer“ diffamiert wurden. 

Eine beeindruckende 
Gedenkstätte 

Jetzt wurde eine Lern- und Gedenk¬ 
stätte auf dem Gelände der KZ-Au¬ 
ßenstelle errichtet. 

Das Gedenk- und Bildungszent¬ 
rum bietet einen imposanten Anblick: 


Große Fenster, auf denen die Namen 
von 1700 ungarischen Jüdinnen zu le¬ 
sen sind. 

Während der Eröffnungsfeier 
stellte die Horvath-Stiftung das Ge¬ 
denk- und Bildungszentrum der Öf¬ 
fentlichkeit vor. Viele hundert Men¬ 
schen nahmen teil. Sie verfolgten im 
Beisein von Holocaust-Überlebenden 
das Programm. Auch Angehörige der 
Lagerinsassen waren nach Walldorf 
gereist. 

Mehr als zwei Stunden dauerte 
die Einweihung, bei der Verwandte 
der Zwangsarbeiterinnen zu Wort ka¬ 
men. Aber auch Teilnehmer der Aus¬ 
grabungen, bei denen über Jahre hin¬ 
weg der Küchenkeller des Lagers frei¬ 
gelegt wurde, traten ans Mikrofon. In 
den Kellerräumen, von denen nur 
noch das Fundamt übrig geblieben ist, 
sind die ungarischen Frauen regelmä¬ 
ßig misshandelt und brutal geschlagen 
worden. Szenen des Folteralltags stell¬ 
ten Oberstufenschüler der Ricarda- 
Huch-Schule aus Dreieich nach und 
schilderten die Geschichte des Lagers. 
Die drei „Entdecker“, die damals jun¬ 
gen Kommunisten aus unserer Stadt, 
wurden genannt. 

Das für mehr als 500 000 Euro 
errichtete Zentrum schützt nun das 
alte Fundamt, und soll darüber hin¬ 
aus für Bildungsprojekte mit Jugend¬ 
lichen genutzt werden. Für den Bau 
reichte das Stiftungsvermögen nicht 
aus, weshalb man auf Spenden und 
Sponsoren angewiesen war. Ihre Mo¬ 
tive stellten die Hauptsponsoren in 
kurzen Dialogen mit Ausgrabungs¬ 
teilnehmern vor. 

Das Zentrum der Horvath-Stiftung 
macht allein durch seine Architektur 
deutlich, dass hier kein Schlussstrich 
gezogen wird. Das Gebäude steht 
mit seiner schrägen Dachkonstrukti¬ 
on symbolisch für den aufgeklappten 
Waldboden, unter dem die Geschich¬ 
te des Holocaust deutlich zutage tritt. 

Die großen Glaselemente sorgen 
dafür, dass der einstige Folterkeller 
auch von außen zu sehen ist. Betritt 
man das Gebäude, führt eine Treppe 
direkt in die Ausgrabungsstelle, die 
von den Bauarbeiten vollkommen un¬ 
berührt blieb. So wurde ein authenti¬ 
scher Lernort geschaffen, der die Ge¬ 
schichte greifbar werden lässt. 

Eine beeindruckende Gedenkstät¬ 
te an einem bemerkenswerten Ort - 
zur richtigen Zeit. 

Nie wieder Krieg, nie wieder Fa¬ 
schismus! Man kann es nicht oft ge¬ 
nug sagen. 

Siehe auch: 

http://www.dkp-mw.de/public/books/ 

Nachtrag_sdt.pdf 

https://de.wikipedia.org/wiki/KZ-Au- 

ßenlagerWalldorf 

http://www.kz-walldorf.de/ 

http://www.moerfelden-walldorf.de/ 

default.asp?action=article&ID=38 

https://www.google.de/ 

maps/@50.o 169 601,8.5 856 807,18z 





„Mehr als zwei Stunden dauerte die Einweihung, bei der Verwandte der Zwangsarbeiterinnen zu Wort kamen.“ 
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Bücher gegen Rechts 

Die Unmenschlichkeit entlarven - Von Jürgen Meier 


Kultursplitter 


Ein halber Prophet 

Mit diesen Worten überschrieb der fran¬ 
zösische Schriftsteller Michel Houelle- 
becq seine Dankesrede bei der Verlei¬ 
hung des „Frank-Schirrmacher-Preises“ 
der FAZ Ende September. 

Neben dem üblichen Gegreine über 
die Missachtung und Verfolgung seiner 
Person durch die „Linken“, zu denen er 
alle zählt, die noch halbwegs vernünftig 
argumentieren, schafft er nun ein neues 
Bild von sich, nämlich dem einzigen Pro¬ 
pheten im Lande Voltaires und Sartres. 

„Es brechen neue Zeiten an, die 
Rückkehr des Matriarchats in neuer 
Form, in Staatsform. Die Bürger wer¬ 
den in fortgesetzter Kindheit gehalten, 
der Staat ist einziger Betreuer und ein¬ 
ziger Richter. Das männliche Zeitalter, 
die Männlichkeit selbst, wird ausgerot¬ 
tet. . .Die heiligen Kühe sind tot, der ers¬ 
te, der verschwand, war Marx, eine gan¬ 
ze Weile später ist ihm Freud ins Grab 
gefolgt, noch nicht ganz und gar ist es 
Nietzsche, aber ich bin guter Dinge, dass 
auch dies in nicht allzu langer Zeit ge¬ 
schehen wird“. 

In diesem Stil und mit solchem 
„Nachdenken“ geht es über mehr als 
eine ganze Seite der FAZ, die Frage ist, 
welche Absichten verfolgt dieses Blatt 
damit, einem solchen Schwachsinn sperr¬ 
angelweit Tür und Tor zu öffnen? Die 
Neuen Rechten nutzen ein anderes Vo¬ 
kabular als frühere Faschisten, sie reden 
weniger von Volk und Rasse, aber gleich 
geblieben ist das Schüren von Angst, das 
Beschwören „heiliger, unveränderlicher 
Werte“, die Absage an Aufklärung und 
Vernunft. 

Die FAZ hat ihre Journalisten im 
Bomberjäckchen auf den Politik- und 
Wirtschaftsseiten. Da hält noch die 
transatlantische Brücke, aber im Feuil¬ 
leton werden neue Wege in den Irrwitz 
probiert. 

Geschmack 

Eine geradezu „bahnbrechende“ Entde¬ 
ckung hat der amerikanische Kultursozi¬ 
ologe und Journalist Tom Vanderbilt ge¬ 
macht: Es sei tatsächlich so, dass unser 
Geschmack, also warum wir mögen, was 
wir mögen, wesentlich davon abhängt, 
in welchen sozialen und kulturellen Ver¬ 
hältnissen wir aufgewachsen und soziali¬ 
siert worden sind. Wer hätte das gedacht? 

Im Zeitalter von „Big Data“ sind die 
Möglichkeiten der Anbieter von Waren 
und Dienstleistungen, immer genauere 
Profile nicht nur unseres Nutzerverhal¬ 
tens, sondern auch unserer Erwartungen 
und Wünsche zu erstellen, enorm gestie¬ 
gen und erweitert worden. Vanderbilt 
sieht darin mehr Segen als Fluch, denn 
nicht nur wenig Nachgefragtes würde 
weiter den Markt verstopfen, sondern 
wir selbst könnten unseren Geschmack 
mit den Angeboten immer besser koor¬ 
dinieren. 

Man fragt kopfschüttelnd, warum sol¬ 
che Plattheiten in einem renommierten 
Verlag wie C. Hanser auf über 360 Seiten 
ausgewalzt werden. 

Schnickschnack 

Einige Beachtung und Aufregung fand 
die Meldung, dass der deutsche Direktor 
des Londoner „Victoria and Albert“ Mu¬ 
seums, Martin Roth, seinen Hut nimmt. 
„Er wolle nicht länger in einem Land le¬ 
ben, das sich gegen Europa entschieden 
habe“, „es gäbe eine ausgeprägte Flücht¬ 
lingsphobie“, „erstarkender, aggressiver 
Nationalismus“. 

Hört sich erstmal ganz gut an, aber 
warum will Herr Roth dann zurück nach 
Deutschland? 

Warum beklagt er, „Kunst und Mu¬ 
seen seien immer unpolitischer, Ge¬ 
genwartskunst allzuoft belangloser 
Schnickschnack“? Furore machte er in 
London in letzter Zeit mit zwei großen 
Ausstellungen,eine über David Bowie 
und eine weitere über Alexander Mc- 
Queen, einen Mode-Designer. Herr 
Roth wirft mit Nebelkerzen, denn sein 
nächster Job ist der des Präsidenten des 
Stuttgarter „Instituts für Auslandsbezie¬ 
hungen“, eine NGO, ausgehalten vom 
Auswärtigen Amt, dem Land BaWü und 
der Stadt. Hier wird handfeste Kulturpo¬ 
litik getrieben, so z.B. in der Unterstüt¬ 
zung ukrainischer Gruppierungen bei 
der Annäherung an europäische Werte. 

Herbert Becker 


Ob Thomas oder Heinrich Mann, ob 
Anna Seghers oder Schriftsteller unse¬ 
res Jahrhunderts wie die in diesem Jahr 
verstorbene Angelika Schrobsdorff und 
die 1960 geborene spanische Schriftstel¬ 
lerin Almudena Grandes: Ihre Kunst 
hat einen sozialen Auftrag. Sie richtet 
den Blick auf die Unmenschlichkeit des 
Faschismus. Almudena Grandes tut dies 
in ihren Büchern „Der Feind meines Va¬ 
ters“ und „Das gefrorene Herz“, Angeli¬ 
ka Schrobsdorff in ihrem Buch „Du bist 
nicht so wie andere Mütter“. 

Else heißt die Mutter, die in ihrer Le¬ 
benslust anders ist als andere Mütter. Sie 
vertraut auf den Rechtsstaat der Weima¬ 
rer Republik. „Else stürzte sich also in 
die goldenen zwanziger Jahre, durch die 
sich bereits der Rost zu fressen begann. 
Sie nahm alles mit - Kultur und Las¬ 
ter.“ Fast zu spät spürt sie, dass ihre Ehe 
mit dem wohlhabenden und religiösen 
Erich sie vor den Nazis nicht schützen 
kann und flieht mit ihren Töchtern nach 
Bulgarien, wo die verwöhnte Frau gro¬ 
ße Schwierigkeiten bekommt, zumal die 
Nazis den Krieg bald schon auch in Bul¬ 
garien führen. Die Naivität Elses zu erle¬ 
ben, ihre Liebe, die sie in wunderschönen 


Windflüchter - das sind Bäume und 
Sträucher an der Meeresküste, die unter 
konstanten Westwinden stark gekrümmt 
wurden. Ein anderer Wind weht in der 
menschlichen Gesellschaft. Er ist eisig 
und menschenfeindlich, fegt mit aggres¬ 
siver Gewalt über den ganzen Globus, 
zwingt mit finanzgewaltigen Helfern und 
den Medien die Menschen, sich krumm 
zu machen, sich zu ducken, sich willen¬ 
los anzupassen. Ja, dieser Kapitalwind 
macht die Konsumenten im Namen des 
Neoliberalismus glauben, das sei alles 
vernünftig und normal und wer nicht 
mithalten kann, sei selber schuld. Und 
wer das ändern will, der unbequeme 
Fragen stellt, der sei ein Störenfried im 
System. Oder ein Krimineller. Oder gar 
ein Terrorist? 

Zu den Widerständigen zählen Mil¬ 
lionen ehrlicher, nach Wahrheit streben¬ 
der Leute, Verbände, Bündnisse, Partei¬ 
en in aller Welt, freilich mit sehr unter¬ 
schiedlichen Gedankenkonstruktionen 
oder gar Illusionen. Unter ihnen einzelne 
Politiker und Künstler. Einer von ihnen 
ist Werner Rügemer (Dr. phil.), geboren 
1941, Publizist, Lehrbeauftragter an der 
Universität zu Köln. Er ist Mitglied im 
deutschen PEN-Club, im wissenschaftli¬ 
chen Beirat von Attac und bei Business 
Crime Control. 2002 erhielt er den Jour¬ 
nalistenpreis des Bundes der Steuerzah¬ 
ler NRW, 2008 den Kölner Karlspreis für 
kritische Publizistik. 

Manipulierungstech¬ 
niken des Kapitals 

In seinem neuen kritischen Sachbuch 
„Bis diese Freiheit die Welt erleuchtet“ 
hat uns der Autor einiges zu sagen. Im 
Vorwort heißt es: „Wie genau konnte 
der Kapitalismus in die Poren des Ver¬ 
haltens, Denkens und Fühlens so tief 
eindringen?“ Und sei er überall dersel¬ 
be? Täuschen sich die „Deutschen“ nicht 
darüber hinweg, dass „sie selbst Vasallen 
sind, freilich privilegierte Vasallen“? 

Das 226 Seiten umfassende Buch 
enthält acht Kapitel und 40 Einzelbei¬ 
träge, darunter sowohl Erlebnisberich¬ 
te als auch Beiträge aus verschiedenen 
Medien. Sie stellen ein Konglomerat der 
unterschiedlichsten Sichtweisen auf die 
Machtausübung sowie auf die Manipula¬ 
tionstechniken des Kapitals dar. Die Ge¬ 
schichte betreffend als auch aktuelle Fra¬ 
gen. Jeder Text beleuchtet auf seine Art 
die vielfältigen Erscheinungsformen des 
trickreich geführten Klassenkampfes, der 
Vergessensproduktion und der machtge¬ 
stützten Desinformation. (S. 8) 

Den Ursprung allen Unrechts - wie 
kann es anders sein - sieht der Autor 
im Privateigentum an Produktions¬ 
mitteln. Er wählte dazu einen Beitrag 


Briefen an ihre Freunde und Kinder zum 
Ausdruck bringt, zu spüren, dazu die bru¬ 
talen Maßnahmen der Nazis gegen die 
Juden und die Verzweiflung der Angeli¬ 
ka mit zu erleiden, fällt schwer, aber es 
macht uns Lesern bewusst, wenn wir die 
wachsende Unmenschlichkeit nicht mit 
Menschlichkeit bekämpfen, ist unsere 
Kultur in Gefahr. 

Konstantin Wecker schreibt im Nach¬ 
wort des neu erschienenen Buches „Mein 
Kampf - Gegen Rechts“: Wer mit Nazis 
„in puncto Unmenschlichkeit Kompro¬ 
misse schließt, hat schon ein Stück sei¬ 
ner selbst und jener Kultur preisgegeben, 
die in der Nachkriegszeit nicht umsonst 
sehr hellhörig gegenüber allem gewesen 
ist, was nach Rassismus und Fremden¬ 
feindlichkeit riecht.“ Elf Menschen be¬ 
schreiben, wie sie gegen die wachsende 
Unmenschlichkeit in ihrem Alltag ganz 
einfach und ganz konkret kämpfen. Ir- 
mela Mensah-Schramm z.B. putzt seit 
dreißig Jahren rechtsextreme Slogans auf 
offener Straße weg - auch wenn sie da¬ 
durch regelmäßig Strafverfahren riskiert. 
Das sind die kleinen Waffen des Alltags. 

Mit den Waffen der Kunst kämpft Al¬ 
mudena Grandes, die in Spanien die „mi¬ 


aus dem WDR 3 vom 11.6.2005 unter 
der Überschrift „Arbeit im schalltoten 
Raum“ aus. Darin heißt es, dass, damit 
die Unternehmen wettbewerbsfähig 
bleiben, die Lohnnebenkosten als auch 
die Lohnhauptkosten gesenkt werden 
müssen. Zu den wichtigen Methoden 
zähle die Entlassung. Das sei „sehr ein¬ 
fach geworden und sehr verbreitet“. (S. 
10/11) Man habe Arbeit und sei trotz¬ 
dem arm. So werde zwar die Armut in 
Statistiken ausgebreitet, aber, so lesen 
wir auf Seite 15, die historisch einma¬ 
lige Reichtumsexplosion seit 15 Jahren 
sei tabu. Geschwiegen wird auch darü¬ 
ber, „dass in der gegenwärtig vorherr¬ 
schenden Logik Investitionen gar nicht 
zu neuen Arbeitsplätzen führen ...“ (S. 
15) Das Schweigen der Arbeit, das Vor¬ 
zeigen hilfloser Betroffenheit (durch 
Trillerpfeifen und viel Lärm) würden 
„erst dann aufgehoben, wenn aus Kos¬ 
tenfaktoren und Almosenempfängern 
(...) vollgültige Mitglieder der Gesell¬ 
schaft werden (...)“. Die Arbeit als Men¬ 
schenrecht müsse „wirksam und für alle 
eingefordert werden“. (S. 16) 

Mit ausgewählten polemischen Bei¬ 
trägen geht Werner Rügemer gegen die 
enge Verflechtung der ökonomischen 
mit der politischen Macht (zum Bei¬ 
spiel Bank Oppenheim) vor. Sie war 
die führende Auslandsbank des Deut¬ 
schen Reiches, deren Großprojekt u.a. 
die Bagdad-Bahn gewesen sei. Muslime 
sollten im deutschen Interesse zum Hei¬ 
ligen Krieg (1. Weltkrieg) angestachelt 
werden, und unter Himmler ging es ge¬ 
gen die Juden. Was aber Wunder im Jah¬ 
re 2011: Max von Oppenheim wird als 
„Vorbild für die Arbeit von heute“ hin¬ 
gestellt. (S. 186) 

Weltherrschaftspläne 
des US-lmperialismus 

Vergessensproduktion auch im Hin¬ 
blick auf die Weltherrschaftspläne des 
US-Imperialismus. Insofern ist das Ka¬ 
pitel „Unter der Statue der Freiheit“ 
(S. 106) interessant. Die am 28. Okto¬ 
ber 1886 eingeweihte Freiheitsstatue in 
New York symbolisiere nicht die Skla¬ 
venbefreiung, sondern die ins Auge ge¬ 
fasste Eroberung der sieben Kontinen¬ 
te und Meere. (S. 109/110) Gegen den 
deutschen Faschismus habe sich mit den 
USA zwar eine Koalition der Vernunft 
gebildet, notwendig sei heute eine ganz 
neue, „damit nicht ein Atompilz die Welt 
im Namen der Freiheit (...) ein letztes 
Mal erleuchtet.“ (S.113) Auf Seite 152 
wird darauf verwiesen, dass seit den 
20er Jahren eine Internationalisierung 
des Kapitals stattfand, einem wesentli¬ 
chen Vorläufer der europäischen ökono¬ 
mischen Integration. Schon in der Zeit 


litante Muse der Linken“ genannt wird. 
Für Mario Vargas Llosa „eine der bes¬ 
ten Schriftstellerinnen unserer Zeit“. An¬ 
ders als Schrobsdorff vermittelt Grandes 
dem Leser das Gefühl, dass der Kampf 
gegen die Unmenschlichkeit zwar schwer 
ist, aber dann von Erfolg gekrönt wird, 
wenn er solidarisch und konkret im All¬ 
tag erfolgt. „Der Feind meines Vaters“ ist 
der zweite Band einer auf sechs Teile an¬ 
gelegten Geschichte über die Herrschaft 
Francos. „Ines und das Glück“ war der 
erste Band und handelt vom Versuch ei¬ 
ner antifranquistischen Invasion im Jah¬ 
re 1944. 

Der Feind des Vaters lebt in Anda¬ 
lusien. Es ist die Zeit von 1947 bis 1949. 
Die Jahre des rechten Terrors. „Verrat, 
Denunziation, Angst“ beherrschen das 
Dorf. Polizisten foltern. Feinde des Ter¬ 
rors sterben durch Kugeln in den Rü¬ 
cken. „Spanien hat sich in ein Land von 
Mördern und Ermordeten verwandelt“. 
Nino, der neunjährige Sohn eines Po¬ 
lizisten, erzählt die Geschichte seiner 
Familie, die in einer Kaserne der Gu¬ 
ardia Civil lebt. Der Portugiese Pepe 
wohnt in einer Mühle nahe des Dor¬ 
fes. Er wird der erwachsene Freund 


zwischen dem 1. und 2. Weltkrieg „hatten 
die USA Druck ausgeübt, einen für sie 
offenen europäischen Markt zu schaf¬ 
fen“. (S. 154) 

Wenn es dem Kapital passt, dann 
schweigt es sich selbstverständlich zu 
solch einem Tatbestand aus: So wird aus 
der Kiste der Verschwiegenheit die enge 
Verflechtung des deutschen NS-Kapitals 
mit der französischen Industrie während 
der Okkupation hervorgeholt. Der ver¬ 
blüffte Leser erfährt, dass das Giftgas 
Zyklon-B in Frankreich im Auftrag der 
deutschen Kriegsverbrecher hergestellt 
wurde. Historiker erklärten, „um franzö¬ 
sische Kasernen zu reinigen“. Das Tabu 
darüber bestehe weiter. (S. 154) Es ste¬ 
he fest, nicht die politische Kollaboration 
spielte die Hauptrolle, sondern die Öko¬ 
nomie „bildete das Zentrum der Kolla¬ 
boration“. (S. 153) 

Machtelite mit ihrer Heerschar 
zur Verblendung des Volkes 

Was wäre die Machtelite ohne die zahl¬ 
reichen Mitmacher, die mit ins Horn bla¬ 
senden Politiker, die marktkonformen 
kirchlichen Würdenträger sowie manch 
williger Künstler. Es ist die Heerschar 
zur Verblendung des Volkes, man lebe 
in einer Demokratie. Zwei Namen mö¬ 
gen für viele solcher Leute sprechen. So 
nannte die „junge Welt“ vom 23.12.2014 
Sachsen unter Kurt Biedenkopf „das El¬ 
dorado für staatliche Subventionen an 
westliche Investoren, die sich mit aus¬ 
gelagerten Niedriglohn-Arbeitsplätzen 
bedankten“. (S. 162) Danke an den Au¬ 
tor auch für den Beitrag über den ehe¬ 
maligen Kölner Erzbischof und Kardinal 
Joachim Meisner. Dieser würdigte die 
kirchliche Militärseelsorge bei den Aus¬ 
landseinsätzen der Bundeswehr. Dank 
gebühre Gott für den Fall des Eisernen 
Vorhangs. Westeuropa trage nun „eine 
globale Verpflichtung für den Frieden“. 
(S. 170) Ohne Kommentar, denn mit der 
Osterweiterung erfüllt sich der Wunsch 
von Gottes Gnaden. 

Nicht nur die dienstbeflissene Un¬ 
terwürfigkeit spielt den Geldmächten 
in die Hände, auch die oft und immer 
wieder - vor allem bei Gewalttaten - 
geheuchelte Anteilnahme. Die Zwei¬ 
wochenzeitschrift Ossietzky 2/2013 ent¬ 
larvt das westliche Führungspersonal, 
das sich im entsetzten Nichtverstehen 
von Amokläufen und Massakern suhlt, 
als borniert in der Wahrnehmungsfähig¬ 
keit. Warum? Auch darauf geht die Zeit¬ 
schrift ein: „Denn das Verstehen wür¬ 
de das systemrelevante Tabu der west¬ 
lichen Wertlosgesellschaft aufbrechen: 
(...) (Seite 75) 

Zurück zu den vom Sturm krumm ge¬ 
wachsenen Bäumen an der Küste: Je tie- 


Ninos, dessen Bücher er heimlich liest 
und von dem er erfährt, dass sein Va¬ 
ter eigentlich nur zur Tarnung zur Po¬ 
lizei gegangen ist. „Dein Vater“, erklärt 
Pepe, „ist bei der Guardia Civil, weil er 
am 18. Juli 1936 in einem Dorf lebte, 
in dem der Putsch erfolgreich war, weil 
dort niemand die Geschichte seiner 
Familie ... kannte und er glaubte, dass 
euch nichts passieren würde, wenn er 
bei der Guardia Civil wäre.“ Ninos Va¬ 
ter, so Pepe, sei Tagelöhner ohne Land 
gewesen, „und alle Tagelöhner kämpf¬ 
ten damals auf der einen Seite“. Sie wa¬ 
ren „alle in der Gewerkschaft der Ta¬ 
gelöhner organisiert“ und haben „ge¬ 
schlossen für die Volksfront gestimmt“. 
Nino wird Kommunist und erfährt erst 
viele Jahre später, dass Pepe, den alle 
im Dorf, auch die Polizisten, für einen 
Kauz gehalten hatten, ein Guerillero- 
führer gewesen war. 

Almudena Grandes: „Der Feind meines 
Vaters“, Hanser Verlag, 2013 
Angelika Schrobsdorff DTV,Taschenbuch, 
1994 

„Mein Kampf - gegen Rechts“ Europa- 
Verlag, 2016 


fer sie sich beugen müssen, desto leichter 
fällt ihnen das Überleben. Einzelperso¬ 
nen und vor allem Künstlern geht es da 
nicht anders. Werner Rügemer suchte 
sich Zeitungsartikel heraus, die zum Bei¬ 
spiel sowohl den weltbekannten Maler 
Gerhard Richter, den Schriftsteller Hans 
Magnus Enzensberger sowie - sage und 
schreibe - den großen Johann Wolfgang 
von Goethe als Anhängsel der Obrigkeit 
in ihrer Zwiespältigkeit charakterisieren. 
(S. 198-205) 

Die dem Ansturm der 
Eliten nicht standhalten 

Der Autor widmet sich auch denen, die 
dem Ansturm der Eliten nicht stand¬ 
halten und deshalb im Neoliberalismus 
als die allein Schuldigen für ihr Versa¬ 
gen hingestellt und zum Teil verlacht 
werden. Ab Seite 17 wird von einer Zei¬ 
tungsausträgerin berichtet, der die Früh¬ 
rente wegen einer Berufskrankheit nicht 
anerkannt wurde. Sie gibt letztendlich 
auf und rechnet für ihr restliches Leben 
mit jedem Cent. Von einem Karnevals- 
Pfandbierflaschen-Sammler ist ab Seite 
22 die Rede. Er sammelt leere Flaschen 
auf Bahnhöfen und achtet dabei darauf, 
dass sein Mantel nicht schmutzig wird. 
(Welch eine feine Beobachtung des Au¬ 
tors.) Auf den Seiten 26/27 wird eine Al¬ 
tenpflegerin vorgestellt, die trotz Angst 
vor Repressionen das oft herrschende 
Schweigen bricht, einen Erfahrungsbe¬ 
richt verfasst und dazu ermuntert, sich 
nicht alles gefallen zu lassen. Demons¬ 
trieren sei das eine, „aber das erpresste 
angstvolle Schweigen der (Noch-)Be- 
schäftigten an ihrem (Noch-) Arbeits¬ 
platz ist das große Problem in Deutsch¬ 
land“. 

Wer dieses politisch hochbrisante 
und gesellschaftskritische Buch von Wer¬ 
ner Rügemer mit Erkenntnisgewinn le¬ 
sen möchte, sollte sich nicht nur auf ein¬ 
zelne Texte stützen, sondern versuchen, 
alle Kapitel im Sinnzusammenhang zu 
erfassen. So erschließt sich ein Mosaik, 
das die kapitalistische Erfolgsspur mit 
all ihren Betrugsserien und Blutopfern 
nicht nur weiter verdeutlicht - bis in die 
Gegenwart -, sondern auch dem An¬ 
liegen des Autors gerecht wird, mit der 
Wahrheit gegen den machtgestützten 
Relativismus anzukämpfen, Mut zu ma¬ 
chen, an einer friedlichen Zukunft mit¬ 
zuarbeiten. Menschen sind keine Wind¬ 
flüchter. 

Harry Popow 

Werner Rügemer: „Bis diese Freiheit 
die Welt erleuchtet. Transatlantische 
Sittenbilder aus Politik und Wirtschaft, 
Geschichte und Kultur“, Papyrossa-Ver¬ 
lag, Köln 2016,226 Seiten, 14,90 Euro 


Windflüchter 

Das Buch macht Mut, an einer friedlichen Zukunft mitzuarbeiten 
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Vom Volksheer zur unbewaffnete 


Die Revolutionären Streitkräfte Kolumbiens und ihr Einsatz für Frieden und Gleichheit 


D ie „Fuerzas Armadas Revolu- 
cionarias de Colombia“ (Revo¬ 
lutionäre Streitkräfte Kolumbi¬ 
ens) wurden am 27. Mai 1964 gegrün¬ 
det. Die Gründung einer marxistischen 
Organisation, die sich militärisch gegen 
die Angriffe der Großgrundbesitzer zur 
Wehr setzen konnte, war nicht volun- 
taristisch. Sie ergab sich aus dem nach 
der Landreform 1936 lodernden Bür¬ 
gerkrieg der in der Rechten organisier¬ 
ten Großgrundbesitzer, der nach der 
Ermordung von Jorge Eliecer Gaitän, 
einem linksgerichteten Rechtsanwalt 
und Präsidentschaftskandidaten der 
Liberalen Partei, am 9. April 1948 mit 
dem so genannten „Bogotazo“ von der 
Konservativen Partei vollends entfacht 
wurde. Die Konservative Partei suchte 
ihre Vorherrschaft in einer Epoche, die 
in Kolumbien kurz und treffend als „Vi- 
olencia“ (Gewalt) bezeichnet wird und 
der in den folgenden fünfzehn Jahren 
bis zu 200 000 Menschen zum Opfer 
fielen. 

In jener Zeit liegt der Ursprung der 
paramilitärischen Todesschwadronen, 
die von den Großgrundbesitzern als 
Privatarmee zur Vertreibung der Bäu¬ 
erinnen und Bauern von deren Land 
eingesetzt wurden und verantwort¬ 
lich für zahlreiche Massaker unter den 
Landarbeitern sind. Und hier liegt auch 
der Ursprung des organisierten und in¬ 
folgedessen letztlich auch bewaffneten 
Widerstands auf dem Land, nachdem 
Teile der Liberalen sowie die Kolumbi¬ 
anische Kommunistische Partei (PCC) 
1949 zur Organisierung der Volksver¬ 
teidigung aufgerufen hatten. 

Die These der PCC war, dass gegen 
die terroristische „Blut und Feuer“- 
Politik der Regierung die organisier¬ 
te Selbstverteidigung der Massen ste¬ 
hen müsse. Es bildeten sich bewaffnete 
Gruppen aus der Basis der Liberalen 
und aus der PCC, d.h. liberale und 
kommunistische Guerillas. Der Bauer 
Pedro Antonio Marin, der zunächst zu 
den liberalen Einheiten gehörte, bilde¬ 
te mit Gleichgesinnten 1955 in Mar- 
quetalia, Riochiquito und Guayabero 
vom Staat unabhängige Gebiete, die 
von der Regierung als „Unabhängi¬ 
ge Republiken“ bekämpft wurden. Im 
Rahmen der USA-geführten „Opera¬ 
tion LASO“ (Latin American Security 
Operation) bombardierte das Militär 
1964 Marquetalia; die überlebenden 
48 Bauern gründeten die FARC, die 
ein umfassendes Agrarprogramm zu 
ihrer politischen Grundlage machten 
und deren Oberster Kommandant Pe¬ 
dro Antonio Marin unter dem Deckna¬ 
men „Manuel Marulanda“ wurde. Der 


Gewerkschafter und Mitbegründer 
der PCC Manuel Marulanda war 1953 
vom Geheimdienst getötet worden; Pe¬ 
dro Antonio Marin, der seinen Namen 
übernahm, starb unbesiegt am 26. März 
2008 an einem Herzanfall. Nach seinem 
Tod übernahm Alfonso Cano den Ge¬ 
neralstab der FARC; nach dessen Er¬ 
mordung durch Regierungstruppen 
wurde Timoleön Jimenez Oberster 
Kommandierender der Guerilla. 

Die FARC verschrieben sich als 
Guerilla dem lang andauernden Volks¬ 
kampf der Landbevölkerung - im Ge¬ 
gensatz zum Volksbefreiungsheer (ELN, 

1965 gegründet), das der guevaristi- 
schen Fokustheorie anhing. Die FARC 
standen immer der Kolumbianischen 
KP nah, aus deren Mitgliedschaft sie 
sich ursprünglich gebildet hatten. Der 

1966 stattgefundene 10. Parteitag der 
PCC analysierte die neue Situation in 
Kolumbien, die nicht mehr nur von der 
Selbstverteidigung und der Rückkehr 
der Vertriebenen auf ihr Land geprägt 
war, sondern von der Erkenntnis vieler, 
dass der Kampf gegen Großgrundbesit¬ 
zer und Regierung aufgrund von deren 
Intoleranz prinzipiell antiimperialisti¬ 
scher und antilatifundistischer Natur 
sein musste. Gegen die Ungerechtigkeit 
und für die Demokratie zu kämpfen, be¬ 
deutete also damals die Orientierung 
auf eine Kombination aller Formen des 
Massenkampfes, unter ausdrücklichem 
Einschluss der bewaffneten Form. 

Sechzehn Präsidenten Kolumbiens 
haben den FARC den Krieg erklärt; für 
die FARC stand immer der Frieden, für 
den sie sich gebildet hatten, im Mittel¬ 
punkt. Daher führten sie immer wieder 
Gespräche mit der Regierung. Jedes 
Mal - wie schon in den Fünfzigerjah¬ 
ren - wurden diejenigen getötet, die ihre 
Waffen abgegeben hatten. 1984 waren 
die Hoffnungen dennoch groß, als sich 
mehrere Guerillas im Abkommen von 
La Uribe mit der Regierung auf einen 
Waffenstillstand einigen konnten, aber 
die im Jahr darauf erfolgte Gründung 
der Partei „Union Patriötica“, in der sich 
vor allem demobilisierte FARC-Mit- 
glieder organisiert hatten, zeigte aber¬ 
mals den Charakter der herrschenden 
Klassen Kolumbiens: um die 4 000 Mit¬ 
glieder der UP wurden in den Achtzi¬ 
ger- und Neunzigerjahren hinterrücks 
ermordet. Am 15. September gab der 
Staat endlich offiziell seine Verantwor¬ 
tung für diesen politischen Genozid zu. 

Mit den Jahren entwickelten sich die 
FARC zwischenzeitlich von einer Gue¬ 
rilla zu einer Militärorganisation, die 
sich 1982 den Zusatz „Ejercito del Pu¬ 
eblo“ (Volksheer) geben konnte. Damit 



io. Konferenz der FARC 

Rund 200 Delegierte versammelten sich zum höchsten Beschlussgremium der FARC. Viele hundert weitere Kämpfer bild 
um das Areal, welches sich tief in den weitläufigen Savannen in der Llanos de Yari-Region befindet. Hier, in einer ihrer Ke 
ihrer Geschichte ab. 

Die Konferenz stellte abschließend die Weichen für die Unterzeichnung des Friedensvertrags und für die Umwandlung d 
nischen Guerilla zu einer unbewaffneten politischen Partei und Bewegung. Konkretere Entscheidungen sollen spätesten 
getroffen werden. So der Plan, bevor das Referendum scheiterte. 


unterstrichen die FARC ihre gewachse¬ 
ne Stärke mit Zehntausenden Kämpfe¬ 
rinnen und Kämpfern und Hunderttau¬ 
senden Unterstützern im ganzen Land. 
Die FARC führten ihren Kampf in dem 
Land, das die USA schon mit der Mon¬ 
roe-Doktrin 1823 aufgrund seiner Lage, 
seiner Reichtümer und der Möglichkeit 
eines ozeanverbindenden Kanals völlig 
richtig als den wichtigsten Gegenpart 
ihrer Interessen in Amerika einschätz¬ 
ten. Trotz der Aufstände in den verschie¬ 
denen Gegenden Lateinamerikas, trotz 


der siegreichen Kubanischen Revoluti¬ 
on - in kein Land der Region investier¬ 
ten die USA mehr Geld zur Bekämp¬ 
fung des kommunistischen Gegners. 

Der damalige Präsident Cesar Ga- 
viria ließ am 9. Dezember 1990 den 
Hauptsitz der FARC-EP inmitten von 
Friedensverhandlungen angreifen. Den- 


unterzeichnete am 26. September 2016 
den Friedensvertrag. 

Dieser ist am 2. Oktober in einem 
Plebiszit bei einer geringen Beteiligung 
von nur 37,4 Prozent mit einer knappen 
Mehrheit von 50,2 Prozent abgelehnt 
worden. Deshalb wird es jetzt zu Nach¬ 
verhandlungen kommen müssen; auf 



noch wurde weiter verhandelt. Nach 
den gescheiterten Friedensgesprächen 
von San Vicente del Caguän im Jahr 
2002 sowie mit dem darauf folgenden 
immensen Druck durch den milliarden¬ 
schweren „Plan Colombia“ der USA, 
mussten die FARC in den letzten Jah¬ 
ren wieder zu einer erfolgreichen Gue¬ 
rillataktik zurückkehren. Nur weil die 
FARC nicht besiegt werden konnten, 
erklärte sich die Regierung Kolumbiens 
zu Friedensgesprächen bereit, die 2012 
in Havanna begannen und mit der Vor¬ 
lage eines 297 Seiten starken Vertrags 
zum Abschluss gebracht werden konn¬ 
ten. Da die FARC trotz Rückschlägen 
nie besiegt werden konnten, musste die 
Regierung ihren Gegner letztlich vor 
der Weltöffentlichkeit anerkennen und 


welche Weise ist derzeit noch offen. In 
ihrer 10. Nationalkonferenz vom 17. bis 
23. September hatten die FARC ihren 
Friedenswillen mit einem eindeutigen 
Votum verdeutlicht; und die erste Re¬ 
aktion auf die Ablehnung des Vertrags 
im Referendum unterstreicht ihn noch. 
Die FARC sehen den Frieden als einzi¬ 
ge Zukunft für Kolumbien, und sie wer¬ 
den weiterhin den Weg verfolgen, sich 
nun in eine unbewaffnete Organisation 
zu verwandeln, die „das gesamte Spek¬ 
trum der sozialen Kämpfe umfasst und 
für eine echte politische, wirtschaftliche, 
gesellschaftliche und kulturelle Demo¬ 
kratisierung kämpft“. 

Ihr Ziel einer gerechten Gesellschaft 
bleibt also. Die Notwendigkeit dazu so¬ 
wieso. Günter Pohl 


El Diamante 

Viele Autostunden entfernt von den nächstgelegenen Städten, errichtete die FARC das Dorf El Diamante. 
Holzhütten, Großzelte, Restaurants, Verkaufsbuden, ein Funkmast, sowie eine imposante Konzertbühne ent¬ 
standen und die neu angelegten Straßen verlaufen in der Form der kolumbianischen Landkarte. 
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eten einen Schutzgürtel aus Camps rund 
rnregionen, hielt die FARC die 10. Konferenz 

ler FARC von der größten lateinamerika- 
is im Mai 2017 auf einer Folgekonferenz 


Fotos und Bildtexte: 
Björn Kietzmann 





Erklärung der DKP zum Friedensprozess in Kolumbien 

Frieden braucht Gerechtigkeit und Schutz 

Der Parteivorstand der Deutschen Kommunistischen Partei begrüßt die Unter¬ 
schrift von Regierung und Revolutionären Streitkräften Kolumbiens unter den 
Friedensvertrag zwischen beiden Seiten. Dass dieses Abkommen vom Volk in 
einem Referendum gestern mit knapper Mehrheit abgelehnt wurde, zeigt ein¬ 
mal mehr,dass die kolumbianische Gesellschaft in ihrem Blickauf den Konflikt 
tief gespalten ist. Es gilt nun zwischen FARC und Regierung weiterzuverhandeln, 
um den positiven Prozess dennoch zu einem guten Ende zu bringen. Die erste 
Erklärung der FARC zeigt den eindeutigen Friedenswillen der Guerilla. 

Von einem Frieden mit gesellschaftlicher Gerechtigkeit ist Kolumbien - un¬ 
abhängig von knapper Zustimmung oder knapper Ablehnung-so oder so weit 
entfernt. Die Erfahrungen aus den Friedensschlüssen der Neunzigerjahre in Zen¬ 
tralamerika zeigen, dass es vielfältiger Anstrengungen von Seiten der Regierung 
bedarf, um die Ursachen zu beseitigen, die zu den bewaffneten Aufständen 
geführt hatten. Wenn - wie in El Salvador und Guatemala -auch in Kolumbien 
dieselben Schichten an der Macht bleiben, die zuvor verantwortlich für Massa¬ 
ker waren, dann müssen die berechtigten Zweifel an deren Friedenswillen durch 
Taten ausgeräumt werden. Besonders Kolumbiens Linke hat schreckliche Erfah¬ 
rungen nach jeweiligen Friedensvereinbarungen machen müssen. 

In diesem Sinne begrüßt die DKP das Eingeständnis der Regierung Kolumbi¬ 
ens vom 15. September, namentlich durch Präsident Juan Manuel Santos, dass 
der Staat die Verantwortung für die Auslöschung der von ehemaligen FARC- 
Kämpfer/inne/n gegründeten Partei „Patriotische Union“ nach den Friedens¬ 
vereinbarungen von 1984 übernimmt. Das ist ein wichtiger Schritt! Ihm müssen 
weitere Taten folgen, wie der umfassende Schutz für alle nun unbewaffneten 
Guerilleros und die Freilassung aller politischen Gefangenen aus den Gefäng¬ 
nissen. 

Die Deutsche Kommunistische Partei unterstreicht ihre Solidarität mit den 
Kräften des Friedens in Kolumbien und sieht ihre über Jahrzehnte währenden, 
diesbezüglichen Anstrengungen bestätigt. Damit dieser Weg erfolgreich wird, 
bleiben internationale, begleitende Aktivitäten nötig. Ein neues Friedensabkom¬ 
men muss ausgehandelt werden - mit Sicherheitsgarantien für alle Guerilleros. 



Günter Pohl zum Referendum in Kolumbien 


Eine Niederlage für den Frieden 


Der 2014 gestorbene größte Sohn Ko¬ 
lumbiens, Nobelpreisträger Gabriel 
Garcia Märquez, hat in „100 Jahre Ein¬ 
samkeit“ beschrieben, wie selbst die 
Augenzeugen des Massakers an 3 000 
Bananenarbeitern der „United Fruit 
Company“ nach allerlei Irrungen und 
Wirrungen am Ende glaubten, dass es 
die Massenmorde gar nicht gab, sondern 
wohl ihrer Phantasie entsprungen wa¬ 
ren. Ihr Wohnort Macondo ist seitdem 
in Kolumbien Synonym für unerklärli¬ 
che Phänomene. 

Für die kolumbianischen Friedens¬ 
kräfte ist das „Nein“ zum fertig ausge¬ 
handelten Friedensvertrag zwischen Re¬ 
gierung und FARC ein herber Schock. 
Es wird nun im besten Fall zu neuen 
Verhandlungen kommen. Dass jetzt 
die bewaffneten Auseinandersetzungen 
weitergehen, ist dagegen weder zu wün¬ 
schen noch wahrscheinlich. Denn es wird 
nicht „auf Null gestellt“ - die FARC ha¬ 
ben bereits Teile der Waffen abgegeben, 
viele Informationen im Rahmen von 
Waffenstillstand und anderen Aktionen 
des guten Willens freigegeben und letzt¬ 
lich auch militärische Positionen verlas¬ 
sen. Bei Nachverhandlungen werden die 
FARC genau deswegen gewiss weniger 
gute Ergebnisse aushandeln können, als 
es die verschiedenen Vereinbarungen 
zu einer Fandreform, politischer Betei¬ 
ligung, Auflösung der Drogenproblema¬ 
tik, Entschädigung der Kriegsopfer für 
das Volk waren. Und noch viel weniger 


diejenigen für sich selbst: Schutz in spe¬ 
ziellen Zonen für demobilisierte Kämp¬ 
fer/innen und Sitze im Parlament mit 
dem Ziel in der Folge selbst eine politi¬ 
sche Partei werden zu können. Ganz zu 
schweigen vom Schicksal der Tausenden 
FARC-Anhänger in den Gefängnissen, 
die Hoffnungen auf Amnestie hatten. 

Militärisch diese neuerlichen Ge¬ 
spräche zu begleiten, ist also kaum denk¬ 
bar. Politisch wäre es auch schwer zu ver¬ 
mitteln, dass die Kriegsparteien wieder 
schießen, nur weil sich weniger als ein 
Fünftel der 34,9 Millionen Wahlberech¬ 
tigten gegen den Vertrag ausgespro¬ 
chen hat. Die Stimmenmehrheit für das 
„Nein“ lag bei nur gut 50 000 Stimmen 
(6,43 Millionen gegen 6,38 Millionen); 
allein die 170 000 ungültigen Stimmen 
betragen mehr als dreimal so viel wie 
dieser geringe Vorsprung und hätten 
leicht ein anderes Ergebnis zur Folge ha¬ 
ben können, hätte man sie zählen kön¬ 
nen (oder wollen). Ein politischer Er¬ 
folg wäre ein knapper Sieg für das „Ja“ 
aber auch nicht gewesen; zu wünschen 
war eine klare und deutliche Abfuhr für 
die Kriegstreiber um Ex-Präsident Uri- 
be und die Kriegsgewinnler aus den Mi¬ 
litär- und Paramilitärkreisen gewesen. 
Die gab es nicht, denn zu stark waren 
die rechten Medien und die evangelika- 
len Kirchen mit ihrem Trommelfeuer. 

Denn andererseits hat auch weni¬ 
ger als ein Fünftel den Verträgen zuge¬ 
stimmt; mehr als 21,8 Millionen Men¬ 


schen, also annähernd zwei Drittel, 
nahmen nicht am Referendum teil. Das 
zeigt zum einen, dass viele vom politi¬ 
schen Prozess insgesamt entwöhnt sind, 
weshalb den FARC die Frage der politi¬ 
schen Teilhabe so wichtig war. Zum an¬ 
deren ist aber auch der Krieg mit allen 
seinen Vertreibungen, Massakern, den 
massiven Ungerechtigkeiten und nicht 
zuletzt der Straflosigkeit der ungezähl¬ 
ten Massaker seit der ersten Fandreform 
1936 nicht spurlos an den Menschen vo¬ 
rüber gegangen. Entsprechend sind auf 
dem Fand, wo der Krieg ungleich stär¬ 
ker zu spüren war als in den Städten, die 
Stimmen für den Vertrag zwar in der 
Mehrheit gewesen, die Wahlbeteiligung 
war aber durchweg geringer. 

Wie eine Revolution ist auch der 
Weg zum Frieden, der dem Kapitalis¬ 
mus grundsätzlich fremd ist, durchaus 
prozesshaft. Viel vom Alten ist noch da, 
das Neue setzt sich nur in aufwändigem 
Vor und Zurück durch. Aus der gruselig¬ 
absurden Situation, in der die Welt mit 
Ban-Ki-Moon an der Spitze in Cartage¬ 
na am 26. September der Unterschrift 
unter einen Vertrag beiwohnte, der von 
den Kontrahenten nach viereinhalb Jah¬ 
ren Verhandlungen am Ende in relati¬ 
ver Einigkeit entwickelt worden war und 
dann von einer radikalisierten Minder¬ 
heit mithilfe der Gleichgültigkeit der 
Mehrheit in den Dreck gestampft wird, 
hätte Gabriel Garcia Märquez jedenfalls 
ein weiteres Kapitel Macondo gemacht. 


Zukunft der Kämpferinnen 

Die Stimmung wirkt locker. Die Kämpfer versammelten abends bei 
Konzerten, sie sahen sich Filme auf Laptops an oder hockten zusam¬ 
men und reichten Fotos herum. Gespräche mit ihnen offenbarten, 
dass viele Angst vor der erwarteten Schutzlosigkeit haben. Der 
Schritt, sich unbewaffnet in ein ziviles Leben zu begeben, bedeutet 
vor allem sich auf den Staat zu verlassen, den sie so lange bekämpf¬ 
ten. Viele denken derzeit vor allem an die 8oer-Jahre zurück. 

Bereits 1985 war die FARC an der Gründung der sozialistischen Partei 
„Union Patriötica“ beteiligt. In den Folgejahren ermordeten Para¬ 
militärs, staatliche Sicherheitskräfte und Drogenkartelle mehr als 
3500 Mitglieder der Partei. Den Überlebenden der systematischen 
Vernichtung blieb oft nur die Flucht ins Ausland. Auch aus heutiger 
Sicht ist die Angst der FARC-Kämpfer keinesfalls unbegründet. Vor 
der Konferenz begann eine neue Welle politischer Morde, innerhalb 
wenigerTage wurden in Kolumbien mehr als ein Dutzend Menschen 
getötet, die linken politischen Bewegungen nahestanden. 
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Unser Genosse 

Helmut Freytag 

ist im Alter von 84 Jahren verstorben 

Wir trauern um Helmut, der sein Leben lang für Frieden, De¬ 
mokratie und Sozialismus kämpfte. Die schlimmen Erfah¬ 
rungen durch den Faschismus und den 2. Weltkrieg haben 
ihn geprägt. Er organisierte sich früh in der FDJ und seit 
1950 in der KPD und 1968 in der DKP. 

Sein Eintreten für eine bessere Welt wurde in der Adenau¬ 
er Zeit mit Verfolgung und Gefängnis bestraft. Der Richter 
charakterisierte Helmut so: sein Lebensweg sei „seit seiner 
Kindheit durch die schon im Elternhaus begonnene Erzie¬ 
hung und Beeinflussung im Sinne der kommunistischen 
Ideologie maßgebend bestimmt worden. Er wurde alsbald 
mit den politischen Grundsätzen der KPD vertraut. Insbe¬ 
sondere wurde er davon überzeugt, dass nur diese Partei 
die Verwirklichung der sozialen Belange der Jugend garan¬ 
tiere". 

Diesen Grundsätzen blieb Helmut treu. Von Beruf Maschi¬ 
nenschlosser, setzte er sich im Betrieb für soziale und ge¬ 
werkschaftliche Rechte ein. Mehrere Jahre arbeitete er im 
Untertagebergbau. 

Er gehörte zu den 27 Kommunisten, die 1968 in Essen die 
DKP neukonstituierten. 

In verschiedenen Funktionen, u. a. Kreis- und Gruppenvor¬ 
stand, in der Schiedskommission, als Pförtner beim Partei¬ 
vorstand und im Bezirk, auf Helmut war immer Verlass. Vie¬ 
le Besucher der Feste der DKP und auch bei Konferenzen 
kannten seinen „Körmelstand" und Helmut trug zur Finan¬ 
zierung der Partei bei. 

Helmut war ein Freund der Kinder. Über 30 Jahre bereitete 
er die Schultüten-Aktion für die Erstklässler vor. Im Stadtteil 
Vogelheim kannten ihn viele Menschen als der „Schultü- 
tenmann". 

Trotz Krankheit verfolgte Helmut aufmerksam das politi¬ 
sche Geschehen und freute sich über jede Aktion der Par¬ 
tei. Wir sprechen seinem Sohn Bernd und den Angehörigen 
unser Beileid aus. 

Helmut, wird uns allen in guter Erinnerung bleiben. 

Die Verabschiedung von Helmut ist am Freitag, 7. Oktober 
11 Uhr in der Trauerhalle des Nordfriedhofes, Hauerstraße, 
Essen-Altenessen. 

Im Sinne von Helmut bitten wir anstelle zugedachter Blu¬ 
men und Kränze um eine Spende für: DKP Ruhr-Westfalen. 
Stadtsparkasse Essen, IBAN:DE 53 3605 0105 0005 0113 17 
Stichwort „ Helmut Freytag" 

Deine Genossinnen und Genossen der 
DKP Gruppe Bezirk 5 
DKP Kreis Essen 
DKP Bezirk Ruhr-Westfalen 
DKP Parteivorstand 



UZ-Pressefest Samstag 

HELFERPARTY 29 102016 


Karl-Liebknecht-Schule, Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 


2 


Wir wollen mit allen, die mit kleinen oder großen Einsätzen geholfen 
haben, das 19. UZ-Pressefest auf die Beine zu stellen, gemeinsam 
feiern. Die Party beginnt um 19 Uhr. Ab 15 Uhr wollen wir das Fest 
mit denen, die Lust haben, gemeinsam auswerten. 

In der Karl-Liebknecht-Schule kann auch übernachtet werden. 

Wir bitten um eine kurze Rückmeldung, damit wir planen können. 
Bitte per Mail an: pv@dkp.de 

Wir freuen uns auf euch! Uli Abc, Klaus Leger, Wera Richter 
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lesen. unterstützen 
verbreiten . nutzen 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



luzle und Simon haben geheiratet. 
Wir gratulieren herzlichl 



Vielen Dank für das tolle Fest! 


Einladung zur Landesmitgliederversammlung 
DKP Rheinland- und Ruhr-Westfalen in Wuppertal 

23. Oktober 2016 

Else-Lasker-Schüler-Gesamtschule, 
Else-Lasker-Schüler-Str. 30,42107 Wuppertal 

Tagesordnung: 

1. Eröffnung und Begrüßung Konstituierung 

2. Referat zu den Landtagswahlen 

3. Diskussion und Beschlussfassung-Wahlprogramm 

4. bmv Rheinland-Westfalen Beschlussfassung 
zur Kandidatur 

5. BMV Ruhr-Westfalen Beschlussfassung 
zur Kandidatur 

6 . Wahl der Landesliste 

7. Referat zu den Bundestagswahlen 

8 . Diskussion 

9. Wahl der Landesliste zur Bundestagswahl 

10. Schlusswort 

Einlass: 8.00 Uhr, Beginn: 9.00 Uhr, Ende: ca. 18.00 Uhr 

Wir bitten um frühzeitiges Erscheinen, zwecks Anmeldung 
und Vorlage des Parteibuches. 


Außerordentliche Bezirksdelegiertenkonferenz 
der DKP Niedersachsen 

Sonnabend, 12.11.2016 von 14-16 Uhr im Freizeitheim 
Linden, Windheimstr.4, Hannover, Saal 18. 


-\ 

Witötljuf A>etmet? 

1591 # 1685 » 1759 # 1839 
fam. H«im«»MüllRf 
5/3 9 j Schmal lenbt?rg-Grnfschoff 
Tel. 029 72/97&00 . Fax 02972/978097 


1591 425 Jahre 2016 

Arbeit und Familie 

Peter im Speyer war die erste Generation von vierzehn. 

Bis 1808 waren wir Leibeigene der Klostergrafschaft. 

So wohnten und arbeiteten im Hause Bäcker, Brauer, 

Brenner, Bauern, Schmiede, Holzhändler und Gastwirte. 
Männer und Frauen waren abwechselnd Hofbesitzer. 

Heute sind unsere Tätigkeitsfelder Hotel-Restaurant 
und Obstbrennerei. So bieten wir im Jubiläumsjahr ein 
monatlich wechselndes Menu an. 

Als Zugabe gibt es einen süßen Abschluss oder Kaffee aus 
Medebach oder einen Hausbrand Apfel-Birne. 

Irmgard und Hans-Georg Müller 

Für unseren gut besuchten Gasthof und unser 
Super-Team suchen wir aus Altersgründen 
engagierte Nachfolger! 

V___ J 


u "!\eb,,„ n 
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Dienstag, 11.10.2016,19 Uhr ■ Ausstellungseröffnung 

»Roland Paris: Syrien 1978« 

Zeichnungen und Gouachen 

Eröffnung: Michael Mäde 
Es spricht: Peter Michel 

(Kunstwissenschaftler) 

Eintritt frei, Spenden erwünscht 

Um Anmeldung unter 0 30/53 63 55-56 oder 
mm(a)jungewelt.de wird gebeten 



junge Welt ■ Laden ’alerie 

Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt ■ Torstr. 6 ■ 10119 Berlin ■ Mo.-Do. 11-18 Uhr, Fr. 10-14 Uhr 

www.jungewelt.de/ladengalerie 


1 Freihandel - Brexit |A/_ r i Ml »^ 
3 Arbeiterwanderung VVclb LUII 


Mit Beiträgen von: Wolfgang Reinicke-Abel, Freihandel als Fluchtur¬ 
sache ☆ Lucas Zeise, Offene Grenzen, die EU und Frau Merkels Politik 
☆ Andreas Wehr, Der Brexit und die Migrationsfrage ☆ Klaus Stein, 
Historische Migrationsbewegungen ☆ Sebastian Woldorf, Geflüchte¬ 
te im kommunalen Raum ☆ Patrik Köbele, Überlegungen zu Flucht 
und kommunistischer Politik ☆ Sofortprogramm der DKP. 

Weitere Themen: 60 Jahre KPD-Verbot ☆ Bundeswehr-Weißbuch ☆ »Son¬ 
derlage dahoam« ☆ Türkei nach dem Putsch ☆ CETA/TTIP und die kom¬ 
munale Daseinsvorsorge ☆ Dialektik von Reform und Revolution ☆ Zur 
Frage der Nation ☆ Demokratischer Kampf und Leninismus 



Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 

Neue Impulse 
Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 


Lieber Jörg 

zu deinem 60. Geburtstag wünschen wir dir von 
Herzen alles Gute! 

Danke für deinen unermüdlichen Einsatz, egal ob es ums 
Magda-Thürey-Zentrum geht, die Organisation des 8. Mai 
Befreiungsfestes, die Verteilung der Öffentlichen Hand, 
unseren Stand beim Methfesselfest und vieles, vieles 
mehr: es ist gut, dich in unseren Reihen zu wissen! 

Deine Genossinnen und Genossen der 
SBG Öffentlicher Dienst und der DKP Hamburg 


Bezirksmitgliederversammlung 
der DKP Niedersachsen 

mit Aufstellung einer Landeswahlliste für die 
Bundestagswahl 2017 

Sonnabend, 12.11.2016 von 16-18 Uhr im Freizeitheim 
Linden, Windheimstr.4, Hannover, Saal 18. 

Vorschlag zur Tagesordnung 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Konstituierung 

3. Bericht des Bezirksvorstandes 

4. Vorstellung und Diskussion eines Wahlvorschlags 
für die Landesliste zu den Bundestagswahlen 2017 

5. Wahl der Landesliste für die Wahl zum Deutschen 
Bundestag 2017 

6 . Schlusswort 

Denkt an das Mitgliedsbuch und an die Bezahlung der 
Beiträge bis einschließlich Oktober 2016. Es wird ein Ver¬ 
sammlungsbeitrag von 5 Euro pro anwesendem Mitglied 
erhoben. 



www. linke-literaturmesse.erg 


Transparent 

gesucht! 

Die DKP Dortmund sucht 
das abgebildete Transpa¬ 
rent. Hat es Jemand 
gesehen / geliehen? 

Tel: 0201 17788923 
Mail: info@unsere-zeit.de 


Öffnungszeiten: 

Fr 19:00 -22:00 | Sa 10:00 - 22:00 | So 10:00-15:00 

veranstaltet von: Metroproletan Archiv & Bibliothek und 
Gostenhofer Literatur- und Kulturverein e. V. 


•4.lnis §6. N#v. 2#1Ä 

Nürnberg I Kenigstr. 93 

Künstlerhaus im KunstKultur^uartier 


1K FUCK| 

$4 NÄDi ’ 


DKP Dortmund 


www.facebook.com/linkeliteraturmesse 



steuern 


Unternehmen 


.stb-mannherz.de 


WWW 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Mitarbeiter - gerne 
auch Teilzeit - auf 
kleinem Biohof 
gesucht. 



-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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Leserbriefe / Termine 
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Ein Vorschlag 

„Konkrete Wahrheit und konkrete 
Lügen“, UZ vom 23.9.2016 

Als rund 50 Jahre die UZ Lesender und 
zeitweilig aktiver Mitarbeiter habe ich 
oft gemerkt, wie die alte inhaltlich und 
formale Erscheinungsweise der Zeitung 
viele potentielle Leserinnen und Leser 
von ihr fernhält. Das ist eine Hürde, 
welche verhindert, dass linke Menschen 
neugierig auf die Inhalte der Zeitung 
werden. Ich vermute, ihr wisst das. Ich 
denke, gerade jetzt, mit dem Wechsel der 
Chefredaktion, wäre der günstige Anlass 
gegeben, eine neue UZ zu wagen. Alte 
Parteimitglieder haben sich durch Jahr¬ 
zehnte an die jetzige UZ gewöhnt und 
werden an ihr hängen. Aber es sollte 
doch mehr um die Neugier und Zustim¬ 
mung der jüngeren Linken gehen. 

Ich denke an einen Titel, der das alte 
Image der Zeitung nicht völlig verleug¬ 
net, aber doch einen Aufbruch in eine 
neue Zeit signalisiert. Mir ist eingefal¬ 
len „Unsere Neue Zeit“. Das ergäbe ab¬ 
gekürzt (analog der DVZ) die griffige 
Kurzform UNZ. Es ginge also darum, 
in der äußeren Gestaltung der Kom¬ 
munistischen Zeitung zu zeigen, dass 
sie nicht nur den Erfahrungen der Ge¬ 
schichte verpflichtet, sondern auch offen 
für die Zukunft und neugierig auf sie 
ist. Ihr seid Zeitungsmacher genug, um 
zu erkennen, was eine solche Neuerung 
in der übermächtigen Medienöffentlich¬ 
keit bewirken könnte. 

Erasmus Schäfer ; Köln 

Teilverkauf 

„Bahnprivatisierung abgesagt“, UZ 
vom 30.9.2016 

Der Artikel von Winfried Wolf vermit¬ 
telt den Eindruck, als hätte die Deutsche 
Bahn kurz vor dem Verkauf gestanden. 
Das ist mitnichten so. Geplant war der 
Teilverkauf der Auslandstöchter der DB 
AG, der DB Arriva und DB Schenker 
Logistics. Betriebe, deren Kauf sogar von 
dem von Winfried Wolf bemühten Bünd¬ 
nis „Bahn-für-Alle“ kritisiert worden 
war. Nun soll der Verkauf falsch sein? 
Diese Argumentation ist nicht nach¬ 
vollziehbar. Winfried Wolf nutzte die¬ 
sen Umstand auch in einem Workshop 
der Verkehrspolitischen Sprecherin der 
Linken, Sabine Leidig, um daraus nun 
die Forderung nach einer Zerschlagung 
der DB zu erheben. Die Forderung sollte 
aber eher lauten, weg mit den Auslands¬ 
geschäften und weg mit der profitorien¬ 
tierten Aktiengesellschaft. Alles andere 
führt nur zur weiteren Liberalisierung 
des Schienenverkehrs. 

Dazu mutet es ein wenig merkwür¬ 
dig an, dass ausgerechnet der Bundes¬ 
rechnungshof als Beleg für die zu ge¬ 
ringe Kontrolle der Bundesregierung 
hinsichtlich der Verwendung der LuFV- 
(Leistungs- und Finanzierungsmittel- 
Vereinbarung)-Mittel herangezogen 
wird. In der Vergangenheit habe ich die 
Rechnungshöfe immer nur als Treiber 
der Liberalisierung kennengelernt. Ei¬ 
nen weiteren Mythos bedient Winfried 
Wolf - wie übrigens auch die so genann¬ 
ten Privatbahnen und ihre Lobbyisten - 
in Form der vermeintlich überhöhten 
Trassenpreise und Stationsgebühren. 
Er sollte wissen, dass sie künstlich nied¬ 


rig gehalten werden. Müsste die DB die 
LuFV- Mittel als Investitionen verbu¬ 
chen, würden die Kosten und damit die 
Kalkulationen für die Gebühren in die 
Höhe schießen. Winfried Wolf sollte sich 
das PRIMON-Gutachten aus der Zeit 
vor dem gescheiterten Börsengang noch 
einmal vornehmen. Dort ist alles zu fin¬ 
den. Ich schätze Wolfs Arbeit. Aber die¬ 
se Argumentation ist fehlerhaft. 

Rainer Perschewski , Berlin 

Ärgerlich weil unpräzise 

„Deutschland bleibt 
Reichenparadies“, UZ vom 30.9.2016 

Dass die wirklich Reichen (inkl. der ju¬ 
ristischen Personen des privaten Rechts 
wie AG, GmbH) nicht entsprechend 
ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähig¬ 
keit besteuert werden, ist von Linken 
zu thematisieren und zu kritisieren. Är¬ 
gerlich wird der Artikel, wenn es ganz 
unpräzise wird. Die Vermögensteuer ist 
nicht etwa „abgeschafft“ worden, son¬ 
dern sie wird seit dem 1.1.1997 nicht 
mehr erhoben, weil sie durch den Ge¬ 
setzgeber nicht mehr grundgesetzkon¬ 
form ausgestaltet wurde. Dabei geht es 
um die Bewertung des „Grundvermö¬ 
gens“, dass wertmäßig mit nur ca. 1/6 
oder einem 1/8 des tatsächlichen Ver¬ 
kehrswertes bei der Vermögensteuer 
berücksichtigt wurde. Das könnte - bei 
Vorhandensein eines entsprechenden 
politischen Willens durch die Über¬ 
nahme der bewertungsrechtlichen Erb¬ 
schaftsteuerregelungen zum Grundver¬ 
mögen - behoben werden. Hier wäre zu 
skandalisieren, dass noch kein Gesetz¬ 
geber seit 1995 den Auftrag des Bun¬ 
desverfassungsgerichtes angenommen 
hat, ein sonst vollgültiges Bundesgesetz 
grundgesetzkonform zu gestalten. 

Einen Körperschaftsteuersatz von 
56 Prozent gab es auch unter Kohl 
(CDU) nicht. Die juristischen Perso¬ 
nen des privaten Rechts (also AGs, 
GmbHs) wurden damals mit 30 Pro¬ 
zent (einbehaltene Gewinne) und 
36 Prozent (ausgeschüttete Gewin¬ 
ne) besteuert; zusätzlich kam die Ge¬ 
werbesteuer in Ansatz. Dass jetzt der 
Körperschaftsteuersatz 15 Prozent be¬ 
trägt, ist zutreffend. Rechnet man die 
Gewerbesteuer hinzu kommt man auf 
eine nominale Gesamtbelastung von 
ca. 30 Prozent. Aber wie oben schon 
angedeutet, zahlen die großen Einhei¬ 
ten keine oder so gut wie keine Ertrag¬ 
steuern. Bei der Umstellung auf den 
heute niedrigen Körperschaftsteuer¬ 
satz von 15 Prozent ist mitzuberück¬ 
sichtigen, dass über 8b Körperschaft¬ 
steuer-Gesetz die großen Einheiten 
den Verkauf strategischer Beteiligun¬ 
gen steuerfrei veräußern durften. Das 
haben Deutsche Bank und Co. weid¬ 
lich genutzt. Die dadurch bedingten 
Steuerausfälle wurden nie ermittelt. 
Auch sind die Gewinne (Dividenden) 
komplementär zu dieser Regelung 
steuerfrei. 

Thomas Ewald-Wehner y Nidderau 

Etwas verklärter Blick 

„Heartfield: Lachen als vernichtende 
Waffe“, UZ vom 16.9.2016, S. 16 

Der Artikel zu Heartfield wirft einen 
etwas verklärten Blick auf seinen Um¬ 


gang mit ihm in der DDR auch zu Zei¬ 
ten von Walter Ulbricht. Meine Ge¬ 
neration (Jahrgang 1956) kannte den 
Künstler sehr gut. Seine äußerst tref¬ 
fenden Fotomontagen waren fast all¬ 
gegenwärtig - im positiven Sinne. So 
in Geschichtsbüchern für die Schu¬ 
le aber auch in Museen (Museum für 
deutsche Geschichte in Berlin) war er 
unübersehbar und wurde von uns we¬ 
gen der politischen Treffsicherheit sehr 
geschätzt, die Bildaussagen konnten 
ganze Vorträge locker ersetzen. Heute 
ist er fast vergessen, aus den Schulbü¬ 
chern und dem genannten Museum ist 
er verbannt. 50 km östlich von Berlin 
in Waldsieversdorf in der Märkischen 
Schweiz steht sein Sommerhäuschen 
mit einer kleinen Ausstellung unweit 
von Buckow, wo das von Brecht steht - 
beide kannten sich. 

Jürgen Claußner ; Berlin Hellersdorf 

Wenig praxistauglich 

„Ein bisschen mehr ungleicher 
Lohn?“, Kommentar von Phillip 
Kissel, UZ vom 30.9.2016 

Persönlich neige ich dazu, besser keine 
Tarifverträge (TV) abzuschließen als 
schlechte. Dennoch befasse ich mich 
mit den Argumenten jener Kollegin¬ 
nen, die das anders sehen. Sie abzu¬ 
stempeln als solche, die nur die Pro¬ 
fite sichern wollten, ist gerade bei der 
Leiharbeit platt, wenig praxistauglich 
und weitab von der Gewerkschaftspo¬ 
litik der DKP seit 1968. 

Leiharbeit wurde durch die 
Agendapolitik zum sozialen Problem 
und dadurch, dass auch hier schlechtere 
tarifvertragliche als gesetzliche Rege¬ 
lungen erlaubt sind. Das öffnete Kapi¬ 
talisten den Weg zu Dumping-TV mit 
„Christlichen“ oder mit deren Andro¬ 
hung, den DGB unter Druck zu setzen. 
So kamen in kaum organisierten Bran¬ 
chen Verträge zustande, die verschärfte 
Ausbeutung allenfalls begrenzten. 

In Statusverfahren vor dem Bundes¬ 
arbeitsgericht wurde geklärt, dass diese 
„Gelben“ nicht tariffähig sind. Das Ar¬ 
gument, dass jetzt ohne DGB-TV glei¬ 
cher Lohn bezahlt werden müsse, ist 
oberflächlich betrachtet OK. Einwände 
dagegen sind: Die aktuellen TV wirkten 
auch ohne Neuabschlüsse weiter. Diese 
Nachwirkung in Frage zu stellen, könn¬ 
te für andere Branchen nachteilig wer¬ 
den. Ohne TV gäbe es für die verleih¬ 
freien Arbeitszeiten keine Regelungen. 
Es gibt noch andere „Gelbe“, die ein- 
springen könnten, deren TV frühestens 
nach 4 bis 5 Jahren ggf. für unwirksam 
erklärt würden. 

Klassenbewusste Organisierung 
... von Leiharbeitern und Stammbe¬ 
legschaften als Alternative klingt gut, 
der Wille alleine reicht aber nicht aus. 
Desorganisation in der modernen Ar¬ 
beitswelt, Wegbrechen traditioneller 
Milieus, Berieselung durch Medien 
etc. seien hier nur erwähnt. Verbale 
Kraftakte helfen da nicht weiter. Über 
gegenteilige Erfahrungen in seinem 
Betrieb kann der Autor ja gelegent¬ 
lich mal berichten, derweil sich andere 
weiter von unserem Programm leiten 
lassen werden. 

Volker Metzroth, Bad Kreuznach 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 7. 0KT 


Chemnitz: Die Autorin Jenny Heimann liest 
aus "Mi Corazön - Meine liebe Luise", ein 
Buch über das Leben eines Spanienkämp¬ 
fers. Musikalisch wird die Lesung ergänzt 
durch Quijote. QuerBeet, Rosenplatz 4, 
18.00 Uhr. 


MO ★ 10. 0KT 


Münster: "Ein Jahrhundert wird besichtigt. 
Teil 2: 1945 - Die Welt hat sich befreit." 
Vortragsreihe von DKP und SDAJ mit Rai¬ 
mund Ernst. Kulturkneipe F24, Frauenstra- 
ße 24,19.30 Uhr._ 

Darmstadt: „Griechenland und die Euro¬ 
krise“, Veranstaltung von DKP und SDAJ 
mit Andreas Wehr. Heiner-Lehr-Zentrum, 
Kopernikusplatz 1,18.00 Uhr. 


Dl ★ 11.0KT 


Schengen: „Aufstehen für ein soziales 
Europa ohne Grenzen!“ Die DKP Saarland 
unterstützt die Aktion von Gewerkschaften 
der Großregion für ein soziales Europa und 
gegen Grenzkontrollen. Beginn um 14.30 
Uhr auf dem Zentralplatz in Schengen, 
anschließend Kundgebung an der Grenz- 
brücke._ 

Gießen: „Griechenland und die Eurokri¬ 
se“, Veranstaltung von DKP und SDAJ mit 
Andreas Wehr. Kongresshalle, Versailles- 
Zimmer, 19.00 Uhr. 


Ml ★ 12. 0KT 


Wetzlar: „Griechenland und die Eurokrise“, 
Veranstaltung von DKP und SDAJ mit And¬ 
reas Wehr. Kulturzentrum "Franzis", 19.00 
Uhr_ 

Stuttgart: „Wirtschaft zwischen Demokra¬ 
tie und Verbrechen.“ Politischer Vortrag von 
Professor Hans See. Clara-Zetkin-Haus, 
Gorch-Fock-Straße 26,19.30 Uhr. 


DO ★ 13. 0KT 


Nürnberg: „Umstrukturierungen bei Sie¬ 
mens“, gemeinsamer Gruppenabend von 
DKP Erlangen und DKP Nürnberg. Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr._ 

Marburg: „Griechenland und die Eurokri¬ 
se“, Veranstaltung von DKP und SDAJ mit 
Andreas Wehr. DGB-Haus, Dinnebier-Saal, 
Bahnhofstraße 6,19.30 Uhr. 


FR ★ 14 0KT 


Siegen: „Spanien 1936 - 39“, Erich 
Schaffner singt Spanienlieder. Veranstal¬ 
tung der DKP Siegen-OLpe-HSK und WN- 
BdA Siegen-Wittgenstein. VEB Politik Kunst 
und Unterhaltung, Marienborner Straße 16, 
20.00 Uhr._ 

Nürnberg: „Syrien im Licht des Völker¬ 
rechts“, Veranstaltung mit Gregor Schirmer. 
Villa Leon, Philipp-Körber-Weg 1,19.30 Uhr. 

Frankfurt/Main: „Griechenland und die 
Eurokrise“, Veranstaltung von DKP und 
SDAJ mit Andreas Wehr. DGB-Haus, Wil- 
helm-Leuschner-Str. 69-77; 19.00 Uhr. 


SA ★ 15. 0KT 


Gießen: Bezirksmitgliederversammlung 

der DKP Hessen zur Aufstellung und Wahl 
der Landesliste für die Bundestagswahl 
2017. Bürgerhaus Gießen-Wieseck, Philo¬ 
sophenstraße 26,11.00 Uhr. 


SO ★Iß. OKT 


Nürnberg: „Das Dschungelbuch“, Zei¬ 
chentrickfilm aus der UdSSR, Roter Film¬ 


abend der DKP, Rotes Zentrum, Reichstraße 
8,17.00 Uhr. 


MO ★ 17. OKT 


Hamburg: "Profit geht vor Gesundheit", Öf¬ 
fentlicher Gruppenabend der DKP-Gruppe 
Hamburg-Nord mit Mitgliedern der Gruppe 
Öffentlicher Dienst zur Mindestpersonal¬ 
bemessung im Krankenhaus. Bürgerhaus 
Langenhorn, Tangstedter Landstraße 41, 
19.00 Uhr._ 

Bad Kreuznach: Monatliche Versammlung 
der Bad Kreuznacher DKP, u. a. zur Aktion 
gegen neue Trinkwassertarife, und der Be¬ 
teiligung an den lokalen Friedenswochen. 
Wassersümpfchen 23,19.00 Uhr. 


Dl ★ 18. OKT 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Freigarten, Doberaner Straße 
21,19.30 Uhr. 


Ml ★ 19.OKT 


Röthenbach/Pegnitz: Versammlung der 
DKP Nürnberger Land zu aktuellen Prob¬ 
lemen und zur Bundestagswahl 2017 mit 
dem Bezirksvorsitzenden der DKP Nord¬ 
bayern, Gustl Ballin. Floraheim, 19.00 Uhr. 


DO ★ 20.OKT 


Nürnberg: Vorbereitung auf die Landes¬ 
mitgliederversammlung, Gruppenabend 
der DKP Nürnberg. Rotes Zentrum, Reich¬ 
straße 8,19.00 Uhr. 


SA ★ 22. OKT 


Rostock: Landesmitgliederversammlung 
der DKP Mecklenburg-Vorpommern zur 
Kandidatur zur Bundestagswahl 2017 und 
einer Auswertung der Landtagswahl 2016. 
Cafe Maya; Wismarsche Straße 21, 11.00 
Uhr. 


SO ★ 23. OKT 


Nürnberg: Wahlversammlung zur Aufstel¬ 
lung einer bayerischen Landesliste der DKP 
Nordbayern und Südbayern für die Bundes¬ 
tagswahlen 2017. Diese Wahlversammlung 
findet statt als gemeinsame Landesmit¬ 
gliederversammlung der Bezirke Nord- und 
Südbayern. Nachbarschaftshaus Gosten- 
hof, Adam-Klein-Straße 6,10.30 Uhr. 

Wuppertal: Landesmitgliederversammlung 
der DKP Rheinland- und Ruhr-Westfalen 
zu den Landtags- und Bundestagswahlen 
2017. Else-Lasker-Schüler-Gesamtschule, 
Else-Lasker-Schüler-Straße 30,9.00 Uhr. 


Dl ★ 25. OKT 


Nürnberg: Der Krieg gegen die spanische 
Republik (1936-1939) und seine Folgen, 
Veranstaltung mit Hermann Kopp, Nach¬ 
barschaftshaus Gostenhof, Adam-Klein- 
Straße 6,19.00 Uhr. 


Ml ★ 26. OKT 


Bremen: Mitgliederversammlung der DKP- 
Gruppe Bremen. Haverkamp 8,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18, 45127 Essen. 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 


\ 


Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Medaillen entscheiden 

Die Förderung des Leistungssports soll reformiert 
werden 


Erfolgreiche Kometenmission 
„unsanft“ beendet 

Rosetta und Philae: Wichtige neue wissenschaftliche Erkenntnisse 


A m 30. September war es soweit. 
Die - aus wissenschaftlicher und 
technisch-technologischer Sicht 
geradezu revolutionäre - Mission wur¬ 
de beendet, die ESA-Kometensonde 
Rosetta gezielt zum Absturz gebracht. 
Kurz vor der „unsanften Landung“ ge¬ 
gen 12 Uhr 38 Minuten mitteleuropä¬ 


mittleren Durchmesser von vier Kilo¬ 
metern, der für einen Umlauf um die 
Sonne 6,45 Jahre benötigt (minimaler 
Sonnenabstand 186 Millionen Kilo¬ 
meter, maximaler Sonnenabstand 857 
Millionen Kilometer), und startete den 
Lander. Hier gab es ein Problem, der 
die Mission nachhaltig beeinflusste. 


ten sind „Zeugen“ der Entstehung un¬ 
seres Planetensystems vor 4,5 Milliar¬ 
den Jahren. Sie wurden damals aus Eis, 
Staub, Silikaten und organischem Ma¬ 
terial „geformt“. Geklärt werden sollte 
auch, ob Kometen einst die „Bausteine 
des Lebens“ und Wasser auf die Erde 
gebracht haben könnten. 



Blick mit der Navi-Cam der Rosetta-Sonde auf den Kometen 


Eine sicher viele Sportfunktionäre 
alarmierende Nachricht machte dieser 
Tage die Runde. Nicht verbreitet von 
einem Revolverblatt, sondern vom 
Innenminister! Der Wortlaut einer 
Nachricht: „Das Bundesinnenminis¬ 
terium und der Deutsche Olympische 
Sportbund wollen die Förderung des 
Leistungssports grundlegend refor¬ 
mieren. Wie aus einem im Sportaus¬ 
schuss des Bundestages vorgestellten 
Entwurf hervorgeht, sollen Sportler 
und Disziplinen mit hohen Medail¬ 
lenchancen stärker unterstützt wer¬ 
den. Auch das Umfeld soll nun stärker 
berücksichtigt werden. Fehlt dagegen 
eine Perspektive, so ist ein komplet¬ 
ter Förderstopp für eine Disziplin 
möglich. Außerdem soll die Zahl der 
Olympia- und Bundes-Stützpunkte 
reduziert werden. Bundesinnenminis¬ 
ter de Maiziere erklärte, Deutschland 
sei als Sportnation zuletzt schlechter 
geworden. Statt wie bisher Erfolge 
und Misserfolge nachzufinanzieren, 
würden nun das Potenzial und die 
Perspektiven für die Zukunft geför¬ 
dert. Der CDU-Politiker stellte zudem 
mehr Geld in Aussicht. Das Eckpunk- 
te-Papier, das dem SID vorliegt, gilt 
nun als Grundlage für die Diskussio¬ 
nen mit Sportpolitikern und Spitzen¬ 
verbänden.“ 

Der Deutschlandfunk soll diese 
fast verschlüsselte Nachricht ergänzt 
haben: „Kernpunkt ist ein neues För¬ 
dersystem, das sich nach den Perspek¬ 
tiven der Athleten und nicht mehr 
nach den Erfolgen der Verbände in 
der Vergangenheit richtet.“ Das neu 
eingeführte Berechnungsmodell Po- 
tAS (Potenzialanalysesystem) ermit¬ 
telt die Zukunftschancen von Spitzen¬ 
verbänden und einzelnen Disziplinen, 
die im Anschluss mit Hilfe von Attri¬ 
buten (Erfolg, Perspektive, Strukturen 
etc.) in drei unterschiedliche Förder¬ 
gruppen (Cluster) eingeteilt werden. 

Begleitet wird der Prozess von 
ständigen Beratungen unterschiedli¬ 
cher Gremien (PotAS-Kommission, 
Strukturgespräche und Förderkom¬ 
mission). Zu den Gruppen gehören 
Vertreter aus dem DOSB, der Wis¬ 
senschaft, den Ländern und aus dem 
BMI. Für die PotAS-Kommission soll 
ein Büro mit hauptamtlichen Mitar¬ 
beitern eingerichtet werden. 

In früheren Jahren hatte der 
DOSB die Förderung mit den Spit¬ 
zenverbänden verhandelt. Das für den 
Sport zuständige Bundesinnenminis- 


Dortmund gegen Real Madrid. Mit 
Piszczek, Sokratis, Ginter, Schmelzer 
und Weigl gegen Weltstars wie Mod- 
ric, Bale, Benzema und Ronaldo. My 
lovely Mister Singing Club. Und vor¬ 
ne bei uns neben Aubameyang ein 
Guerreiro (22) und ein Dembele (19). 
Uff. Konnte das gut gehen? Es konn¬ 
te. Und wie! 

Pfeilschnell, gierig, unberechen¬ 
bar (okay, manchmal auch ungestüm) 
legten die jungen Borussen vor, dass 
es eine wahre Freude war, außer viel¬ 
leicht für einen Sergio Ramos (31,138! 
Länderspiele für Spanien) in der Ab¬ 
wehr von Real. Wir führen das Welt¬ 
ensemble vor - bis zur 17. Minute. Da 
steht es 0:1. Keine Ahnung, wie das 
passiert ist, aber es war mal wieder die¬ 
se Schmalztolle Ronaldo. Unerträglich 
der Fatzke. Darf man überhaupt Fuß¬ 
ball spielen, wenn man so aussieht? 
Gerade will ich tiefste Depressionen 
in russischem Vodka ertränken, da legt 
Dortmund nach als wäre aber auch gar 
nix passiert. Dembele (25.) und Sokra¬ 
tis (34.). Weiter, weiter! Und siehe, vor 
der Pause: 1:1 durch Aube. Cool. Das 
Stadion tobt. Ich auch. Auf dem Sofa. 


terium (BMI) nickte die Anträge in 
der Regel nur ab. In dem neuen För¬ 
derprogramm kommt dem BMI deut¬ 
lich mehr Einfluss zu. 

Eine starke Änderung soll es auch 
bei der Neuausrichtung der Kader¬ 
strukturen geben. Die bisherige Auf¬ 
teilung in A-, B-, C, DC- und D-Kader 
wird es so nicht mehr geben. Vor allem 
die vielen B-Kader-Athleten sind den 
Reformern ein Dorn im Auge. Statt - 
dessen erfolgt eine Aufteilung in drei 
Gruppen: Im Olympiakader werden 
die Athleten auf die nächsten Olympi¬ 
schen Spiele vorbereitet, im Perspek¬ 
tivkader auf die übernächsten Spie¬ 
le. Der Nachwuchskader sieht einen 
langfristigen Leistungsaufbau vor. 

Zudem soll die Anzahl der Stütz¬ 
punkte reduziert werden. Von den bis¬ 
her 204 Bundesstützpunkt-Einrich¬ 
tungen soll es in Zukunft nur noch 
165 bis 170 geben. Hauptamtliche 
Kräfte sollen die Leitungspositionen 
übernehmen. Die Olympiastützpunk¬ 
te sollen von 19 auf 13 gekürzt werden. 
Deutlich mehr Einfluss erhält die Wis¬ 
senschaft. 

Erinnern Sie sich, verehrter Leser, 
was in Talkrunden und Schlagzeilen 
vor einem Vierteljahrhundert verbrei¬ 
tet wurde? In wenigen Worten: Die 
DDR hat den Sport nur gefördert, um 
durch Medaillen Aufsehen und inter¬ 
nationales Ansehen zu erringen. Mit 
dieser Begründung war die angese¬ 
henste Sportuniversität der Welt, die 
Leipziger DHfK und andere nützli¬ 
che Institute geschlossen worden. Mit 
ziemlicher Sicherheit blieb der Streit 
um das DDR-Trainingszentrum Kien¬ 
baum in Erinnerung - bis die Kanz¬ 
lerin es besuchte und dort ein Som¬ 
merfest feierte. Das ND schrieb dieser 
Tage: „... wer will kann das Eckpunk¬ 
tepapier von BMI und DOSB als eine 
Rückbesinnung auf das vielgeschmäh¬ 
te DDR-Sportsystem interpretieren.“ 
Zu ergänzen wäre vielleicht: Nicht nur 
wer will, wird das tun müssen, sondern 
jeder, der von Realitäten ausgeht! 

Mithin: Wenige Tage nach dem so¬ 
genannten Tag der Einheit, erinnert 
man sich einmal mehr des DDR-Sys- 
tems und tut obendrein so, als wäre es 
eine bundesdeutsche Erfindung! 

Ein Unterschied fiel auf: In der 
DDR hatte sich nie der Innenminis¬ 
ter um den Sport gekümmert, sondern 
das kompetente Staatliche Komitee 
für Körperkultur und Sport ... 

Klaus Huhn 


Die Pause vergeht durch Fach- 
gesimpel der einfachen Art. Da¬ 
nach: Wir gut. Real aber auch. 68. 
Minute: Tor. Für die. Durch Varanes. 

Sch***** 

Dann die Szene des Spiels, für mich 
zumindest: Dembele (der richtig, rich¬ 
tig geil war) raus, Pulisic rein. Einen 
18-Jährigen für einen 19-Jährigen. Das 
war’s dann wohl, wo ist mein Vodka? 
Aber: Guerreiro (70.), Schürrle (75.), 
Mor (83.) - Chancen ohne Ende, nur 
kein Ausgleich. Dann Flanke eben je¬ 
ner Pulisic und Schürrle haut das Ding 
in den verdammten Winkel - 2:2. Das 
Stadion explodiert, mein Wohnzimmer 
auch. Haben die Nachbarn schon die 
Unifomierten angerufen? Egal. Wir 
brüllen und toben, dass es eine Freu¬ 
de ist. 

Fehlt nur der Jürgen, der Kloppo, 
der im Stadion wie ein durchgeknallter 
Gummiball mit gefletschten Zähnen 
die Seitenlinie entlang tobt. Aber die 
Zeiten sind vorbei. Leider. Allerdings: 
Strichmännchen Tuchei, die wandeln¬ 
de Tofustange, macht es ja auch nicht 
schlecht. Das mit dem Fußballspielen 
lassen. Also wirklich nicht. 


ischer Zeit übermittelte Rosetta noch 
einmal spektakuläre Bilder vom erst 
1969 durch Astronomen aus Kiew und 
Duschanbe (Tadschikistan) entdeckten 
Kometen 67P/Tschurjumow-Gerassi- 
menko („Tschuri“). 

Die Auswertung der vielen - im 
Laufe der langjährigen Mission über¬ 
mittelten - Fotos und anderer Daten 
wird noch Jahre in Anspruch nehmen. 
Aber schon jetzt kann man von der 
bislang erfolgreichsten Expedition der 
Europäischen Raumfahrtagentur (Eu¬ 
ropean Space Agency - ESA) spre¬ 
chen, an der neben europäischen Staa¬ 
ten auch Australien, Kanada und die 
USA beteiligt waren. „Tschuri“ ist der 
erste Komet und der siebente „Him¬ 
melskörper“ insgesamt (Venus, Mars, 
der Mond, der Saturnmond Titan und 
zwei Asteroiden waren bzw. sind die 
anderen), auf dem ein Raumflugkör¬ 
per landete. 

Erinnern wir uns: Am 2. März 2004 
startete die fast drei Tonnen schwere 
Sonde mit einer Ariane-5-Rakete vom 
europäischen Raumflughafen Kourou. 
An Bord hatte sie einen Lander (Phi¬ 
lae), der auf dem Kometen „Tschuri“ 
abgesetzt werden sollte. Vor ihr lagen 
lange Jahre des Fluges. Die Mission 
sollte 12 Jahre in Anspruch nehmen. 
Auf dem Weg zum Kometen wurde 
deshalb, um Energie zu sparen, die 
Sonde in den „Schlaf“ versetzt. Da 
die Ariane 5 die Raumsonde zwar 
auf 40 000 km pro Stunde beschleu¬ 
nigt hatte, diese Geschwindigkeit aber 
nicht ausreichte um „Tschuri“ zu errei¬ 
chen, musste Rosetta zuvor noch vier 
Swing-by-Manöver - also nahe Vorbei¬ 
flüge - an Erde und Mars ausführen, 
um durch deren Schwerkraftfelder zu¬ 
sätzlich Schwung zu holen. Dabei än¬ 
derten sich Richtung und Geschwin¬ 
digkeit der Raumsonde. 

Am 10. Juli 2010 flog Rosetta am 
Asteroiden Lutetia vorbei. Zehn Jah¬ 
re nach dem Start erreichte die Sonde 
„Tschuri“, einen Kometen mit einem 


Bei der Landung am 12. November 
2014 - und nach mehreren geplanten 
„Hüpfern“ auf der Kometenoberflä¬ 
che - kam Philae im Schatten einer auf¬ 
ragenden Wand zum Liegen. Die Son¬ 
neneinstrahlung an diesem Ort reichte 
nicht, um einen Dauerbetrieb zu er¬ 
möglichen. Nach 2 Tagen, 7 Stunden 
und 56 Minuten, schaltete der Lander 
deshalb wegen zu geringer Betriebs¬ 
spannung alle Instrumente ab und 
ging in einen Standby-Betrieb über. 
Allerdings konnten noch viele Daten 
übermittelt werden. 80 Prozent der wis¬ 
senschaftlichen Ziele hatte man zu die¬ 
sem Zeitpunkt bereits erreicht. Sieben 
Monate später konnte Philae mehr¬ 
fach weitere Daten senden. Erneute 
Kontaktversuche Anfang des Jahres 
schlugen fehl, am 27. Juli dieses Jahres 
wurden die Kontaktversuche dann end¬ 
gültig beendet. 

Der wissenschaftliche Ertrag der 
Expedition, die neue Erkenntnisse 
über die Entstehung unseres Sonnen¬ 
systems und des Lebens liefern sollte, 
ist schon jetzt außerordentlich. Kome- 


Philaes Landung und die danach 
noch möglichen Untersuchungen lie¬ 
ferten nicht nur Daten über die chemi¬ 
sche Zusammensetzung des Kometen 
und über seine Oberfläche. Gefunden 
wurde dabei auch organisches Materi¬ 
al. Festgestellt wurde die Aminosäu¬ 
re Glyzin, ein Proteinbaustein, sowie 
Phosphor, ein zentraler Bestandteil der 
DNA und von Zellmembranen. Zahl¬ 
reiche weitere organische Verbindun¬ 
gen wurden, sowohl von Rosetta aus 
der Umlaufbahn als auch von Philae 
auf der Oberfläche, entdeckt. 

Es ist also nicht ausgeschlossen, 
dass zumindest „Bausteine des Le¬ 
bens“, die für die Entstehung kom¬ 
plexer Moleküle nötig sind, tatsäch¬ 
lich durch Kometeneinschläge auf 
die Erde kamen. Aber das Wasser der 
Erde stammt wahrscheinlich von As¬ 
teroiden, denn die Messungen und 
folgenden Untersuchungen belegten: 
Das Wasser auf „Tschuri“ hat andere 
Eigenschaften als das in unseren Mee¬ 
ren und Ozeanen ... 

Nina Hager/Ouelle: ESA 


Der rote Kanal 


Deutschland-Tag bei ZDFneo 

Ein wenig spät vielleicht, so knapp 
eine Woche nach dem „Nationalfei¬ 
ertag“, aber ZDFneo bringt ab mittags 
alles, was mensch über das „deutsch¬ 
sein“ wissen muss: „Bismarck und das 
Deutsche Reich“, „Die Deutschen 
- Wilhelm und die Welt“, „Die größ¬ 
ten Wendepunkte der deutschen Ge¬ 
schichte“, abends dann Horrorfilme. 
Thementag nennen die so etwas wohl. 
Sa., 8.io., ab 12.10 Uhr,ZDFneo 

Bei Frida Kahlo 

Nicht der Film mit Romy Schneider, 
aber immerhin: Zu Gast bei der „cha¬ 
rismatischen Rebellin“ Frida Kahlo in 
ihrem Geburtshaus. Hier, im „Blauen 


Haus“ wurde große Politik gemacht, 
bis hin zur Ermordung Trotzkis. Eine 
französische Dokumentation aus dem 
Jahre 2010. Oder doch lieber den Film 
mit Romy Schneider? Wie hieß der 
noch? Ach ja, „Das Mädchen und 
der Mörder“. Alain Delon als Ramön 
Mercader. 

So. 9.io., 17.05 -18.00 Uhr, arte 

Irrsinn Hochleistungssport 

Eine Dokumentation vom NDR- 
Sportclub. Der Titel klingt vielver¬ 
sprechend, leider hält sich der NDR 
bedeckt, was sich nun dahinter ver¬ 
bergen mag. Aber was kurz vor Mit¬ 
ternacht auf den Dritten gesendet 
wird, könnte vielleicht sogar gut sein. 
So., 9.10., 231.5 bis 23.45 Uhr, NDR 


Dortmund vs Real - 
einmal hin, alles drin 
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